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D
ie Bewältigung der Euro-
Krise kann durchaus zum
vierten Gründungsakt der
Europäischen Union wer-
den. Der erste war der
Kalte Krieg infolge der

Stalinisierung Ostmitteleuropas nach dem
Sieg der Alliierten über Hitler-Deutschland
1945. Der zweite die deutsch-französische
Versöhnung, die 1963 im Élysée-Vertrag gip-
felte. Und den dritten stieß die Selbstbefrei-
ung Ostmitteleuropas von der sowjetischen
Kuratel infolge der „samtenen Revolution“
1989 an.
Noch vor etwa einem Jahr war es ja in der
EU verpönt, die Bezeichnung Vereinigte
Staaten von Europa im Mund zu führen, von
der schon 1946 Winston Churchill und
2004 Giscard d´Estaing gesprochen hatten.
Jetzt wurde sie wieder als Fluchtpunkt be-
zeichnet, der am Horizont des europäischen
Einigungsprozesses liegt – und nicht nur
von intellektuellen Träumern, sondern auch
von nüchtern kalkulierenden Politikern wie
dem deutschen Finanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU). Die jüngsten Brüsseler
Gipfelbeschlüsse wurden von vielen Kom-
mentatoren prompt zur Gründung einer Fis-
kalunion stilisiert, die wiederum der Vorhof
jener politischen Union sei, die den Euro
von Anfang an hätte flankieren sollen.
Nun macht das Gerede allein, selbst der Be-
schluss eines EU-Gipfels, noch keine Nägel
mit Köpfen. Der „Krönungsweg“ von der
Währungs- zur politischen Union sieht an-
ders aus als die halbherzige Brüsseler Ver-
ständigung der 26 EU-Staaten vom 9. De-
zember 2011. Eine Realunion müsste eine
zentrale Kompetenz für Steuereinnahmen
und Ausgaben, eine gemeinsame Lohn-, Be-
schäftigungs- und Sozialpolitik bedeuten.
Und die ist ebensowenig in Sicht wie eine
Aufwertung des europäischen Parlaments
zur faktischen Legislative, die Einrichtung ei-
ner europäischen Länderkammer als „EU-
Senat“ und die Umwandlung der Kommis-
sion zu einer echten EU-Regierung. Und das
alles festgeschrieben in einem neuen Ver-
trag, der in einer EU-weiten Volksabstim-
mungen akzeptiert worden wäre? Eine reali-
tätsferne Utopie!
Auch wenn der Euro nach wie vor ein Flick-
werk ist, gelang der EU dennoch ein Meilen-
schritt auf den Fluchtpunkt der Vereinten
Staaten von Europa zu. Wegen des britischen
Vetos ist er nicht ganz abge-
sichert, doch die 26 Konti-
nentaleuropäer – darunter
auch notorische Euroskepti-
ker in Stockholm, Prag und
Budapest – haben sich zu ei-
ner stärkeren Fiskaldisziplin
verpflichtet. Das Verdikt,
Europa sei grundsätzlich un-
fähig, sich zu einer politi-
schen Union zu entwickeln,
wird immer wieder durch
den Verweis auf die europäi-
sche Vielfalt, die Sprachen-
verwirrung, die nationalen, kulturellen, reli-
giösen, mentalen Unterschiede und schließ-
lich gegensätzlichen wirtschaftlichen Inte-
ressen bekräftigt.

Kraftakt Europa Es fehlt auch nicht an his-
torischen Beispielen für diese These. Das an-
tike Imperium Romanum spaltete sich in
Ost- und Westrom und zerfaserte im Westen
infolge der Völkerwanderung. Das Heilige
Römische Reich wiederum gab im 16. Jahr-
hundert seinen universellen Anspruch auf,
verengte sich zur „deutschen Nation“ und
siechte dahin, bis es ein französischer Impe-
rator kurzerhand auflöste. Sein Kraftakt ei-
nes Europa unter französischen Fittichen
scheiterte genauso wie der eines böhmi-
schen Gefreiten 150 Jahre später unter
„großdeutschen“. Es gibt keinen Grund, die
Habsburger Monarchie für ein geglücktes
Modell eines vereinten Europa zu halten. Zu
viel Gewalt, eklatanter Rechtsbruch und dy-
nastischer Eigensinn lagen ihr zugrunde. Die
Sissi-Nostalgie hält sich im Donauraum in
Grenzen.
Auch andere Föderationen und Unionen,
die in Europa je geknüpft wurden, stehen
heute kaum im Rampenlicht. Man muss
nicht gleich die Sowjetunion oder Jugosla-
wien als Beleg anführen. Die Kalmarer Uni-
on in Skandinavien dauerte 126 Jahre, bis sie
zerfiel. Die polnisch-litauische hatte zwar

ganze 400 Jahre Bestand, davon etwa 250
Jahre sogar recht erfolgreich. Dann aber ver-
loren ihre Träger den Stein der Weisen. Die
polnisch-litauische Adelsrepublik verfiel in
Selbstgenügsamkeit und verwehrte im 
17. Jahrhundert die Erweiterung der politi-
schen Nation auf alle Stände, Ethnien und

Konfessionen. Innere Sta-
gnation und Hilflosigkeit
gegenüber den machtpoliti-
schen Ambitionen der Ho-
henzollern, Romanows und
der Habsburger waren die
Folge. Die Reformbewegung
Ende des 18. Jahrhunderts
kam zu spät. Die „Rzeczpos-
polita“ wurde fast zeitgleich
mit dem Heiligen Römi-
schen Reich von der euro-
päischen Karte ausradiert.
Dieser historische Rückblick

ist notwendig, wenn man die Chance, die in
der jetzigen EU-Krise steckt, verstehen und
aufgreifen will. Alt-Bundeskanzler Helmut
Schmidt betonte in seiner großen Rede auf
dem jüngsten SPD-Parteitag erneut, dass im
21. Jahrhundert Europa nur als eine mehr
oder weniger vereinte Entität im globalen
Wettbewerb mit neuen Potenzen in Asien
oder Südamerika bestehen kann. Das ist
mehr als ein Fluchtpunkt, das ist nachweis-
bare Realität. Keine europäische Volkswirt-
schaft, auch nicht die stärkste, kein Natio-
nalstaat, auch nicht der effizienteste, kön-
nen die Herausforderungen alleine meis-
tern.

Kein Vasall Auch wenn in aller Herren Län-
dern Schindluder mit nationalen Stereoty-
pen und historischen Klischees getrieben
wird, ist europaweit ein Lernprozess im Gan-
ge. Die deutschen Boulevardmedien spre-
chen – ganz in der Tradition Friedrichs des
Großen – von Gebietsannexionen („ver-
kauft mal die Inseln“) in Griechenland; die
griechischen oder italienischen wiederum
zeichnen die Bundeskanzlerin in einer Na-
zi-Uniform, die polnischen Nationalkonser-
vativen tönen vom „IV. Deutschen Reich“,
dem der polnische Außenminister mit sei-
ner Berliner Rede zum Abschluss der polni-
schen EU-Ratspräsidentschaft eine Lehns-
huldigung geleistet habe. Von wegen Huldi-

gung! Das Bekenntnis Radoslaw Sikorskis, er
fürchte weniger deutsche Aktivitäten als
deutsche Untätigkeit, war eher ein Schubs
nach dem Motto: Nun macht endlich etwas
für Europa, ihr seid doch nicht allein der
Nettozahler, sondern als Exportnation auch
der größte Nutznießer der EU. Sikorski zähl-
te dies genau auf und wies auf die Notwen-
digkeit politischer Reformen hin, wenn die
EU nicht wie einst Jugoslawien zerfallen
oder einer inneren Lähmung erliegen soll,
wie einst der Staat Polen-Litauen. So redet
kein Vasall. Und so wurde es auch verstan-
den.

Druck  Der entschiedene Ruf aus Polen nach
„mehr Europa“ – auch Sikorski erwähnte die
Vereinigten Staaten von Europa –, ist ein Be-
leg dafür, dass Deutschland und Polen – in
der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts wohl
die schwierigsten Nachbarn in Europa – in-
zwischen eine wahrlich europäische Interes-
sengemeinschaft entwickelt haben. Damit
kein Missverständnis entsteht: Es sind nach
wie vor asymmetrische Grö-
ßen. Doch es trennt sie kein
historischer, mentaler und
wirtschaftlicher Andreasgra-
ben mehr. Polen hat die ers-
ten Phasen der Finanzkrise
souverän überstanden.
Selbst mit Deutschland hat
es eine positive Handelsbi-
lanz. Und mit Donald Tusks
erneutem Sieg bei den Parla-
mentswahlen hat es auch
seine politische Berechen-
barkeit bewiesen, die auf die
Region mit stabilisierend wirkt.
Die EU-Krise wirkt europaweit als politi-
scher Beschleuniger einer europäischen Ge-
sinnung. Die Debatten über die politischen
Reformen schwappen über in die politologi-
schen think tanks, Redaktionsstuben und
Hinterzimmer der Politik. Der Schubs „nun
macht doch was“ mag von der Euro-Krise
verursacht sein, doch das Echo hat die TV-
Talkshows und Rednerpulte nationaler Par-
lamente erreicht. Die griechischen oder spa-
nischen „Wutbürger“ mögen laut protestie-
ren, Gegenentwürfe haben sie  nicht. Die
programmatischen Europa-Debatten wer-
den unter dem Druck der Krise mittlerweile

in den nationalen Parlamenten geführt, wo
es nicht nur um Zinssätze geht, sondern da-
rum, ob man zugunsten von mehr Europa
auch auf Teile der eigenen nationalen Vor-
rechte zu verzichten bereit ist. 
Im polnischen Sejm jedenfalls wurde wäh-
rend der Europadebatte vor Weihnachten
Klartext gesprochen. Jaroslaw  Kaczynskis
nationalkonservative Partei „Recht und Ge-
rechtigkeit“, die ein Misstrauensvotum ge-
gen den Außenminister wegen angeblichen
„Ausverkaufs nationaler Interessen“ bean-
tragt hatte, sah sich einer Koalition fast al-
ler im Parlament vertretenen Parteien ge-
genüber. Kaczynskis nationaler Egoismus
zieht eine Minderheit an. Wenn Polen
schon ein Nettoempfänger ist, dann solle es
sich im Rahmen seiner Möglichkeiten auch
als Noch-nicht-Euro-Staat am Rettungs-
schirm für den Euro beteiligen.  „Es lohnt
sich eher, an die EU zu glauben, als nicht zu
glauben“, sagte Donald Tusk im Sejm – an-
spielend auf die berühmte rationale Glau-
benswette des französischen Wissenschaft-

lers Blaise Pascal aus dem
17. Jahrhundert. Oder, wie
der Staatspräsident Bronis-
law Komorowski es un-
längst formulierte: „Lasst
uns Polen bis an die Kopf-
spitze in die EU einbud-
deln, mitsamt dem ganzen
Ulanen-Tschako, der vier-
eckigen Krakauer Mütze
und den Mohair-Baretts“ –
gemeint sind die Symbole
der polnischen Aufstände,
der Folklore und des autisti-

schen Nationalkatholizismus. Weder
Deutschland noch Polen werden im 
21. Jahrhundert ganz in Europa aufgehen,
doch europäischer werden sie allemal. Dass
jedenfalls Kroatien ausgerechnet während
der Krise der Gemeinschaft beitritt und die
nächsten Anwärter nachdrängen, belegt die
Vitalität der EU. Adam Krzeminski ❚

Der Autor ist Redakteur der Zeitung „Polity-
ka” und gilt in Polen als einer der besten

Kenner Deutschlands. Für seine Verdienste
um die Verständigung wurde er unter ande-
rem mit dem Großen Bundesverdienstkreuz

ausgezeichnet.

Die Unvollendete  
EUROPA In der Krise steckt die List der Vernunft, ihr Druck beschleunigt die Einigung des Kontinents  Helle Thorning-Schmidt Die erste Aus-

landsreise führte die neue dänische Minister-
präsidentin nach Brüssel. Das ist kein Zufall.

Thorning-Schmidts
linksliberales Bünd-
nis regiert seit Okto-
ber 2011 und setzte
gleich ein Zeichen:
Die umstrittenen
Grenzkontrollen der
Vorgängerregierung
wurden einkassiert.
Durch Zusammenar-
beit mit den Nach-
barländern könne

man gegen Schmuggel cleverer vorgehen,hieß
es in Kopenhagen. Und in welchem Rahmen
ließe sich das besser machen als in der EU?
Ausgerechnet die europaskeptischen Dänen,
die nun die EU-Ratspräsidentschaft übernom-
men haben, wollen näher an Brüssel heranrü-
cken. Ihre Regierungschefin, 45 Jahre und die
erste Frau in diesem Amt, kennt sich dort be-
reits bestens aus: 1999-2004 saß Thorning-
Schmidt im Europa-Parlament. ahe ❚

Mal hatte Bundestagspräsident Norbert
Lammert (CDU) in der 16. Legislaturperiode
die Lacher auf seiner Seite. Die Betreiber der
Internetseite bundestagger.de haben die Ple-
narprotokolle nach dem Stichwort „Heiter-
keit“ durchsucht. Ergebnis: Der Präsident ist
unangefochtener Spitzenreiter. Ihm folgen
die SPD-Abgeordneten Peer Steinbrück (171)
und Ludwig Stiegler (77).

KOPF DER WOCHE

Begeistert  
für Europa
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»Ich 
bleibe
gedämpft
zuversichtlich.«
Verteidigungsminister Thomas de
Maizière (CDU) bewertet die Sicherheitsla-
ge am Hindukusch bei seinem vorweihnacht-
lichen Besuch in Afghanistan vorsichtig.

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main

Europa und der Stier: Mit dem Gründungsmythos verbindet sich  – wie hier bereits auf einer Karrikatur aus dem Jahr 1913 – die Hoffnung auf Einigung des Kontinents.
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Die Krise 
wirkt als 

politischer
Beschleuniger

einer 
europäischen
Gesinnung.

»Es lohnt 
sich eher 

an die EU zu
glauben, als

nicht zu 
glauben.«

Donald Tusk
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Eigentlich geht es uns zu Beginn dieses neuen
Jahres gut. Jedenfalls sagen das alle statisti-
schen Erhebungen. Das Konsumverhalten ist
munter. Das Geschäftsklima stimmt. Und laut
Umfrage eines Versicherungskonzerns sehen
die Deutschen ihr persönliches Dasein derzeit
weit optimistischer als vor Jahresfrist. Das ist
beruhigend, auch wenn dieser Befund so gar
nicht zu den Krisen des letzten Jahres passen
will. Dieses 2011 hatte es in sich: Ehec-Hyste-
rie, Tsunami-Katastrophe, Amoklauf in Norwe-
gen und Neonazi-Morde in Deutschland. Ereig-
nisse mithin, die auf das politische Geschehen
im Bundestag großen Einfluss genommen ha-
ben, wie besonders der Beschluss zum Ausstieg
aus der Kernenergie nach Fukushima zeigt. Fast
nebenbei entschließt sich ein Großteil der ara-
bischen Welt zum Aufbruch in ein neues Zeital-
ter. Und als wäre all das nicht spannend genug,
muss auch noch um die gemeinsame europäi-
sche Währung gebangt werden.
Innenpolitische Themen werden, wiewohl auf-
geregt verhandelt, zu Petitessen. Fast verges-
sen: 2011 war das „Superwahljahr“ mit sieben
Landtagswahlen. In Baden-Württemberg stürzt
die CDU nach Jahrzehnten an der Regierungs-
macht, Winfried Kretschmann wird erster grü-
ner Ministerpräsident. Oder die Plagiatsaffäre
des Karl-Theodor zu Guttenberg, Guido Wester-
welles Rücktritt vom FDP-Parteivorsitz, die De-
batte um Bundespräsident Christian Wulff.
Die Zeitläufte werden sich 2012 kaum beruhi-
gen. Da ist die alles überspannende Herausfor-
derung, die Finanzmärkte in Europa neu zu jus-
tieren. Innenpolitisch muss vordringlich das un-
vorstellbare Ausmaß rechtsextremer Gewaltbe-
reitschaft eingedämmt werden. Schließlich gilt
es, sich verstärkt erneuerbaren Energietechni-
ken zuzuwenden. Keine leichten Aufgaben für
die Politik. Zumal das Volk angesichts der Bun-
destagswahl im Folgejahr Haltungsnoten notie-
ren wird – bei aller einstweiligen Zufriedenheit.

EDITORIAL

Zufrieden in
der Krise

VON JÖRG BIALLAS 
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Herr Professor Herzog, was sind die
entscheidenden Herausforderungen für
das Jahr 2012? 
Kurzfristig natürlich die Schuldenkrise. Ich
wage allerdings keine Prognose, weil die Si-
tuation völlig neu ist. Eine Krise wie diese
hat es noch nicht gegeben. Das heißt, es gibt
auch keinen, der damit Erfahrung hat. Das
ist die eigentliche Schwierigkeit.

Wie bedrohlich ist die gegenwärtige
Schuldenkrise für die Demokratie? 
Die Krise könnte eine Bedrohung für die
Demokratie werden. Das Fundament der
Demokratie ist das Vertrauen in die Institu-
tionen und die Menschen, die diese Institu-
tionen bewegen. Wenn die Institutionen
nicht mehr funktionieren, dann sinkt das
Vertrauen. Aus den Meinungsumfragen und
auch aus Zuschriften, die ich erhalte, lässt
sich ein Prozess des Vertrauensverlustes
schon ablesen. Aber Vertrauen lässt sich na-
türlich auch wieder gewinnen.

Wie?
Das Erste, was Vertrauen schafft, ist der Er-
folg. Das Zweite ist Transparenz. Das Dritte
ist, die gemachten Fehler auszumerzen. Ein
Beispiel für einen solchen Fehler ist die Auf-
nahme Griechenlands in die Eurozone. 

Für wie dramatisch halten Sie den Ver-
trauensverlust der Bevölkerung in die po-
litischen Institutionen?
Der Vertrauensverlust ist dramatisch. Er
trifft vor allem die EU. Warum etwa lassen
es die Gemeinschaftsverträge nicht zu, dass
man die Haushaltspolitik der Mitgliedsstaa-
ten scharf kontrolliert und denen, die dabei
nicht mitmachen, kein Geld mehr gibt und
ihnen die Mitsprache darüber, was mit der
Eurozone passiert, entzieht? Wenn eine Ge-
meinde einen Staatskommissar bekommt,
weil sie überschuldet ist, dann sitzt der Bür-
germeister auch nicht mit im Kabinett. 

Geht der Weg in Richtung eines Kern-
europas?
Ja und nein. Ich vertrete seit Jahren die Auf-
fassung, dass es nicht primär darum geht, die
EU einfach zu vergrößern. Wenn es darum
geht, die Stimme Europas in der Welt zu er-
heben, etwa um die Einhaltung der Men-
schenrechte zu fordern, dann kann das nur
von den EU-Staaten gemacht werden, die da-
zu stark genug sind. Staaten, die aus wirt-
schaftlichen Gründen Rücksichten nehmen
müssen, wird man da nicht mitnehmen kön-
nen. Es gibt in den Gemeinschaftsverträgen
aber für einzelne Staaten, die das wollen, die
Möglichkeit, enger zusammenzuarbeiten.
Das muss stärker mobilisiert werden.

Wie weit soll die Integration gehen?
Brauchen wir die Vereinigten Staaten von
Europa?
Ich halte den Begriff, mit Verlaub, für un-
brauchbar. Diejenigen, die dem das Wort re-
den, sagen doch noch nicht einmal, was sie
damit genau meinen.

Als Orientierungspunkt gelten die Ver-
einigten Staaten von Amerika.
Das ist völlig undenkbar. Die Europäische
Union ist nicht als Superstaat konzipiert.
Sie kann so nicht funktionieren. Wir leben
in einer Welt, in der es auf Flexibilität, auf
individuelle Initiativen der Staaten an-
kommt. Schon heute lähmen doch die Mas-
sen von Vorschriften, die Brüssel produziert,
die Europäische Union.

Der Präsident des Bundesverfassungs-
gerichts, Voßkuhle, hat kürzlich in einer
Podiumsdiskussion mit Parlamentspräsi-
dent Lammert gesagt, die schleichende
Transformation in einen europäischen
Bundesstaat habe längst begonnen. Er
pocht darauf, den Übergang demokratisch
zu legitimieren. Was ist Ihre Position?
Ich stimme ihm zu. Die EU ist für die Auf-
gabe, sich in der sich neu ordnenden Welt

zu behaupten, nicht ausreichend gewapp-
net. Es geht darum, die EU nicht so groß wie
möglich, sondern so stark wie möglich zu
machen. Zunächst muss rund die Hälfte der
mittlerweile bis zu 70.000 Druckseiten EU-
Vorschriften abgeschafft werden. Zudem
sind die in den EU-Verträgen festgelegten
Zuständigkeiten exakt einzuhalten. 

Herr Bundespräsident, der Bundestag
hat sich intensiv mit der Bewältigung der

Schuldenkrise befasst. Wie ist das aus Ih-
rer Sicht gelaufen? 
Das ist an sich nicht schlecht gelaufen. Aber
ich sehe in Deutschland ein grundlegendes
Verfassungsproblem. Unsere Parlamente
auf Bundes- und Landesebene sind im
Grunde zu Gesetzgebungsmaschinerien de-
naturiert, weil für jede Kleinigkeit, die eine
Verwaltung macht, eine gesetzliche Grund-
lage vorliegen muss. In der Folge ist die ers-
te Aufgabe der Parlamente, politisches

Steuerungsorgan neben der Regierung zu
sein, über die Wupper gegangen. Auch bei
der Schuldenkrise wurde im Parlament da-
her nicht ausreichend diskutiert.

Karlsruhe hat das vom Bundestag be-
schlossene Neuner-Gremium vorerst ge-
stoppt, das zu Entscheidungen in Sachen
Euro-Rettungsschirm berufen ist. Muss das
Parlament vor seinen eigenen Entschei-
dungen geschützt werden?
Darüber mache ich mir keine Sorgen. Wir
haben ein selbstbewusstes Parlament. Aller-
dings: Wenn der Bundestag für eine Sache
zuständig ist, dann ist das Verhältnis von
620 zu neun Abgeordneten schon ein wenig
auffällig.

Herr Professor Herzog, Sie haben im
„Konvent für Deutschland“, dem Persön-
lichkeiten aus Politik und Wirtschaft an-
gehören, ebenfalls die Schuldenkrise dis-
kutiert. Mit welchem Ziel? 
Wir sind angetreten, die Reformfähigkeit
der Institutionen zu befördern. Gerade auf
europäischer Ebene ist da viel zu tun. So
rächt es sich, dass keine Institution geschaf-
fen wurde, die über die Einhaltung der Sta-
bilitätskriterien tatsächlich wachen kann.
Ich bin fest davon überzeugt, dass eine EU-
Haushaltsaufsicht für Schuldenstaaten mit
weitreichenden Prüfungs- und Sanktions-
möglichkeiten eingeführt werden muss.

Eine gravierende institutionelle Ver-
änderung wäre die Einführung einer
Wirtschaftsregierung in Brüssel.
Da bin ich entschieden dagegen. Was
braucht es denn? Jedenfalls keinen gewöhn-
lichen Haushaltsplan aus Brüssel für Grie-
chenland oder Deutschland. Wohl aber Eck-
daten, die für alle Mitgliedstaaten verbind-
lich sind und auch durchgesetzt werden; et-
wa eine Ober- und Untergrenze der
Staatsquote, eine Obergrenze für Personal-
kosten und eine Mindest-Investitionsquote.
Dafür braucht man aber keine eigene Wirt-
schaftsregierung.

Themenwechsel. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat die Fünf-Prozent-Klausel
bei der Europawahl gekippt. Hat das Aus-
wirkungen für die Bundestagswahl?
Ich halte die Fünf-Prozent-Klausel in der
Bundesrepublik nach wie vor für gerechtfer-
tigt, weil wir ein parlamentarisches System
haben. Die Klausel hat ihren Ausgangs-
punkt in der Zersplitterung des Parteiensys-
tems in der Weimarer Republik. Ziel war es,
stabile Regierungsverhältnisse zu schaffen.
Das ist weiterhin wesentlich. In Europa ist
das anders. Das EU-Parlament hat zwar
Kompetenzen, nicht aber die, die Regierung
einzusetzen. Infolgedessen gibt es auch kei-
ne Notwendigkeit, dass die Kommission
mit einer stabilen Mehrheit arbeiten muss.

Ist es richtig, ein neues NPD-Verbots-
verfahren anzustrengen?
Es ist richtig, ein Verbotsverfahren anzu-
schieben – unter der Voraussetzung, dass
man mit hoher Wahrscheinlichkeit den Pro-
zess gewinnt. Das heißt nicht zwingend, al-
le V-Leute abzuziehen. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat 2003 lediglich moniert,
dass der Verbotsantrag wesentlich mit Aus-
sagen von V-Leuten begründet worden war.
Grundsätzlich gilt: Wenn ich einen verfas-
sungsfeindlichen Gegner habe, ob der links
oder rechts steht, ist mir gleichgültig, dann
muss ich aus allen Rohren feuern. Dazu ge-
hört auch, ihm die Organisations- und Re-
krutierungsbasis wegzunehmen. ❚

Das Interview führten 
Jörg Biallas und Monika Pilath.

Professor Roman Herzog (77) war von 
1987 bis 1994 Präsident des Bundesver-
fassungsgerichts und von 1994 bis 1999 

Bundespräsident. Er engagiert sich heute im
„Konvent für Deutschland“.
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GIBT ES 2012 EINEN WEG AUS EUROPAS KRISE ? 

Heribert Prantl
»Süddeutsche Zeitung« 

Daniel Goffart 
»Handelsblatt«

Fundament für Europa

W ie lässt sich Demokratie in Europa,
in einer Union von 450 Millionen
Bürgern, verwirklichen? Am 
besten so, dass man couragiert

damit anfängt.
Das Grundgesetz hat nun, mehr als sechs Jahr-
zehnte lang, den Weg nach Europa gewiesen; es
war ein Wegweiser zu den europäischen Sternen.
Die deutsche Politik ist dieser Weisung gefolgt,
nicht immer auf geradem Weg. Sie hat Vertrag um
Vertrag unterschrieben, Verträge, die den Namen
verschiedenster europäischer Städte tragen –
Rom, Brüssel, Luxemburg, Den Haag, Maastricht,
Amsterdam, Nizza, Lissabon – und schon damit
zeigen, wie weit man gekommen ist. Aber nun ist
man dort angekommen, wo der Bundesstaat
Europa beginnt. So weit reichte das Grundgesetz
noch. Als Verfassung für ein Deutschland als Teil
eines europäischen Staats reicht es nicht mehr. Es
verweigert sich einer weiteren Ab- und Aufgabe
von souveräner Staatlichkeit – weil der Kern der
deutschen Staatlichkeit vom alten Grundgesetz
unabänderbar garantiert ist.
Ein Wegweiser kann zum Ziel weisen. Eine Land-
karte für den Ort, zu dem er gewiesen hat, ist er
nicht. Deutschland ist daher am Ende des Grund-
gesetzes in seiner jetzigen Form angelangt – buch-
stäblich und im übertragenen Sinn. Buchstäblich
deshalb, weil der letzte Artikel vorschreibt, wie es
weitergehen muss; Artikel 146 verlangt einen
Volksentscheid für den Fall, der jetzt eintritt: Die
Grundgarantien und Grundprinzipien des alten
Grundgesetzes können nur mit einer neuen Verfas-
sung geändert werden. Und nur auf dem Weg des
Volksentscheids darf die deutsche Staatlichkeit
substantiell eingeschränkt und an Europa übertra-
gen werden.

Die Kraft fehlt

Bei der Einschätzung der europäischen
Politik machen die Deutschen gerne
zwei Fehler: Sie betrachten die Entwick-
lung vom gut gepolsterten Hochsitz der

heimischen Konjunktur aus und ignorieren dabei
allzu oft die ökonomischen Alarmzeichen in der
Nachbarschaft. Zweitens wird in typisch deutscher
Manier viel zu stark auf Verträge, Paragraphen und
Rechtsfragen geachtet. Als ob es in der europäi-
schen Politik wirklich darauf ankommt! Der Maas-
trichter Vertrag mit den strikten Defizitgrenzen
wurde 68 Mal verletzt – ohne irgendeine Konse-
quenz. Selbst wenn es gelingt, die Daumenschrau-
ben der Fiskalpolitik enger zu ziehen – zwischen
Gipfelbeschlüssen und tatsächlicher Umsetzung
liegt ein weiter Weg mit vielen Abzweigungen.
Es sieht nicht so aus, als ob das krisengeschüttelte
Europa jetzt inmitten größer Turbulenzen auf ein-
mal rechtstreuer wird. Italien befindet sich in der
Rezession und in Griechenland, Spanien und Bel-
gien streiken die Bürger gegen notwendige Sparge-
setze. Vor allem ist das dringend benötigte Wachs-
tum in Südeuropa außer Sichtweite. Ohne große
politische Beachtung blieb ferner die Meldung, dass
die Europäische Zentralbank den Kreditinstituten
eine halbe Billion Euro geliehen hat.
Diese Großzügigkeit der Zentralbanker entspringt
purer Panik, denn der Interbankenmarkt steht wie
2008 nach der Lehman-Pleite erneut kurz vor dem
Zusammenbruch. Selbst wenn die künstliche Geld-
flut der EZB den großen Crash verhindert, wird die
Unsicherheit tiefe Bremsspuren in der realen Wirt-
schaft hinterlassen. Die Krise kommt zurück und
wird die Politik so sehr unter Zugzwang setzen,
dass ihr zu institutionellen Reformen, neuen EU-
Verträgen oder Grundgesetzänderungen die 
Kraft fehlt.

»Elder statesman« in Grün: Wolfgang Wieland

Damals in den 1970er Jahren: die Haare lang, die Par-
ka oliv und die Gesinnung links bis links außen, je-
denfalls aber gegen „die da oben“. Und heute?
Heute gibt´s die Piraten-Partei. Wolfgang Wieland

schmunzelt. „Ja, stimmt schon“, sagt der Mitbegründer der Al-
ternativen Liste in seiner Heimatstadt Berlin dann mit blitzenden
Augen, „da gibt es Parallelen.“ Als die grüne Bewegung sich an-
schickte, eine politische Partei zu werden, sei es „ähnlich unsor-
tiert“ und ebenso „herrlich unbedarft“ zugegangen. Und doch
sieht der 63-Jährige einen entscheidenden Unterschied: „Wir
hatten 1.000 Ideen und deutlich mehr Inhalte als die Piraten.“
Als Manko der neuen Bewegung will Wieland diese Aussage aber
nicht verstanden wissen. „Die kommen doch sympathisch rü-
ber“, sagt er und rät Politikern aller Couleur, sich mit Kritik zu-
rückzuhalten. „Entzaubern können nicht andere die Piraten, ent-
zaubern können die sich nur selbst.“
Zauber und Entzaubern, Auf und Ab seiner eigenen Partei hat
Wolfgang Wieland über Jahrzehnte hautnah miterlebt. Als Mit-
glied und Fraktionsvorsitzender im Berliner Abgeordnetenhaus,
als Justizsenator und Bürgermeister, schließlich als Bundestags-
abgeordneter. Heute ist der Jurist so etwas wie ein „elder states-
man“ seiner Partei. Einer, dem sie zuhören, dessen Rat sie schät-
zen. Wie zuletzt, als die Hauptstadt-Grünen sich nach der Wahl-
Niederlage von Renate Künast so beharkten, dass nach der Op-
tion einer Regierungsbeteiligung auch die Fraktion im
Abgeordnetenhaus zu zerbersten drohte.

Inzwischen gilt seine Partei, einst als Bürgerschreck angetreten,
vielen als konservativ. Warum? „Natürlich sind wir mittlerweile
etabliert“, weicht Wieland zunächst halblaut aus, um dann doch
entschlossen zu antworten: „Das bedeutet aber nicht, dass wir
auf Kreativität und Esprit verzichten.“ Winfried Kretschmann, der
im vergangenen Jahr in Baden-Württemberg gewählte erste grü-
ne Ministerpräsident – ein Mann mit Esprit? „Der gute Winfried

ist eigenwillig, manchmal auch eigensinnig, auf jeden Fall ein
Original.“ Ein Grüner, vielleicht kein typischer, aber gewiss ein
bemerkenswerter.
Ein wichtiger Punkt in der politischen Bilanz des alten Jahres ist
für Wolfgang Wieland – selbstredend – der Beschluss zum Aus-
stieg aus der Atomenergie, den seine Partei seit ihrer Gründung
gefordert hat. Wie gut und richtig dieses Votum gewesen sei, ist
für Wieland schon daran abzulesen, dass die Bevölkerung alter-
native Energien bereitwillig annehme: „Die wollen den Ausstieg,
daraus kann die Industrie, kann die Wirtschaft etwas machen.“

Und 2012? Was bringt das neue Jahr? Natürlich die ungelösten
Fragen rund um Europa. Emotional, sagt Wieland, werde das The-
ma schon deshalb behandelt, „weil dann jeder sofort an sein
Portemonnaie denkt“. Die komplexen Zusammenhänge des eu-
ropäischen Finanzsystems und die komplizierten Mechanismen
der Euro-Rettung seien für Laien fast nicht zu durchdringen. Da
machen Bundestagsabgeordnete keine Ausnahme: „Es fällt mir
schwer, eine fundierte eigene Meinung zu bilden.“ Oft sind Sät-
ze wie diese in der Politik nicht zu hören.
Im Unterschied zur Finanz- ist Wolfgang Wieland in der Innen-
politik Fachmann. In seiner zweiten Legislaturperiode im Bun-
destag ist er Fraktionssprecher für innere Sicherheit sowie Mit-
glied und Obmann im Innenausschuss. Die jüngsten Entwicklun-
gen in der rechtsextremen Szene hält der verheiratete Vater zwei-
er Kinder für eine enorme Herausforderung: „Wir müssen Lehren
aus den Nazi-Morden ziehen, das ist ein zweiter 11. September
gewesen.“ Welche Lehren? Ein NPD-Verbot? „Ja“, sagt er und
warnt gleichzeitig: „Die rechtsextreme Gewalt ist damit aber
nicht erledigt.“ Dagegen müsse mit allen Mitteln vorgegangen
werden.Wie übrigens auch gegen die so genannten national be-
freiten Zonen, die Neonazis willkürlich als Hoheitsgebiete bean-
spruchen und Ausländern den Zutritt verwehren. „Die müssen
wir ihnen wegnehmen.“
Besonders auf diesem Gebiet will Wolfgang Wieland helfen, die-
se Gesellschaft zu verändern. Entschlossen und leidenschaftlich,
so wie damals im Parka und mit langen Haaren. Jörg Biallas ❚

»Wir müssen Lehren aus
den Nazi-Morden ziehen,

das ist ein zweiter
11. September gewesen.«

»Die EU ist
kein Super-
Staat«

ROMAN HERZOG Der frühere
Bundespräsident warnt vor einem
dramatischen Vertrauensverlust in
die Institutionen
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W
ir machen nach mei-
ner festen Überzeu-
gung in Deutschland
nicht zu wenig, son-
dern zu viele Geset-
ze“, hatte Bundes-

tagspräsident Norbert Lammert (CDU) gleich
zu Beginn des vergangenen Jahres gesagt und
damit einiges Aufsehen erregt. Er sei  „heil-
froh, dass es auch Sitzungwochen ohne eine
Überfülle von Gesetzgebungabsichten“ gebe,
so Lammert. Aber auch 2011 wurden nicht ge-
rade wenig Regelwerke umgesetzt: 148 zuvor
von Bundestag und Bundesrat verabschiede-
te Gesetze wurden verkündet. Einige wichtige
Neuerungen, die 2012 in Kraft treten, finden
sich in der folgenden Übersicht:      

Gesundheit Jeder Bürger soll auch künftig ei-
ne Arztpraxis in der Nähe seines Zuhauses fin-
den. Das zum 1. Januar 2012 in Kraft treten-
de Versorgungsstrukturgesetz sieht dazu unter
anderem höhere Arzthonorare in ländlichen
und strukturschwachen Regionen vor. Verbes-
sert werden soll die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf. Zur Entlastung der Hausärzte
sollen die Krankenhäuser stärker in die Not-
falldienste einbezogen werden. Zudem ent-
fällt die Residenzpflicht. Landärzte müssen
dann nicht mehr dort wohnen, wo sie prak-
tizieren, sondern können in der Stadt leben.
Zum Abbau der ärztlichen Überversorgung
vor allem in einigen Großstädten können die
kassenärztlichen Vereinigungen leichter Pra-
xen aufkaufen. Eingeführt wird ein neuer spe-
zialfachärztlicher Versorgungszweig zur am-
bulanten Behandlung besonders schwerer
oder seltener Erkrankungen wie Krebs oder
Multiple Sklerose. Zu dem umfangreichen
Gesetzespaket gehört die Reduzierung der
„vermeidbaren Wartezeiten“ auf einen Fach-
arzttermin. Wenn die eigene Krankenkasse
Pleite zu gehen droht, wird für Versicherte der
Wechsel in eine neue Kasse erleichtert. Wer
dringend einen Arzt braucht, wählt künftig
die Nummer 116117. Unter dieser ist bundes-
weit der Bereitschaftsdienst zu erreichen.

Anti-Terror-Gesetze Auch mehr als zehn
Jahre nach den Terror-Anschlägen vom 
11. September 2001 bleiben sie – mit Modifi-
zierungen – erhalten: die sogenannten Anti-
Terror-Gesetze, die es den Nachrichtendiens-
ten ermöglichen, bei Banken, Fluggesellschaf-
ten und Telekommunikationsunternehmen
Auskünfte über Terrorverdächtige einzuho-
len. Die Nachrichtendienste hatten nach den
Anschlägen von New York und Washington
die neuen Befugnisse mit dem rot-grünen
„Terrorismusbekämpfungsgesetz“ erhalten.
Mit dem „Terrorismusbekämpfungsergän-
zungsgesetz“ vom Januar 2007 verlängerte
und ergänzte die Große Koalition die befris-
teten Befugnisse. Sie wären am 10. Januar
2012 ausgelaufen, hätte nicht Schwarz-Gelb
sie – auch mit den Stimmen der oppositio-
nellen SPD-Fraktion – mit dem Ende Okto-
ber beschlossenen „Gesetz zur Änderung des
Bundesverfassungsschutzgesetzes“ mit Aus-
nahme bestimmter Regelungen um weitere
vier Jahre verlängert. Das neue Gesetz tritt am
Dienstag kommender Woche in Kraft.
Neu eingeführt wird dann für die Nachrich-
tendienste des Bundes die Möglichkeit der
zentralen Datenabfrage bei Computerreser-
vierungen für Flüge. Auch wird ihnen die Ab-

frage von Kontostammdaten von Betroffenen
ermöglicht. Die bisherige Höchstspeicherfrist
von 15 Jahren für personenbezogene Daten
„in bestimmten Bereichen der Tätigkeit der
Verfassungsschutzbehörden“ reduziert sich
wieder auf zehn Jahre. Bei der Erhebung von
Vertragsdaten bei Telediensten im Zusam-
menhang mit einem Terrorverdacht gibt es ei-
ne Mitteilungspflicht an den Betroffenen.
Zum Ausbau der parlamentarischen Kontrol-
le wird die Mitwirkung der sogenannten 
G10-Kommission des Bundestages bei der
Einholung von Auskünften von Fluglinien
und von Unternehmen der Finanzbranche
ausgeweitet. 

Arbeitslose Arbeitslose sollen vom kom-
menden Jahr an „passgenauer“ gefördert wer-
den. Dies ist das Ziel des Gesetzes zur Verbes-
serung der Eingliederungs-
chancen am Arbeitsmarkt, das der Bundestag
am 23. September 2011 verabschiedet hat. Im
Einzelnen sieht es vor, die Integration in Er-
werbsarbeit zu beschleunigen, den Bereich
der öffentlich geförderten Beschäftigung neu
zu ordnen, die Kompetenzen der Arbeitsver-
mittler vor Ort zu stärken und Fördermaß-
nahmen neu zu strukturieren. So wird zum
Beispiel der Gründungszuschuss von einer
Pflicht- in eine Ermessensleistung umgewan-
delt und dessen Förderdauer verkürzt.

Rente Ab 2012 wird es ernst für die umstrit-
tene Rente mit 67. Dann steigt die Altersgren-
ze für die Jahrgänge 1947 bis 1964 schrittwei-
se um zwei Jahre an. Ab dem Jahrgang 1964
gibt es die Rente ohne Abzüge ohnehin erst
ab Vollendung des 67. Lebensjahres. In die-
sem Jahr geht zunächst der Jahrgang 1947 mit
65 Jahren plus einem Monat regulär in Ren-
te. 2013 müssen dann die nächsten Neurent-
ner, der Jahrgang 1948, zwei Monate länger
arbeiten.

Kommunen Der Bund entlastet die Haushal-
te der Kommunen ab 2012 bei den Sozialaus-
gaben. Das Gesetz zur Stärkung der Finanz-
kraft der Kommunen sieht vor, dass der Bund
ab 2012 seine Beteiligung an den Kosten für

die Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung erhöht und so die Kommu-
nen bei diesen Ausgaben entlastet. Ab 2013
soll die Bundesbeteiligung in einem zweiten
Schritt nochmals steigen, bis 2014 diese Aus-
gaben vollständig vom Bund übernommen
werden. Im Gegenzug senkt der Bund seine
Beteiligung an den Kosten der Arbeitsförde-
rung.

Berufsqualifikationen Ausländische Berufs-
qualifikationen sollen künftig schneller und
leichter anerkannt werden. Das „Gesetz zur
Verbesserung der Feststellung und Anerken-
nung im Ausland erworbener Berufsqualifi-
kationen“ tritt im Frühjahr 2012 in Kraft. Da-
mit soll einerseits die wirtschaftliche Einbin-
dung von Fachkräften mit Auslandsqualifika-
tionen verbessert werden, andererseits soll die
Integration von Migranten in den deutschen
Arbeitsmarkt gefördert werden. Mit dem Ge-
setz wurde im Zuständigkeitsbereich des
Bundes der Anspruch auf eine individuelle
Prüfung geschaffen: Betroffene sollen nun
leichter die Gleichwertigkeit ihrer ausländi-
schen Berufsqualifikationen mit deutschen
Referenzqualifikationen prüfen lassen kön-
nen. Das Gesetz enthält allgemeine Kriterien
für die Bewertung und das Überprüfungsver-
fahren. Zudem werden die Bestimmungen
für einzelne Berufsgruppen geregelt. 

Haushalt Zum 1. Januar ist der Bundeshaus-
halt 2012 in Kraft getreten: Er sieht Einnah-
men und Ausgaben von insgesamt 306,2 Mil-
liarden Euro vor. Die Neuverschuldung soll
höchstens 26,1 Milliarden Euro betragen.
Nach der Schuldenbremse wäre in diesem
Jahr eine maximal zulässige Nettokreditauf-
nahme von 40,49 Milliarden Euro möglich.
Für Investitionen sind 26,86 Milliarden Euro
eingeplant.  Die Einnahmen aus Steuern sol-
len in diesem Jahr insgesamt 249,19 Milliar-
den Euro betragen. Wegen des auf 2012 vor-
gezogenen Rettungsschirms ESM wird es zu-
dem einen Nachtragshaushalt geben. 

Verkehr Die Luftverkehrssteuer für Starts von
deutschen Flughäfen ist zum 1. Januar ge-

senkt worden. Weil die Fluggesellschaften in
den EU-weiten Handel mit CO2-Verschmut-
zungszertifikaten einbezogen werden, wur-
den die nach Entfernung gestaffelten Steuer-
sätze reduziert. Für kurze Strecken werden da-
her statt acht Euro rund 7,50 Euro fällig.

Verteidigung Bundeswehrsoldaten und Zi-
vilbedienstete des Bundes, die während eines
Auslandseinsatzes eine schwere Verletzung er-
leiden, werden seit dem Jahreswechsel deut-
lich besser versorgt. Gleiches gilt für die Hin-
terbliebenen getöteter Soldaten und Zivilis-
ten. So erhalten schwer verletzte Sol-
daten und Zivilisten, deren
Erwerbsfähigkeit dauerhaft um 50
Prozent gemindert ist, zukünftig eine
einmalige Entschädigungszahlung
von 150.000 statt 80.000 Euro. Die
Einmalzahlungen an die Ehefrauen
und Ehemänner sowie die Kinder ge-
töteter Soldaten und Zivilbeschäftig-
te steigen von 60.000 auf 100.000.
Zudem wird durch das Gesetz der
Stichtag für die Anwendung des Ein-
satz-Weiterverwendungsgesetz vom
1. Dezember 2002 auf den 1. Juli
1992 vorverlegt. Danach können ver-
wundete Berufssoldaten und Zivilbe-
schäftigte ab einer Erwerbsminderung
von jetzt 30 statt früher 50 Prozent ei-
ne Weiterbeschäftigung beantragen.

Familie Berufstätige haben seit Jahres-
beginn die Möglichkeit, mit ihrem Ar-
beitgeber eine Familienpflegezeit zu verein-
baren, um kranke Angehörige zu pflegen. Ein
Rechtsanspruch auf eine Familienpflegezeit
besteht allerdings nicht. Das seit dem 1. Janu-
ar geltende Gesetz zur Vereinbarkeit von Pfle-
ge und Beruf sieht vor, dass ein Arbeitnehmer
bis zu zwei Jahre lang seine Wochenarbeits-
zeit auf bis zu 15 Stunden verringern kann.
Der Lohn wird in dieser Zeit jedoch nur halb
so stark gekürzt wie die Arbeitszeit. Nach Be-
endigung der Pflegezeit muss der Beschäftig-
te dann so lange zum verminderten Lohn ar-
beiten, bis die Differenz ausgeglichen ist. Der
Arbeitgeber kann zur Finanzierung der vorge-
streckten Lohnzahlung einen zinslosen Kre-
dit beim Bundesamt für Familie und zivilge-
sellschaftliche Aufgaben beantragen. Der Be-
schäftigte muss allerdings eine Versicherung
abschließen, um das Ausfallrisiko für den Ar-
beitgeber beispielsweise im Fall einer Berufs-
unfähigkeit abzudecken. Während der Fami-
lienpflegezeit genießt der Arbeitnehmer Kün-
digungsschutz und seine Rentenansprüche
bleiben erhalten. 

Lebensversicherungen Der gesetzliche Ga-
rantiezins für neu abgeschlossene Lebensver-
sicherungen sinkt auf 1,75 Prozent. Bis Ende
2011 waren es noch 2,25 Prozent. Diese Ver-
zinsung müssen Lebensversicherer auf die
Guthaben der Kunden mindestens zahlen.
Die meisten Gesellschaften zahlen mehr, sen-
ken aber die freiwilligen Zinsen, weil die Ren-
diten für zehnjährige deutsche Staatsanleihen
binnen Jahresfrist von 2,3 auf 1,8 Prozent ge-
sunken sind. Die Gelder der Versicherten wer-
den zumeist in Staatstiteln angelegt. 

Steuervereinfachung Der jährliche Arbeit-
nehmer-Pauschbetrag wird von 920 auf
1.000 Euro erhöht. Außerdem treten eine

ganze Reihe weiterer Maßnahmen zur Steuer-
vereinfachung in Kraft. So wird für volljähri-
ge Kinder (in Schul- oder Berufsausbildung)
das Kindergeld unabhängig von deren Ein-
kommen gezahlt. Bisher betrug die Höchst-
grenze für eigenes Einkommen der Kinder
8.004 Euro. Kinderbetreuungskosten werden
steuerlich leichter absetzbar. Die bisherige
Voraussetzung, dass beide Elternteile berufs-
tätig sein müssen, entfällt. 

Geldwäsche Der Kampf gegen die Geldwä-
sche wird intensiviert. Nach dem vom Bun-

destag beschlossenen Gesetz
werden die Meldepflichten erweitert und die
Bußgelder bei Verstößen erhöht. Unterneh-
men des Finanzsektors und Spielbanken
müssen Geldwäschebeauftragte ernennen. 

Kranken-/Lebensversicherungen Die Hö-
he der Provisionen für Versicherungsvertreter
in der privaten Krankenversicherung und der
Lebensversicherung wird begrenzt. 

Graumarkt Kapitalanleger auf dem „Grauen
Kapitalmarkt“ werden besser geschützt, wenn
sie ihr Geld zum Beispiel in geschlossenen
Fonds anlegen. Anbieter müssen bessere In-
formationen in Produktinformationsblättern
geben. Beratungsgespräche sind zu protokol-
lieren. Verkäufer dieser Produkte müssen sich
registrieren lassen und eine Berufshaftpflicht-
versicherung haben.

Energiewende Nach der Reaktorkatastrophe
im japanischen Fukushima will die Bundes-

regierung den Ausbau Erneuerbarer Energien
noch schneller voranbringen. Seit 1. Januar
gelten daher für die Stromerzeugung neue Re-
gelungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes
(EEG). Die Ausbauziele für Erneuerbare Ener-
gien wurden dafür erhöht. Danach sollen bis
2020 in Deutschland 35 Prozent des Stroms
aus Erneuerbaren Energien stammen. Bis
2050 sollen 80 Prozent des Stroms aus Ener-
gieträgern wie Biomasse, Windkraft oder Pho-
tovoltaik gewonnen werden. Besonders stark
gefördert werden ab 2012 Windparks auf ho-
her See. Die Fördersätze für die Solarenergie

wurden hingegen um 15 Prozent ge-
kürzt. Auch bei Biomasse und Biogas-
anlagen wurden Fördersätze gekappt.
Damit soll der Anstieg der Stromkos-
ten abgedämpft werden. Die Verbrau-
cher finanzieren mit der EEG-Umlage
die Zuschüsse für Anbieter grünen
Stroms mit. Die Ökostromumlage
soll künftig 3,5 Cent pro Kilowattstun-
de nicht überschreiten. 

Auslandseinsätze Zehn Jahre nach
Beginn des Afghanistan-Einsatzes will
die Bundesregierung 2012 den Abzug
der Bundeswehr einleiten. Die Man-
datsverlängerung (17/8166) im Rah-
men des Isaf-Einsatzes steht im Januar
auf der Tagesordnung des Parlaments.
Die Obergrenze der eingesetzten Bun-
deswehrsoldaten soll erstmals herabge-
setzt werden. Statt derzeit maximal
5.350 Soldaten sollen noch bis zu 4.900
Dienst am Hindukusch tun. Bis Ende

2014 soll die Sicherheit des Landes in den
Händen von afghanischer Armee und Polizei
liegen.
Neben dem Isaf-Mandat hat der Bundestag
über sieben weitere Verlängerungen von Aus-
landseinsätzen zu entscheiden, darunter im
Juni über den KFOR-Einsatz zur Stabilisie-
rung des Kosovo  (derzeit bis zu 1.850 Sol-
daten) und über der Unifil-Einsatz an der
Küste des Libanon. Ende des Jahres laufen
die Mandate für den Stabilisierungseinsatz in
Bosnien-Herzegowina (Eufor, derzeit bis zu
800 Soldaten) und den Einsatz zur Terroris-
musabwehr im Mittelmeer-Raum (Operati-
on Active Endeavour) aus. Außerdem ent-
scheiden die Abgeordneten, ob Deutschland
weiterhin Soldaten an das Horn von Afrika
zur Bekämpfung der Piraterie schickt (EU-
Operation Atalanta) und sich weiter an den
Stabilisierungsmissionen in Dafur im Sudan
(Unamid) und im Südsudan (Unmiss) 
beteiligt. Redaktion Das Parlament ❚

Beim Landarzt sollen Patienten künftig schneller einen Termin bekommen.

Paragrafen-Feuerwerk direkt aus dem Reichstagsgebäude: Nach dem Jahreswechsel gelten viele neue Gesetze, die das deutsche Parlament im vergangenen Jahr verabschiedet hat.
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Vom Landarzt bis zum Garantiezins 
NEUE GESETZE Bürger müssen sich 2012 auf umfassende Änderungen einrichten. Legislative überarbeitete mehr als 100 Regelwerke

>STICHWORT

> Gesetzentwürfe 217 Gesetzesinitiativen wurden im vergangenen Jahr in den Bundestag ein-
gebracht. Dabei kamen 139 Entwürfe von der Bundesregierung, 9 vom Bundesrat und 69 von
den Fraktionen und Abgeordneten des Bundestags. Im vergangenen Jahr wurden 148 Gesetze,
die von Bundestag und Bundesrat verabschiedet wurden, verkündet.

> Aktuelle Stunden 2011 debattierten die Abgeordneten in 35 Aktuellen Stunden über politi-
sche Themen. Es gab in den 68 Plenarsitzungen 16 Regierungserklärungen und 20 Fragestunden.

> Drucksachen In 3909 Drucksachen wurden 2011 Gesetzentwürfe, Beschlussempfehlungen und
andere Vorlagen des Bundestags veröffentlicht. (Stand: 22.12.2011)

BUNDESTAG – Statistische Daten 2011
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Ein Staat macht Gesetze, um das Zusammenleben der
Bürger zu regeln. In der Straßenverkehrsordnung steht
zum Beispiel, dass man nicht bei Rot über die Ampel
geht. Im Strafgesetzbuch steht, dass man nicht steh-
len darf. Gesetze sind sehr wichtig. Ohne sie könnten
die Starken die Regeln bestimmen. Die würden dann
nur das durchsetzen, was gut für sie selbst ist. In De-
mokratien machen Abgeordnete die Gesetze. Sie ma-
chen Vorschläge für neue Gesetze oder ändern alte
Gesetze. Dann stimmen sie darüber ab. Sie müssen
dabei immer an die Bürger denken. Denn wenn die
Abgeordneten keine gute Arbeit machen, können
die Bürger andere Abgeordnete wählen.

Gesetze
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Die im November vergangenen Jahres be-
kannt gewordene Mordserie von Neonazis
wird Politik, Justiz, Sicherheitsbehörden
und Öffentlichkeit auch im neuen Jahr be-
schäftigen. Neben der Aufklärung der Mor-
de und der Debatte über ein neuerliches
NPD-Verbotsverfahren geht es dabei um die
weitere Umsetzung des Maßnahmenpake-
tes zur verschärften Bekämpfung des Rechts-
extremismus, auf das sich die Innen- und
Justizminister von Bund und Ländern im
Kern bereits am 18. November verständigt
hatten. 
Im Zentrum standen dabei die Einrichtung
einer Verbunddatei für gefährliche Rechts-
extreme sowie ein Gemeinsames Abwehr-
zentrum gegen Rechtsextremismus (GAR).
Ziel ist, wie Bundesinnenminister Hans-Pe-
ter Friedrich (CSU) am 22. November im
Bundestag erläuterte, eine „bessere Verzah-
nung von Polizei und Verfassungsschutz“
sowie „zwischen der Ebene Bund auf der ei-
nen Seite und der Ebene Länder auf der an-
deren Seite“. 

Unter einem Dach Am 16. Dezember eröff-
net, hat das GAR bereits seine Arbeit aufge-
nommen. Entsprechend dem zur Bekämp-
fung des islamistischen Terrorismus seit En-
de 2004 bestehenden Gemeinsamen Terror-
abwehrzentrum (GTAZ) soll es die
Kooperation und Koordination der Sicher-
heitsbehörden im Kampf gegen Rechtsterro-
rismus und -extremismus verbessern. Unter
seinem Dach arbeitet eine beim Bundesamt
für Verfassungsschutz (BfV) in Köln angesie-
delte „nachrichtendienstliche Informati-
ons- und Analysestelle“ (Nias) sowie eine
beim Bundeskriminalamt (BKA) in Me-
ckenheim verortete „polizeiliche Informati-
ons- und Analysestelle“ (Pias). Dabei sind
in der Pias neben dem BKA auch die Lan-
deskriminalämter, die Bundespolizei, der
Generalbundesanwalt sowie Europol vertre-
ten, während die Nias außer BfV-Vertretern
auch Experten der Landesämter für Verfas-

sungsschutz und des Militärischen Ab-
schirmdienstes (MAD) umfasst. Dabei ist
auch eine Einbindung des Bundesnachrich-
tendienstes (BND) möglich. Diese Vertreter
der Sicherheitsbehörden treffen sich in ei-
nem wöchentlichen Plenum sowie in festen
Arbeitsgruppen, um Erkenntnisse auszutau-
schen, Gefährdungspotenziale zu analysie-
ren oder auch neue Bekämpfungsansätze zu
entwickeln. In der Aufbauphase ist das GAR
mit etwa 130 bis 140 Mitarbeitern gestartet
– davon je 50 vom BfV und BKA –, doch
werden vor allem die beiden letztgenannten
die Zahl ihrer Mitarbeiter noch aufstocken.

Genaueres Gesamtbild Während die Ein-
richtung des GAR per Erlass zu regeln war,
muss die Verbunddatei noch den Gang
durch die Gesetzgebung antreten. In dieser
zentralen Datei – vergleichbar mit der Anti-
Terror-Datei für den Bereich Islamismus –
sollen die Erkenntnisse aller Polizei- und
Verfassungsschutzbehörden von Bund und
Ländern über die rechtsextremistische Szene
zusammengeführt werden, wie Friedrich im
Anschluss an die Innenministerkonferenz
vom 8./9. Dezember sagte. Bislang führten
zwar Polizeien und Nachrichtendienste je-
weils eigene Dateien zum Rechtsextremis-
mus, doch gebe es keine Verknüpfung dieser
Datenbestände, heißt es dazu aus seinem
Haus. Eine Verbunddatei ermögliche dem-
gegenüber ein genaueres Gesamtbild: „Die-
ser Verbund von Daten aus dem repressiven
Bereich und aus der Vorfeldbeobachtung er-
gibt einen realen Mehrwert gegenüber den
bisherigen Insellösungen.“
Nachdem der entsprechende Gesetzentwurf
des Bundesinnenministeriums in die Res-
sortabstimmung ging, plant das Ministeri-
um, dazu noch im Januar einen Kabinetts-
beschluss herbeizuführen. Wann die Datei,
die dem GAR als Instrument dienen soll,
tatsächlich steht, hängt dann von den wei-
teren Beratungen über das Gesetz in Bun-
destag und Bundesrat ab. sto ❚

Gemeinsam gegen Nazis
RECHTSEXTREMISMUS Entscheidung über Verbunddatei 

Sicherungsverwahrung für rückfallgefährde-
te Straftäter – die Diskussion um das Für und
Wider, das Wo und Wie wird 2012 weiterge-
hen. Nicht nur in der medialen, gesellschaft-
lichen, sondern vor allem auch in der poli-
tischen Debatte wird das polarisierende The-
ma erneut für Aufmerksamkeit sorgen. Im
Bundestag steht es auf der Agenda des
Rechtsausschusses für 2012 ganz oben. 
Die Regierungsfraktionen hatten bereits  En-
de Oktober 2010 den „Entwurf eines Geset-
zes zur Neuordnung des Rechts der Siche-
rungsverwahrung und zu begleitenden Rege-
lungen“ (17/3403) in das Parlament einge-
bracht. Nach der entsprechenden
Beschlussempfehlung des Rechtsausschus-
ses (17/4062) vom 1. Dezember 2010 und
seiner anschließenden Verabschiedung im
Plenum trat das Gesetz damals zwei Tage vor
Weihnachten in Kraft.

Schutz der Allgemeinheit Die Koalition
hatte die Neuordnung des Rechts der Siche-
rungsverwahrung mit folgender Argumen-
tation heraus beschlossen: Obwohl 2002
die vorbehaltene und 2004 die nachträgli-
che Sicherungsverwahrung in Deutschland
eingeführt worden seien, könne „es in be-
sonderen Konstellationen dazu kommen,
dass die Anordnung der Sicherungsverwah-
rung ausscheidet“, obgleich sie angebracht
wäre. Das würden aktuelle Gerichtsent-
scheidungen zeigen. „Ziel ist die Schaffung
eines Systems, das einen angemessenen
Schutz der Allgemeinheit vor gefährlichen
Straftätern ermöglicht, dabei aber die
rechtsstaatlichen Anforderungen an dieses
,letzte Mittel der Kriminalpolitik’ wahrt“,
schrieben die Koalitionsfraktionen.  
Zwar wollten sie die Sicherheitsverwahrung
auf schwerste Fälle wie Mord oder Vergewal-
tigung beschränken, um dem Ausnahme-
charakter der Maßnahme Rechnung zu tra-
gen. Bereits bei Ersttätern sollte aber die
Möglichkeit bestehen, Sicherungsverwah-
rung anzuordnen, also im Urteil vorzube-

halten. Im Mittelpunkt des neuen Gesetzes
stand die sogenannte elektronische Fußfes-
sel, die aus dem Gefängnis entlassene Straf-
täter in bestimmten Fällen tragen sollten.
Die Regierung versprach sich davon eine
bessere Aufenthaltsüberwachung. 
Was folgte, war Ernüchterung: Vier Siche-
rungsverwahrte hatten Verfassungsbe-
schwerde in Karlsruhe eingereicht. Am 
4. Mai 2011 gab das Bundesverfassungsge-
richt den Beschwerden statt und erklärte al-
le Vorschriften zur Sicherungsverwahrung

für verfassungswidrig. Bis Juni 2013 muss
der Gesetzgeber eine neue Regelung suchen.
Für sogenannte Altfälle gelten Übergangsre-
gelungen. Das Gericht sah in dem Gesetz
unter anderem eine Verletzung des Freiheits-
grundrechts und des Vertrauensschutzge-
bots und forderte eine völkerrechtsfreundli-
chere Auslegung des Grundgesetzes. 
Sechs Monate nach dem Urteil legte Bun-
desjustizministerin Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger (FDP) im Herbst einen
neuen Gesetzentwurf vor, „der die Vorgaben

des Bundesverfassungsgerichts eins zu eins
umsetzt“. Er sei „weitestgehend“ mit den
Ländern abgestimmt und werde dafür sor-
gen, „dass die Sicherungsverwahrung künf-
tig als wirksames Instrument erhalten
bleibt“, teilte die Ressortchefin mit. Nach
Auskunft ihres Ministeriums erfolgt derzeit
die Ressortabstimmung sowie die Abstim-
mung mit den Ländern. Zwar stehe noch
nicht fest, wann der Gesetzentwurf ins Ka-
binett eingebracht werde, aber definitiv im
Jahr 2012, denn „die Zeit drängt“. ver ❚

Freiheitsrechte versus Bevölkerungsschutz
SICHERUNGSVERWAHRUNG Bis Mitte 2013 muss ein neues Konzept beschlossen sein. Bis dahin gelten Übergangsregelungen

M
it dem Aussetzen der
Wehrpflicht im ver-
gangenen Sommer ist
die Bundeswehr fak-
tisch zu einer Berufsar-
mee geworden – auch

wenn man den Ausdruck im Verteidigungs-
ministerium nicht gerne hört und dort lie-
ber von einer Freiwilligenarmee redet. Doch
die Zahlen sprechen eine andere Sprache.
Die deutschen Streitkräfte werden sich zu-
künftig aus 170.000 Zeit- und Berufssolda-
ten zusammensetzen sowie 5.000 bis
15.000 Freiwilligen, die sich für einen
sechs- bis 23-monatigen Wehrdienst ver-
pflichten können. Aber auch das Aufgaben-
spektrum der Truppe erfordert deutlich pro-
fessionellere Soldaten als in der Vergangen-
heit. Bis zu zwei große und mehrere kleine-
re Auslandseinsätze soll die Bundeswehr
nach den Planungen von Verteidigungsmi-
nister Thomas de Maizière (CDU) stemmen
können. „Das Jahr 2011 war in der Tat ein
Jahr vieler sehr, sehr wichtiger Entscheidun-
gen für die Bundeswehr“, betonte der Mi-
nister in der abschließenden Lesung des
Verteidigungshaushaltes En-
de November noch einmal
vor dem Bundestag. Für de
Maizière und seine Truppe
gilt es nun, die Streitkräfte-
reform umzusetzen. 
Schon in den vergangenen
Jahren hatte die Bundes-
wehr ihre liebe Not, ausrei-
chend qualifizierten Nach-
wuchs für eine Offizierslauf-
bahn beispielsweise als Jet-
Pilot oder Mediziner zu
gewinnen. Angesichts eines
sich verschärfenden Wettstreits um Fach-
kräfte auf dem deutschen Arbeitsmarkt wer-
den die Probleme für die militärische Nach-
wuchsgewinnung noch größer werden. 
Deutlich verkleinert wird aber nicht nur die
uniformierte Truppe. Auch bei den Beamten
und Zivilbeschäftigten im Ministerium und
der Wehrverwaltung muss kräftig abge-
speckt werden: von derzeit 76.000 auf
55.000 Stellen.

Personalabbau Die Personalplaner im
Bendlerblock in Berlin, dem dortigen
Dienstsitz des Verteidigungsministers, ste-
hen somit vor einer doppelten Herausforde-
rung. Zum einen müssen sie den Bestand
von derzeit rund 200.000 Berufs- und Zeit-
soldaten in den kommenden Jahren abbau-
en. Zum anderen müssen sie aber kontinu-
ierlich jungen und geeigneten Nachwuchs
rekrutieren, wenn die Truppe nicht überal-
tern soll. Dies wird allerdings nur gelingen
– und an diesem Punkt herrscht Einigkeit
zwischen Regierung und allen Bundestags-
fraktionen –, wenn der Dienst in den Streit-
kräften erheblich attraktiver wird. 

Eng mit der Personalplanung verbunden ist
das neue Standortkonzept der Bundeswehr,
das de Maizière im vergangenen Herbst prä-
sentierte. Demnach werden in den kom-
menden Jahren 31 Standorte komplett ge-
schlossen und weitere 91 um mehr als die
Hälfte oder um mindestens 500 der dort
stationierten Soldaten verkleinert. An 33
der 91 Standorte werden künftig sogar we-
niger als 15 Soldaten Dienst tun. In Zukunft
werden sich die Streitkräfte auf insgesamt
264 Standorte in Deutschland verteilen. 

Reformprogramm Die Schließungen von
Standorten werden der Bundesregierung
nicht nur zähe Verhandlungen mit den Mi-
nisterpräsidenten der betroffenen Bundes-
länder über mögliche Kompensationen und
Hilfen einbringen. Für die Soldaten und ih-
re Familien verbinden sich damit weitere
Belastungen durch Umzüge oder das Pen-
deln zwischen Stützpunkt und Wohnung.
Um die Bundeswehr als Arbeitgeber trotz-
dem konkurrenzfähiger zu machen und ih-
ren personellen Umbau sozialverträglich zu
gestalten, hat de Maizière für dieses Jahr ein

Reform- und Attraktivitäts-
programm angekündigt. Da
weite Teile des Programms
vor allem status-, besol-
dungs- und versorgungs-
rechtliche Belange der Sol-
daten, Beamten und Zivil-
beschäftigten der Bundes-
wehr betreffen, müssen
diese aber durch den Bun-
destag in Form von Geset-
zen abgesegnet werden.
Kleinere Teile des Reform-
programms – etwa die bes-

sere Vergütung des ärztlichen Bereitschafts-
dienstes und der Rufbereitschaft in Bundes-
wehrkrankenhäusern, die Stellenzulage für
die Führer von unbemannten Großluftfahr-
zeugen (Drohnen) und die Personalgewin-
nungszuschläge für die Einstellung von
hochqualifizierten Fachkräften – sind be-
reits in das Fachgewinnungsgesetz
(17/7142) eingeflossen, das der Bundestag
noch in der letzten Sitzungswoche vor
Weihnachten verabschiedet hat. 

Begleitgesetz Den weitaus größeren Teil
des Reform- und Attraktivitätsprogramms
wird de Maizière in Form eines Reformbe-
gleitgesetzes durch den Bundestag bringen
müssen. Nach den derzeitigen Planungen
soll der Gesetzentwurf noch im Januar in
die parlamentarischen Beratungen einge-
bracht werden. Nach dem Willen des Vertei-
digungsministeriums sollen beispielweise
die im vergangenen Jahr kurzfristig einge-
führten Verpflichtungsprämien für freiwilli-
ge Wehrpflichtige auf alle Laufbahnen in
der Bundeswehr ausgeweitet, die Kinderbe-
treuung durch bessere finanzielle Unterstüt-

zung der Familien gestärkt und das System
der Berufsförderung für Zeitsoldaten weiter-
entwickelt werden.
Gleichzeitig soll der für das Jahr 2017 prog-
nostizierte Überhang von rund 9.200 Be-
rufssoldaten abgebaut werden. Die Planer
im Bendlerblock hoffen zwar, den Personal-
überhang bereits um ein Drittel zu reduzie-
ren, indem die Zahl der Neuverpflichtun-
gen von Berufssoldaten zeitlich befristet re-
duziert wird und Berufssoldaten auch auf
den Dienstposten von Zeitsoldaten einge-
setzt werden. Für den Großteil der überzäh-
ligen Berufssoldaten sollen jedoch andere
Beschäftigungsmöglichkeiten im öffentli-
chen Dienst und auf dem privaten Arbeits-
markt gesucht werden. Da diese Möglich-
keiten aber voraussichtlich nicht ausrei-

chen, werden etliche Soldaten den Gang in
den vorläufigen Ruhestand antreten. So sol-
len Berufssoldaten ab dem 50. Lebensjahr
bei Gewährung der vollen Pensionsansprü-
che vorzeitig ausscheiden können. Die glei-
che Regelung soll für zivile Beamte ab dem
55. Lebensjahr gelten. 

Vorruhestandsregelungen Auch für die
40- bis 50-jährigen Berufssoldaten, die
mehr als 20 Jahre Dienst geleistet haben,
sind Vorruhestandsregelungen eingeplant.
Sie sollen dann zwar nur eine Pension in
Höhe der bis dahin erworbenen Ansprüche
erhalten, als Ausgleich jedoch steuerfreie
Einmalzahlungen in Höhe von 5.000 Euro
für jedes Jahr bekommen, das sie den
Dienst früher beenden.

Den schnellen und sozialverträglichen Um-
bau der Truppe wird sich der Bund einiges
kosten lassen müssen. Für die Umsetzung
des Reformbegleit- und Attraktivitätspro-
gramms sind für dieses Jahr bereits 200 Mil-
lionen Euro im Verteidigungshaushalt ein-
geplant. Nach der Finanzplanung der Regie-
rung sollen im Jahr 2013 weitere 250 Mil-
lionen Euro und in den Jahren 2014 und
2015 jeweils 300 Millionen Euro bereitge-
stellt werden. Das Sparziel von 8,3 Milliar-
den Euro in den kommenden Jahren, das 
de Maizières Vorgänger Karl-Theodor zu
Guttenberg (CSU) noch angepeilt hatte, hat
die Bundesregierung längst aufgegeben.
Während de Maizière die Koalitionsfraktio-
nen CDU/CSU und FDP in dem anstehen-
den Gesetzgebungsverfahren hinter sich

weiß, stoßen seine Pläne bei der Oppositi-
on auf ein geteiltes Echo. SPD und Bündnis
90/Die Grünen tragen den Umbau der
Streitkräfte zumindest prinzipiell mit, äu-
ßern aber heftige Kritik an ihrer konkreten
Umsetzung. Die Linke wiederum lehnt die
Reform generell ab. Sie fordert eine deutlich
kleinere Armee, die sich an Auslandseinsät-
zen nicht mehr beteiligt. 
An einem Punkt herrscht zwischen den drei
Oppositionsfraktionen jedoch weitgehend
Einigkeit. Die Reform der Bundeswehr, so
lautet die einhellige Mahnung, dürfe nicht
auf dem Rücken der Soldaten und der Zivil-
beschäftigten sowie ihrer Familien ausgetra-
gen werden. Diese Forderung unterschrei-
ben die Abgeordneten der Koalition jedoch
genau so gerne. Alexander Weinlein ❚

Operation Schöner Dienen
BUNDESWEHR Mit einem Reformbegleitgesetz soll die Truppe personell neu ausgerichtet und attraktiver werden

Dienstantritt: Die Bundeswehr muss um qualifizierten Nachwuchs werben.

»2011 war ein
Jahr vieler sehr,
sehr wichtiger

Entscheidungen
für die

Bundeswehr.«
Thomas de Maizière (CDU)

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

In einem Staatsvertrag haben zwischenzeitlich einige Bundesländer die „elektronische Fußfessel“ festgeschrieben.
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S
eit gestern ist es soweit: Um ab-
schlagsfrei in Rente gehen zu
können, genügt es nicht mehr,
seinen 65. Geburtstag zu errei-
chen. Einen Monat länger müs-
sen Neu-Rentner seit dem 1. Ja-

nuar arbeiten. Schrittweise erhöht sich das
Renteneintrittsalter bis zum Jahr 2029 auf
diese Weise auf 67 Jahre. Trotz dieser Fakten
bleibt die Rente mit 67 umstritten. Opposi-
tion und Gewerkschaften kritisieren, dass
eine entscheidende Bedingung dafür – eine
ausreichende Erwerbsbeteiligung Älterer –
nicht gegeben sei. Die Koalition verweist da-
gegen auf die Fortschritte. Tatsächlich hat
sich in den vergangenen Jahren einiges ge-
tan: Im Jahr 2000 arbeiteten nur 37 Prozent
der 55- bis unter 64-Jährigen. 2009 ist die-
se Zahl auf 56 Prozent gestiegen. Eine Ent-
wicklung in die gewünschte Richtung kann
man darin sicher erkennen, aber auch, dass
sich noch viel tun muss, um ältere Arbeit-
nehmer länger im Job zu behalten.
Handlungsbedarf besteht für die schwarz-
gelbe Koalition auch in einem anderen Be-
reich: dem Kampf gegen die Altersarmut.
Nach Angaben des Statistischen Bundesam-
tes haben Ende 2009 rund 764.000 Men-
schen Leistungen der Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung erhalten.
Rund die Hälfte davon (400.000) waren im
Rentenalter. Das entspricht einem Anteil
von rund zwei Prozent an den über 65-Jäh-
rigen. Das klingt zunächst nicht viel, doch
sagen sämtliche Prognosen hier einen deut-
lichen Anstieg voraus. 
Frauen sind von Altersarmut überproportio-
nal betroffen, denn 61,5 Prozent der Emp-
fänger von Grundsicherung im Alter waren
2009 weiblich. Im Niedriglohnsektor ergibt
sich ein ähnliches Bild. Mehr als 6,5 Millio-
nen Beschäftigte in Deutschland arbeiten
derzeit im Niedriglohnsektor – das ent-
spricht einem Anteil von 22 Prozent der Er-
werbstätigen. Frauen sind auch hier mit fast
70 Prozent überdurchschnittlich vertreten.

Anerkennung der Lebensleistung Men-
schen mit schmaler Rente sprach Bundesar-
beitsministerin Ursula von der Leyen
(CDU) also vor allem an, als sie im Septem-
ber 2011 zum Start des Regierungsdialogs
Rente sagte: „Geringverdiener, die ein Leben
lang gearbeitet haben, müssen eine Rente
bekommen, die deutlich über der Grundsi-
cherung liegt.“ Der mehrmonatige, vom
Bundesministerium für Arbeit und Soziales
(BMAS) gestartete Dialog mit Rentenversi-
cherung, Wohlfahrtsverbänden, Gewerk-
schaften und Arbeitgebern soll die Auswir-
kungen einer veränderten Arbeitswelt für
das Armutsrisiko im Alter untersuchen. An-
fang dieses Jahres soll dieser Dialog in ein
Gesetzgebungsverfahren münden, dass bis
zur Sommerpause abgeschlossen und 2013
umgesetzt werden soll.
Einen Vorschlag hatte von der Leyen aber
schon zu Beginn der Gesprächsrunde parat:
die sogenannte Zuschussrente, die seitdem
aus der Kritik nicht herauskommt. Gering-
verdiener sollen demnach ab 2013 ihre Al-
tersrente auf 850 Euro (das wären fast 200
Euro mehr als in der Grundsicherung) auf-
gestockt bekommen, wenn sie mindestens
45 Versicherungsjahre vorweisen können
und zusätzlich privat vorgesorgt haben. Für
die ersten zehn Jahre nach Inkrafttreten die-
ses Modells soll es Übergangsregelungen ge-
ben, wonach zunächst nur 40 Versiche-
rungsjahre und fünf Jahre zusätzlicher Vor-
sorge ausreichen sollen.
Die Pläne zur Zuschussrente ergänzt das
BMAS um Änderungen bei der Erwerbsmin-
derungsrente und den Hinzuverdienstmög-
lichkeiten für Rentner. So soll die Zurech-
nungszeit für die Erwerbsminderungsrente
schrittweise angehoben werden. Bislang
wird der Empfänger einer solchen Rente so
gestellt, als hätte er bis zur Vollendung des

60. Lebensjahres gearbeitet und Beiträge zur
gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt.
Hier soll künftig das 62. Lebensjahr gelten.
Außerdem sollen Rentner künftig deutlich
mehr als 400 Euro zu ihrer Rente hinzuver-
dienen dürfen, ohne Abschläge zu riskieren.

Kritik der Opposition Bei den Oppositi-
onsfraktionen des Bundestages stößt diese
Idee auf wenig Gegenliebe. Sie sieht darin
kein geeignetes Mittel, um Altersarmut zu
bekämpfen.  Die Bedingungen für den Er-
halt der Zuschussrente würden dafür sor-
gen, dass die meisten von Armut Bedrohten
oder bereits Betroffenen keinen Anspruch
darauf hätten, kritisiert etwa Matthias W.
Birkwald, rentenpolitischer Sprecher der
Fraktion Die Linke. „Sie ist ein reines Nach-
sorge-Modell, das Anreize für Minijobs
setzt, die im Alter dann mit einer Zuschuss-
Rente nachlaufend, aber nicht einmal ar-
mutssicher entschädigt werden sollen.“ Sei-
ne Fraktion fordert stattdessen, Altersarmut
nicht erst im Rentenalter zu bekämpfen,
sondern schon vorher die Akzente durch
Mindestlöhne neu zu setzen. Als „Notbrem-
se“ gegen  Altersarmut fordert Die Linke ei-

ne „Solidarische
Mindestrente“ in
Höhe von 900
Euro, die nicht
an Zugangskrite-
rien geknüpft
sein soll. 
Auch die SPD er-
kennt in der Zu-
schussrente „kei-
nen Schritt hin
zur Armutsbe-
kämpfung im Al-
ter“ sondern „un-
erfüllbare Bedin-
gungen“. Deren
Rentenexperte
Anton Schaaf
stellt dagegen
fest: „Wenn man
45 Jahre lang ge-
arbeitet und 35

Jahre geriestert hat und dann nicht über 850
Euro Rente kommt, dann stimmt etwas im
System gar nicht mehr. Da brauche ich auch
keine Zuschussrente.“ Mit diesem Modell le-
gitimiere man im Nachhinein den Niedrig-
lohnsektor, sagte er Mitte Dezember im In-
terview mit der Zeitung „Das Parlament“. 
Wolfgang-Strengmann Kuhn warnt davor,
die Zuschussrente an eine „unrealistische
Idealbiografie“ zu knüpfen, wie dies nach
den derzeitigen Plänen der Fall sei. Wichtig
sei dagegen, ein Mindestniveau für langjäh-
rig Versicherte in der Rentenversicherung
einzuführen. Die Grünen schlagen deshalb
eine Garantierente bei einer Mindestversi-
cherungszeit von 30 Jahren vor. „Wer so lan-
ge versichert ist, muss die Garantie haben,
eine Rente über dem durchschnittlichen
Grundsicherungsniveau zu erhalten“, sagt
der rentenpolitische Sprecher der Grünen.
Er fordert eine parteiübergreifende Initiati-
ve zur Bekämpfung der Altersarmut.

Frage der Verhandlungen Gegenwind er-
hielt von der Leyen auch von der Deutschen
Rentenversicherung. Deren Präsident Her-
bert Rische hatte die Zuschussrente als „nur
bedingt geeignet“ im Kampf gegen Altersar-
mut bezeichnet, da bei den von ihr erfass-
ten Personengruppen das Risiko der Alters-
armut „eher unterdurchschnittlich“ sein
dürfte. Außerdem sei die Zuschussrente
„stark von Elementen des Fürsorgeprinzips
geprägt“, was der Rentenversicherung
„fremd“ sei. Rische sieht aber auch Vorteile.
So begrüßte er in seinem Bericht an die Mit-
te Dezember tagende Bundesvertreterver-
sammlung der Rentenversicherung die Ver-
besserungen bei den Erwerbsminderungs-
renten und die Kombi-Rente mit besseren
Hinzuverdienstmöglichkeiten.
Die Ministerin hält unterdessen an ihrer
Idee fest. Es sei „erstaunlich“, Menschen, die
30 oder 40 Jahre in die Rentenkasse einge-
zahlt haben, mit einem Schulterzucken in
die Fürsorge zu verweisen, verteidigte sie
sich gegen die Kritik Risches. Die Zuschuss-
rente helfe zu einem Großteil Frauen, die
„alles richtig gemacht“ und über Jahrzehn-

te in kleinen Jobs oder in Teilzeit gearbeitet,
Kinder erzogen und Ältere gepflegt hätten,
so von der Leyen. 
Die Diskussion wird weitergehen. Auch in-
nerhalb der Koalition ist sie noch nicht be-
endet, sondern wird immer wieder um neue
Rezepte gegen die Altersarmut erweitert. So
forderte der sozialpolitische Sprecher der
Unions-Fraktion, Peter Weiß, unlängst, eine
gesetzliche Rentenversicherungspflicht für
Selbstständige. Damit würde diese Gruppe
in vergleichbarer Weise wie Arbeitnehmer
verpflichtet, Vorsorge gegen Armut im Alter
zu ergreifen, sagte Weiß. Der Widerspruch
vom Koalitionspartner FDP kam prompt.
„Eine solche Pflichtversicherung machen
wir definitiv nicht mit“, entgegnete FDP-So-
zialexperte Heinrich Kolb. Doch Peter Weiß
ist überzeugt, dass ein Kompromiss eine
Frage der Verhandlungen im Rahmen des
Rentendialogs sei. Am Ende werde eine Pa-
ketlösung stehen. Auf das Aufschnüren darf
man also gespannt sein. Claudia Heine ❚

SOZIALES Der »Regierungsdialog Rente« zielt auf ein Konzept gegen Altersarmut. Bis
zum Sommer soll daraus ein Gesetz werden.

Was vom Arbeitsleben
übrig bleibt

>KOMPAKT

> Rente mit 67 Seit Januar 2012 müssen
Neu-Rentner für eine abschlagsfreie Ren-
te einen Monat länger arbeiten. Bis 2029
wird so schrittweise das Renteneintrittsal-
ter von 65 auf 67 Jahre angehoben.

> Zuschussrente Von der Zuschussrente
sollen vor allem Geringverdiener profitie-
ren. Damit diese im Alter nicht auf Grund-
sicherung angewiesen sind, soll ihre Ren-
te auf 850 Euro aufgestockt werden. Noch
sind das allerdings nur Pläne.

> Demografie Von den 82 Millionen Deut-
schen sind 20 Millionen Rentner. Ihre Zahl
steigt weiter. 2030 werden 28 Prozent der
Deutschen 65 Jahre und älter sein.

Seit dem 1. Januar 2012 gilt bei öffentlichen
Petitionen eine neue Mitzeichnungsfrist.
Vier statt wie bisher drei Wochen stehen
jetzt zur Verfügung, um das Quorum von
50.000 Mitzeichnungen zu erfüllen, das er-
forderlich ist, damit die Petition in einer öf-
fentlichen Ausschusssitzung beraten wird.
Mit der im November 2011 beschlossenen
Änderung der Verfahrensgrundsätze hat der
Petitionsausschuss auch die Frist für das
Schreiben von Diskussionsbeiträgen zu ein-
zelnen öffentlichen Petitionen im Internet-
forum des Ausschusses angepasst. 
Damit können seit Anfang dieses Jahres al-
le im Internet veröffentlich-
ten Petitionen vier Wochen
lang mitgezeichnet und dis-
kutiert werden. Bislang war
dies sechs Wochen lang mög-
lich, ohne dass aber die Mit-
zeichnungen der letzten drei
Wochen für die Erreichung
des Quorums relevant gewe-
sen wären.
Den Änderungen sei ein
„langer, oft mühsamer Dis-
kussionsprozess vorausge-
gangen“, sagt die Ausschuss-
vorsitzende Kersten Steinke
(Die Linke). Die Untertei-
lung in zwei Fristen für die
Mitzeichnung öffentlicher
Petitionen sei sehr unprakti-
kabel gewesen, weshalb man
sich zu der Vereinheitlichung
entschieden habe.  
Ab Mitte des Jahres, wenn die
neue Internetplattform des Ausschusses on-
line geht, soll auch die elektronische Mit-
zeichnung von Petitionen in pseudonymi-
sierter Form möglich sein. Dabei wird es
sich jedoch im Gegensatz zum Diskussions-
forum nicht um frei wählbare Pseudonyme
handeln, sondern um eine vom System vor-

gegebene standardisierte Form. Aus Sicht
Kersten Steinkes ein richtiger Schritt. „Die
Internetplattform wird dadurch noch bür-
gerfreundlicher gestaltet“, lautet ihr Fazit.
Dass die öffentliche Petition von der Aus-
nahme zur Regel wird, wie unlängst im Be-
richt des Büros für Technikfolgenabschät-
zung beim Deutschen Bundestag (TAB) ge-
fordert, erwartet Steinke „in naher Zukunft
nicht“. Dagegen sprächen nicht zuletzt auch
datenschutzrechtliche Gründe. Viermal will
der Ausschuss im Jahr 2012 dennoch öffent-
lich tagen. Geplant ist dies am 5. März,
7.Mai, 15. Oktober und 5. November. 

Ein weiterer wichtiger Termin im neuen Jahr
ist die Tagung der Vorsitzenden der Petiti-
onsausschüsse des Bundes und der Länder
vom 23. bis 25. September in Erfurt. Zu
dem Treffen sollen auch Vertreter staatlicher
Petitionseinrichtungen aus Europa eingela-
den werden. Götz Hausding ❚

»Noch bürgerfreundlicher« 
PETITIONEN Internetseite des Ausschusses wird neu gestaltet 

Mehr Informationen zur Zuschussrente unter:
www.bmas.de

Kersten Steinke, Vorsitzende des Petitionsausschusses
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Für viele Menschen wird es in Zukunft schwieriger werden, von ihrer Rente zu leben. Die Koalition sucht nach Lösungen.
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Für den damaligen Bundeskanzler Gerhard
Schröder war es 2002 noch „Gedöns“: Frau-
en, Familie, Kinder. Zehn Jahre später wür-
de sich wohl kein Politiker mit Karrieream-
bitionen trauen, das Politikfeld derartig zu
unterschätzen. Mehr noch: 2012 könnte
zum Jahr der wegweisenden familienpoliti-
schen Entscheidungen werden.
Im Mittelpunkt der Debatte wird dabei das
Betreuungsgeld stehen: Auf diese Leistung
hatte sich die schwarz-gelbe Koalition im
November geeignet. Doch wirklich geklärt
ist dabei allenfalls die Höhe der Zuwen-
dung. So soll das Betreuungsgeld ab dem 
1. Januar 2013 zunächst 100 Euro monat-
lich betragen, ab 2014 steigt es auf 150 Euro
an. Doch darüber, an wen das Geld geht,
tobt seit Wochen erbitterter
Streit zwischen CDU, CSU
und FDP – und eine Eini-
gung ist nicht abzusehen. 
Ursprünglich als Prämie
„zur Anerkennung der Er-
ziehungsleistung“ derjeni-
gen Eltern gedacht, die ihre
unter Dreijährigen zu Hause
betreuen, könnte es nun
auch an Mütter und Väter
gezahlt werden, die ihre
Kinder maximal halbtags in
einer Kita betreuen lassen.
Für die bayerische Familienministerin
Christine Haderthauer (CSU) ist das Betreu-
ungsgeld „eine Alternative zum Rechtsan-
spruch auf einen Krippenplatz“ – wohl auch
deshalb, weil Bayern zu den Bundesländern
gehört, die der Rechtsanspruch ab dem 
1. August 2013 vor Probleme stellen wird,
weil sie beim Krippenausbau hinterher hin-
ken. Familienministerin Kristina Schröder
(CDU) dagegen will sich bei ihrem Gesetz-
entwurf am thüringischen Erziehungsgeld
orientieren, das Eltern zugute kommt, die
ihre Kinder höchsten fünf
Stunden am Tag in einer Ki-
ta betreuen lassen; sie wolle
keinen „sinnlosen Kultur-
kampf“.

Herzensprojekt Doch der
ist längst entbrannt – auch
innerhalb der Unionsfrakti-
on. Insbesondere die CDU-
Frauen würden das Her-
zensprojekt der CSU am
liebsten verhindern, signali-
sierten aber im Dezember
Zustimmung für das Vorhaben, sofern es
dafür im Gegenzug eine größere Anrech-
nung von Erziehungsjahren bei der Renten-
versicherung geben würde. „Wenn es darum
geht, Frauen zu unterstützen, die eine Job-
pause gemacht haben, um sich um ihre Kin-
der zu kümmern, muss das nachhaltig
sein“, sagt Rita Pawelski, CDU-Familienex-
pertin. „Bargeld geht in den Haushalt, da-
von haben die Frauen langfristig nichts.“
Denkbar seien deshalb Gutscheine für Bil-
dungsleistungen oder Zuschüsse zur Alters-
vorsorge. 

Gutscheine favorisiert auch die FDP. So sagt
Sibylle Laurischk: „Wenn wir Geld in Fami-
lien investieren wollen, sollte das haupt-
sächlich in Bildungsmaßnahmen fließen.“
Für deutlich wichtiger halte sie eine Reform
der Regelungen zum Unterhaltsvorschuss,
die man sich für 2013 auf die Agenda gesetzt
habe. Für die Liberalen ist das Betreuungs-
geld eine Kröte im Koalitionsvertrag, die 
sie nur ungern schlucken. Sollten die damit
verbundenen Kosten aufgrund einer 
Ausweitung des Empfängerkreises massiv
steigen, ist ihre Zustimmung gefährdet. Lau-
rischk warnt: „Der Sache sind schlicht Gren-
zen im Bundeshaushalt gesetzt.“ Die Union
müsse daher zunächst ihren internen Klä-
rungsprozess abschließen, bevor man über-

haupt über die Details dis-
kutieren könne.
Für die Opposition ist klar:
Das Betreuungsgeld müsste
bei einem Regierungswech-
sel 2013 wieder gekippt wer-
den. Noch hegt die SPD-Fa-
milienpolitikerin Caren
Marks allerdings Hoffnun-
gen, dass das Betreuungs-
geld bis dahin gar nicht
steht: „Ich habe Zweifel,
dass die Koalition sich über-
haupt einigen und die ent-

sprechenden Haushaltsmittel zur Verfügung
stellen wird.“ Dafür lägen im Moment viel
zu viele Vorschläge zum Betreuungsgeld auf
dem Tisch. Zudem: „Unsinn bleibt Unsinn.“ 
Auch Ekin Deligöz, familienpolitische Spre-
cherin der Grünen-Fraktion im Bundestag,
vermutet, „dass die Ministerin es nicht hin-
bekommen wird“. Was aus Deligöz’ Sicht
gut wäre – denn Schröder mit ihrer konser-
vativen Ideologie entwerfe „ein Frauenbild,
das in der Realität kaum noch existiert“.
Und für Die Linke ärgert sich Jörn Wunder-

lich, es sei „eine Unver-
schämtheit“, Eltern, deren
Kinder eine Krippe besu-
chen, „die Erziehungsleis-
tung abzusprechen“ und
Frauen daheim zu halten.
Angesichts des drohenden
Fachkräftemangels gehe es
vielmehr darum, sie für den
Arbeitsmarkt zu gewinnen.
Dort sollen sie nicht nur
Personallücken stopfen,
sondern auch in Führungs-
positionen arbeiten. Doch

auch hier gibt es Streit: Die Debatte um die
Frauenquote in Vorständen und Aufsichts-
räten hat bereits begonnen und wird sich im
kommenden Jahr fortsetzen. Ministerin
Schröder kommt nun ein rauer Wind vor al-
lem aus den eigenen Reihen entgegen: Ihre
Vorstellung einer FlexiQuote, deren Höhe
und Ausgestaltung den Unternehmen ob-
liegt, wird nicht nur von Kabinettskollegin
und Arbeitsministerin Ursula von der Ley-
en (CDU), die eine gesetzliche 
30-Prozent-Regelung will, für unzureichend
gehalten. Susanne Kailitz ❚

Schröder will keinen
Kulturkampf ums Kind
FAMILIE Streit um Betreuungsgeld und Frauenquoten

»Ich habe
Zweifel,
dass die

Koalition sich
überhaupt 

einigen wird.«
Caren Marks (SPD)

»Der Sache 
sind schlicht

Grenzen 
im Bundes-

haushalt
gesetzt.«

Sibylle Laurischk (FDP)
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Jede zweite Frau und jeder dritte Mann müssen laut aktuellem Pflegereport damit rechnen, im Laufe des Lebens an Demenz zu erkranken. Die Koalition hat versprochen, Demenzkranke bei der Pflege besserzustellen.

In Deutschland leben
fast zehn Millionen Men-
schen, die nur unzureichend
lesen und schreiben können.
Wie sieht es in anderen Län-
dern aus?
Es gibt in allen Wissensge-
sellschaften das Phänomen,
dass Erwachsene keine aus-
reichenden Lese- und
Schreibkompetenzen haben,
um den gestiegenen Anforde-
rungen gerecht zu werden.
Insofern ist das keine
deutschlandspezifische Si-
tuation. Aber wir tun uns be-
sonders schwer damit, Hilfen
für Betroffene umzusetzen. 

Wo liegen die größten
Defizite im Umgang mit An-
alphabetismus? 
Die größten Defizite beste-
hen darin, Erwachsene zu
motivieren, Lernangebote
wahrzunehmen. Dort wird
zu wenig gemacht. Es ist auch
ein Problem, dass Menschen
ohne Arbeit kaum intensive
Lernmöglichkeiten haben.
Hier gibt es keine Finanzie-
rung. Außerdem brauchen
wir nicht nur einzelne Pro-
jekte, sondern eine verlässli-
che Infrastruktur für die Al-
phabetisierungsarbeit.

Viele Betroffene schä-
men sich. Wie kann man sie
erreichen?
Es ist wichtig, dass die Betrof-
fene sich selbst für ihre Inte-
ressen und die ihrer Mitbe-
troffenen einsetzen. Hier gibt
es gute Ansätze. So  wird dem
Vorurteil begegnet, diese
Menschen seien weniger in-
telligent. Sie sind – auch not-
gedrungen – sehr clever,
schließlich bewältigen sie ei-
ne doppelte Herausforde-
rung: Sie müssen den Anfor-
derungen der schriftlichen
Welt gerecht werden, und das
so organisieren, dass ihre
Probleme nicht auffallen.

Welche Ursachen hat
Analphabetismus? 
Manche Jugendliche verlas-
sen die Schulen ohne ausrei-
chend lesen und schreiben
zu können. Das liegt zwar
auch an den Schulen, den-
noch müssen wir feststellen,
dass die Chance auf Bildung
sozial vererbt wird. Hier
muss die Gesellschaft kom-
pensatorisch eingreifen: Alle
Bildungseinrichtungen vom
Kindergarten an müssen ei-
nen Beitrag leisten. Das Pro-
blem wird sonst von den El-

tern an die Kinder weiterge-
geben. Dieses Schwarze-Pe-
ter-Spiel können wir uns
nicht leisten. 

Regierung und Länder
planen 2012 einen Grund-
bildungspakt zur Förderung
der Alphabetisierung. Wie
bewerten Sie das Konzept? 
Der Pakt ist eine historische
Chance. Allerdings verhin-
dert das Kooperationsverbot
nach wie vor ein konsistentes
Angebot. Die Länder werden
hoffentlich demnächst mehr
tun als bisher und der Bund
wird weitere Projekte för-
dern. Aber zusätzlich muss
ein dritter Bereich in den
Blick genommen werden, der
bundesweit  die Ansprache
und Beratung von Betroffe-
nen sowie  eine Medienkam-
pagne etabliert. Das ist keine
Sache, die länderweise erfol-
gen kann oder die projektbe-
zogen in wenigen Jahren ab-
gearbeitet ist. Diese Vorha-
ben müssen die Pfeiler der
Alphabetisierungsarbeit wer-
den. Aber eine Verzahnung
ist noch nicht erkennbar.

Die Fragen stellte 
Tatjana Heid.

FÜNF FRAGEN ZUR: LESE- UND SCHREIBKOMPETENZ

PETER HUBERTUS
Geschäftsführer des
Bundesverbandes
Alphabetisierung und
Grundbildung 
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»Wir tun uns
besonders
schwer damit,
Hilfen für
Betroffene
umzusetzen.«
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Im Bildungsbereich steht im Jahr 2012 un-
ter anderem die Alphabetisierung im Fokus.
So wird sich der Bildungsausschuss mit ei-
nem „Grundbildungspakt“ beschäftigen,
auf den sich Bund und Länder geeinigt ha-
ben. Die SPD-Fraktion hatte bereits im
Frühjahr 2011 in einem eigenen Antrag
(17/5914) einen Grundbildungspakt gefor-
dert. Ziel der Abgeordneten ist es, die Zahl
der Analphabeten in Deutschland zu hal-
bieren. Nach Plänen der SPD soll der Bund
jährlich mindestens 20 Millionen Euro für
den Pakt bereitstellen. Im Februar gibt es zu
dem Thema ein öffentliches Fachgespräch
im Bildungsausschuss. 

Statistik Eine 2010 vom Bildungsministeri-
um in Auftrag gegebene Studie hat ergeben,
dass in Deutschland rund 2,3 Millionen An-
alphabeten leben. Sie können einzelne
Wörter lesen und schreiben, aber keine gan-
zen Sätze. Rund 7,5 Millionen Menschen
sind darüber hinaus von funktionalem An-
alphabetismus betroffen: Sie können ein-
zelne Sätze lesen oder schreiben, jedoch
keine Texte. Von ihnen sind laut Studie et-
wa 57 Prozent erwerbstätig. 
Der Grundbildungspakt soll sich nach Re-
gierungsplänen in mehrere Bereiche glie-
dern und Bund, Länder, Kommunen, Wirt-
schaft, Gewerkschaften, Kirchen und weite-
re gesellschaftliche Akteure vernetzen. Un-
ter anderem sollen Alphabetisierung und
Grundbildung am Arbeitsplatz ausgebaut
werden und die Unternehmen für Grund-
bildungsdefizite sensibilisiert werden. Al-
phabetisierung soll zudem Bestandteil der

Arbeitsmarktförderung werden: Die Unter-
stützung der Lese- und Schreibkompetenz
soll dazu beitragen, Arbeitslose in den Ar-
beitsmarkt zu integrieren. 
Auch außerhalb von Arbeitsplatz und Ar-
beitsmarkt sind Initiativen geplant: Länder
und Kommunen wollen Grundbildungs-
zentren in Volkshochschulen oder Einrich-
tungen wie Kindertagesstätten, Familien-
zentren und Schulen schaffen. 
Ergänzend soll die Alphabetisierungs- und
Grundbildungsarbeit weiter professionali-
siert und die Forschung zu diesen Themen
ausgeweitet werden. So wird ein Programm

zur arbeitsplatzorientierten Forschung und
Entwicklung auf dem Gebiet der Alphabeti-
sierung  und Grundbildung mit rund 20
Millionen Euro starten. 

Unis und Hochschulen Auch die Hoch-
schulen werden die Bildungspolitiker in
diesem Jahr beschäftigen: So könnten die
doppelten Abiturjahrgänge auch in diesem
Jahr noch eine Herausforderung darstellen.
Der Qualitätspakt Lehre geht in die zweite
Förderrunde, zudem sollen die Geistes- und
Sozialwissenschaften stärker gefördert wer-
den. Tatjana Heid ❚

Alphabetisierung soll gefördert werden
BILDUNG Bund und Länder planen »Grundbildungspakt«. SPD mit eigenem Antrag

D
ie Pflegeexperten der Op-
positionsfraktionen sind
bislang nicht als Heiß-
sporne des Parlaments in
Erscheinung getreten.
Die von Bundesgesund-

heitsminister Daniel Bahr (FDP) vorgeleg-
ten Eckpunkte einer Pflegereform treiben
den Dreien jedoch in Nullkommanichts die
Zornesröte ins Gesicht. „Es ist unverfroren
zu behaupten, die Pflegeversicherung werde
damit auf eine nachhaltigere Grundlage ge-
stellt“, empört sich Elisabeth Scharfenberg
von den Grünen. Ihre SPD-Kollegin Hilde
Mattheis ergänzt: „Bahr lässt mit seiner Pfle-
gereform alle im Stich.“ Und Kathrin Sen-
ger-Schäfer von der Linksfraktion moniert,
eine „umfassende Pflegereform“ sei „auf un-
bestimmte Zeit verschoben, die „geschürten
Erwartungen“ seien „enttäuscht“ worden.

Rückblende Bahrs Vorgänger Philipp Rös-
ler, heute FDP-Chef und Bundeswirtschafts-
minister, hatte 2011 zum „Jahr der Pflege“
erkoren. Was folgte, war ein monatelanger
Streit der Koalitionspartner CDU, CSU und
FDP vor allem über die Frage, wie die Pfle-
geversicherung künftig zu finanzieren ist.
Die angekündigte Präsentation der Eck-
punkte verzögerte sich, bis sich der Koaliti-
onsausschuss am 310. Tages des „Jahres der
Pflege“ auf Grundzüge einigte. Mehr Geld
für Demenzkranke, der Aufbau einer priva-
ten Zusatzversicherung, eine Beitragsanhe-

bung um 0,1 Prozentpunkte, Unterstützung
für pflegende Angehörige und die Förde-
rung neuer Wohnformen – so lauten die
Eckpunkte, die Bahr im November vorstell-
te. Konkreteres, etwa wie der besondere Be-
treuungsaufwand für Demenzkranke be-
rücksichtigt werden kann, ist bislang das
Geheimnis des Gesund-
heitsministeriums. 
Die Opposition fuchst ins-
besondere, dass die Umset-
zung des neuen Pflegebe-
griffs „auf die lange Bank ge-
schoben wird“, wie es Sen-
ger-Schäfer formuliert. Bis-
lang werden zwar körperli-
che Beeinträchtigungen als
pflegebedürftig berücksich-
tigt, geistige hingegen nicht,
weshalb etwa Demenzkran-
ke und ihre Angehörigen bei
Pflegeleistungen in die Röhre gucken. Die
Konzepte liegen seit gut zweieinhalb Jahren
auf dem Tisch, Bahr will zur Ausarbeitung
der Details jedoch zunächst den Pflegebei-
rat reaktivieren. Auf den allseits geschätzten
Sozialexperten Jürgen Gohde an der Spitze
des Gremiums muss Bahr allerdings ver-
zichten. Gohde lehnte es kurz vor Weih-
nachten nach wochenlangen Vorgesprächen
entnervt ab, den Vorsitz zu übernehmen. 
„In der aktuellen Wahlperiode kann nicht
mehr mit einer Umsetzung des neuen Pfle-
gebegriffs gerechnet werden“, sagt Senger-

Schäfer. Sie fügt hinzu, die Behauptung, die
angekündigten Leistungsverbesserungen für
Demenzkranke, finanziert durch eine Bei-
tragserhöhung ab 2013, seien ein Vorgriff
auf den neuen Pflegebegriff, entbehre jeder
fachlichen Grundlage. Eine kostenneutrale
Umsetzung des Pflegebegriffs bedeute „de

facto Leistungskürzungen
für die jetzt Betroffenen“,
betont Senger-Schäfer. 
Scharfenberg ist sich sicher,
dass die angekündigten Leis-
tungsverbesserungen mit der
geplanten Beitragssatzanhe-
bung „allenfalls kurzfristig“
zu finanzieren sind. „Die
zentralen Herausforderun-
gen geht die Koalition nicht
an, nämlich eine solide und
nachhaltige Finanzierung
und die überfällige Reform

des Pflegebedürftigkeitsbegriffs“, unter-
streicht die Grünen-Parlamentarierin.
Auch die als „Pflege-Bahr“ bekannt gewor-
dene private Zusatzversicherung nach Vor-
bild der Riester-Rente stößt bei der Opposi-
tion auf Widerstand. Davon würden „nicht
die Pflegebedürftigen oder ihre Angehöri-
gen profitieren, sondern vornehmlich die
privaten Versicherungsunternehmen“, är-
gert sich Hilde Mattheis. Gerade ärmere
Menschen, „die ein höheres Pflegerisiko ha-
ben, werden sich die freiwillige Zusatzversi-
cherung nicht leisten können“, sagt sie.

Gegenwind kommt jedoch nicht nur von
der Opposition. Unzufrieden hat sich auch
die Junge Gruppe der Unionsfraktion ge-
zeigt. Sie kritisiert, dass der Koalitionsver-
trag gebrochen worden sei. Tatsächlich sieht
dieser vor, neben dem bestehenden Umla-
geverfahren „eine Ergänzung durch Kapital-
deckung“ einzuführen, „die verpflichtend,
individualisiert und generationengerecht
ausgestaltet sein muss“. Ziel war es dem-
nach, eine Rücklage zu schaffen, aus der
künftig steigende Pflegaufwendungen be-
zahlt werden können. Der Sprecher der Jun-
gen Gruppe in der Unions-Fraktion, Marco
Wanderwitz (CDU), bemängelt, was den
jüngeren Generationen versprochen wor-
den sei, werde „nicht geliefert“.

Kritik zurückgewiesen Die pflegepoliti-
sche Sprecherin der FDP-Fraktion, Christine
Aschenberg-Dugnus, lässt die Kritik so nicht
gelten. Mit den vereinbarten Eckpunkten sei
„endlich der Einstieg in die freiwillige priva-
te Zusatzvorsorge für das Pflegerisiko ge-
macht“. Schließlich lasse sich nicht „alles,
was in den letzten Jahren versäumt“ wurde,
„auf einen Schlag“ beheben. „Der Weg für
eine bessere Pflege ist aber geebnet“, betont
die FDP-Abgeordnete. Auch der Pflege-Ex-
perte der Unions-Fraktion, Willi Zylajew
(CDU), findet lobende Worte: „Die Eck-
punkte zeigen deutlich unsere Schwerpunk-
te auf, nämlich erstens eine bessere Berück-
sichtigung von Demenzkranken, zweitens

eine weitere Stärkung des Grundsatzes ‘am-
bulant vor stationär’ und drittens die Entlas-
tung von pflegenden Angehörigen.“ 
Die Oppositionsfraktionen plädieren unter-
dessen für die Einführung einer Bürgerversi-
cherung auch in der Pflege und haben dazu
jeweils eigene Ansätze entwickelt. Im Bun-
destag steht zum Thema Reform der Pflege-
versicherung ein Jahr harter Auseinanderset-
zungen bevor. Monika Pilath ❚

REFORM Im Bundestag stehen harte Auseinandersetzungen über ein zentrales Zukunftsthema an

Das Jahr der Pflege 2.0

»Bahr 
lässt mit 

seiner
Pflegereform

alle im 
Stich.«

Hilde Mattheis (SPD)

>KOMPAKT

> Demenzkranke Altersverwirrten Men-
schen will die Bundesregierung „kurzfris-
tig verbesserte Leistungen“ gewähren.

> Pflegende Wer Angehörige zu Hause
pflegt, soll leichter „eine Auszeit“ und Re-
ha-Maßnahmen durchsetzen können.

> Beitrag Der Beitragssatz der sozialen
Pflegeversicherung soll zum 1. Januar
2013 um 0,1 Punkte auf 2,05 (Kinderlose:
2,3) Prozent steigen. Erwartete Mehrein-
nahmen: 1,1 Milliarden Euro.

> »Pflege-Bahr« Den Aufbau einer freiwil-
ligen zusätzlichen privaten Pflegeversi-
cherung will die Bundesregierung steuer-
lich à la Riesterrente fördern.

NS-Vergangenheit 
im Fokus
KULTUR UND MEDIEN Im Jahr 2012 gehört
der Vergangenheit die Zukunft. Der Aus-
schuss für Kultur und Medien wird sich mit
dem Erhalt des kulturellen Erbes befassen
und will zudem die nationalsozialistische
Vergangenheit deutscher Ministerien aufklä-
ren. Letzteres ist den Oppositionsfraktionen
ein besonderes Anliegen. 
Die Linksfraktion fordert in einem Antrag
(17/3748) eine generelle Aufklärung der
„NS-Vergangenheit in Bundesministerien“.
Die  SPD-Fraktion will laut Antrag
(17/6297) deren Geschichte der „frühen
Nachkriegszeit hinsichtlich NS-Vorgänger-
institutionen“ untersuchen. Die „Kontinui-
täten und Brüche“ dieser Zeit müssen laut
Grünen-Antrag (17/6318) analysiert wer-
den. Die Fraktion fordert zudem in weite-
ren Vorlagen (17/4696, 17/4586) die Veröf-
fentlichung entsprechender Berichte über
das Verbraucherschutzministerium und ei-
ne Diskussion über die „Verantwortlichkeit
der Bundesregierung“ in den Fällen der bei-
den Kriegsverbrecher Klaus Barbie und
Adolf Eichmann. 
Fraktionsübergreifend begrüßen die Abge-
ordneten die Einrichtung der Deutschen Di-
gitale Bibliothek (DDB). Sie soll bereits in
diesem Jahr online gehen und jedermann
den virtuellen Zugriff auf Bücher, Bilder und
weitere Inhalte ermöglichen. Die Digitali-
sierung des kulturellen Erbes wird den Aus-
schuss trotzdem weiterhin beschäftigen.
Die FDP-Fraktion fordert eine „Digitalisie-
rungsoffensive“ (17/6315), die SPD-Frakti-
on will sie „beschleunigen“ (17/6296) und
die Linksfraktion will sie als „gesamtstaatli-
che Aufgabe umsetzten“ (17/6096).  
Außerdem will der Ausschuss 2012 seine Ex-
pertengespräche zur „Zukunft des Quali-
tätsjournalismus“ fortsetzen. Als mögliche
Schwerpunkte gelten neben der Pressefrei-
heit in Europa auch die Ausbildung und die
soziale Lage von Journalisten. ver ❚

Wagt München
neuen Anlauf?
OLYMPIA Der Sportausschuss richtet seinen
Blick im Supersportjahr 2012 mit Fußball-
EM und Olympischen Sommerspielen in
die olympische Zukunft. Neben der Frage,
ob sich München nach der gescheiterten Be-
werbung für die Olympischen Winterspiele
2018 sofort wieder für die Spiele 2022 be-
werben soll, wird auch der Stand der Vorbe-
reitung auf die Olympischen Winterspiele
im russischen Sotschi 2014 diskutiert. 
Ein Dauerbrenner bleibt der Anti-Doping-
Kampf. So soll der Evaluierungsbericht der
Bundesregierung über die Anwendung des
Gesetzes zur Verbesserung der Bekämpfung
des Dopings im Sport ebenso Thema im
Ausschuss werden wie der Anti-Dopingbe-
richt 2011. Dem Problem der Gewalt in und
um Fußballstadien wird sich der Ausschuss
ebenfalls annehmen. Doch nicht immer
steht nur der Spitzensport im Mittelpunkt
der Beratungen. Die Abgeordneten wollen
sich auch dem Thema „Sport und Adiposi-
tas“ (Fettleibigekeit) „insbesondere bei Kin-
dern und Jugendlichen“ widmen. Diskutiert
werden soll auch der Glücksspielstaatsver-
trag und der „Nachhaltige Sportstättenbau
in Zeiten des demographischen Wandels
und der Urbanisierung“. hau ❚

Alphabetisierungskurs in München: Fast 10 Millionen Menschen in Deutschland können
nur unzureichend lesen und schreiben.
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Es soll der Durchbruch sein, der die Euro-
päische Union und damit auch den Euro in
eine neue Stabilitäts- und Fiskalunion über-
führt.  Die Staats- und Regierungschefs einig-
ten sich im Dezember beim EU-Gipfel in
Brüssel darauf, bis März 2012 neben dem
Vertrag von Lissabon einen neuen Pakt – den
„Euro-Plus-Vertrag“ – mit strikteren Regeln
zum Schuldenabbau und engerer wirt-
schaftspolitischer Koordination abzuschlie-
ßen. Der Sparverpflichtung der 17 Euro-
Staaten schlossen sich neun der zehn Nicht-
Euro-Länder in der EU an. Einzig Großbri-
tannien weigerte sich. Mit seinem Nein zu
einer EU-Vertragsreform hat der britische
Premier David Cameron dabei nicht nur die
EU vor den Kopf gestoßen, sondern auch in
seiner Heimat viel Kritik geerntet. 

Rettungsschirm Zugleich einigten sich die
Regierungen auch auf weitere Schritte, um
angeschlagene Euro-Staaten notfalls besser
unterstützen zu können. Dazu gehört die
auf Juli 2012 vorgezogene Aktivierung des
dauerhaften Europäischen Stabilitätsmecha-
nismus ESM. Er soll den provisorischen Ret-
tungsschirm EFSF ablösen und erfordert von
den teilnehmenden Staaten nunmehr eine
reale Einlage und nicht – wie bisher – nur
Garantien. So wird der ESM nicht nur mit
Bürgschaften über 720 Milliarden Euro aus-
gestattet, sondern auch mit einem Kapital-
stock in Höhe von 80 Milliarden Euro.
Deutschland zahlt dabei 21,7 Milliarden
Euro in fünf Raten ein. Zumindest die erste
Tranche über 4,3 Milliarden Euro wird da-
bei vorgezogen, damit der ESM früher ein-
satzfähig ist. Ursprünglich sollten die Beträ-
ge mit Blick auf die Schuldenbremse in fünf
Jahrestranchen ab 2013 überwiesen werden.
Offen ist bislang, welche Summen zu wel-
chem Zeitpunkt freigemacht werden kön-
nen. Wegen der deutschen Zahlungen hat
sich Bundesfinanzminister Wolfgang Schäu-
ble (CDU) bereits für einen Nachtragshaus-
halt ausgesprochen (siehe Seite 12).  

Auch soll der Internationale Währungsfonds
(IWF) künftig eine größere Rolle bei Ret-
tungsaktionen spielen. So prüfen die EU-
Staaten, dem Fonds über ihre Notenbanken
bilaterale Kredite von insgesamt 200 Milli-
arden Euro zur Verfügung zu stellen – dabei
sollen 150 Milliarden Euro von den Euro-
Ländern kommen und 50 Milliarden von
den zehn Nicht-Euro-Staaten in der EU. Da-
mit haben sich Deutschland und Frankreich
weitgehend durchgesetzt. Sie wollten errei-
chen, dass vom EU-Gipfel ein starkes politi-
sches Signal für eine engere Zusammenar-
beit der Euro-Zone ausgeht.

Rechtliche Bedenken Das „starke Signal“
aus Brüssel wirft allerdings die Frage auf, ob
sich der Fiskalpakt durchsetzen lässt. EU-
Kommissionspräsident José Manuel Barroso
und Ratspräsident Herman Van Rompuy be-
stätigten, dass der geplante zwischenstaatli-
che Vertrag von 26 Staaten juristische Proble-
me aufwerfe. Rechtlich betrachtet, werde es
nicht einfach sein, den Fiskalpakt bindend
zu machen. Bundestagspräsident Norbert
Lammert (CDU) will prüfen lassen, ob die
Brüsseler Gipfelbeschlüsse mit der Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts
vereinbar sind. Es müsse geklärt werden, ob
sich verfassungsrechtliche Probleme etwa
„durch direkte Eingriffe der EU-Kommission
oder eines europäischen Währungskommis-
sars in die nationalen Haushalte und damit
das parlamentarische Budgetrecht ergeben“,
sagte Lammert. 
Trotz aller besonders an den Finanzmärkten
geäußerten Enttäuschungen über die schlep-
pende Lösung der Krise genießt die Euro-Zo-
ne weiter Kredit. Der Euro-Rettungsschirm
EFSF konnte vor Weihnachten ohne Proble-
me wieder knapp zwei Milliarden Euro bei
Investoren einsammeln. Und Spanien muss-
te für Einjahrespapiere im Wert von fünf
Milliarden Euro vier Prozent Zinsen zahlen
– nach mehr als fünf Prozent bei der vorher-
gehenden Auktion. Christoph Birnbaum ❚ 

Was vom Gipfel übrig ist
FISKALPAKT Gemeinsamer Sparplan und viele offene Fragen 

Der Abzug der Bundeswehr aus Afghanistan
nimmt 2012 erstmals konkrete Formen an. 
Erstmals sieht der Regierungsantrag
(17/8166) zur Verlängerung des Isaf-Man-
dats (Isaf: Internationale Sicherheitsunter-
stützungstruppe) eine Absenkung der Ober-
grenze der eingesetzten Bundeswehrsolda-
ten vor. Ab Februar sind demnach nur noch
bis zu 4.900 Soldaten in Afghanistan vorge-
sehen. Gegenwärtig sind maximal 5.350
Bundeswehrsoldaten in dem Land am Hin-
dukusch stationiert. Die Kosten für die Fort-
setzung der deutschen Beteiligung am Isaf-
Einsatz belaufen sich dem Antrag zufolge
bis Ende Januar 2013 auf etwas mehr als ei-
ne Milliarde Euro. Die Abgeordneten wer-
den den Antrag voraussichtlich noch im Ja-
nuar abschließend beraten. Neben den Ko-
alitionsfraktionen hat auch die SPD in der
ersten Lesung des Regierungsantrags im De-
zember ihre Zustimmung signalisiert. Die
Linke und Bündnis 90/Die Grünen wollen
nicht zustimmen. 
Die wirtschaftliche und soziale Transforma-
tion eines der ärmsten und am wenigsten
entwickelten Länder der Welt bleibe eine
„Generationenaufgabe“, schreibt die Bun-
desregierung weiter. Im Hinblick auf Quali-
tät und Transparenz von Regierungsführung
und Demokratie sei in Afghanistan noch ei-
niges zu leisten. In den vergangenen zehn
Jahren habe das Land mit Unterstützung
der internationalen Gemeinschaft aber ge-
zeigt, dass es jenseits der Gewalt eine Per-
spektive für seine Bürger bieten kann. Die-
se positive Entwicklung trage mittel- und
langfristig zu Sicherheit und Stabilität in Af-
ghanistan bei. 

Krisenherd Afghanistan „Unser Ziel
bleibt es, dass von Afghanistan nie wieder
eine Gefahr für die Welt ausgeht“, heißt es
in dem „Bericht der Bundesregierung zur
Lage in Afghanistan 2011“, der als Unter-
richtung (17/8180) vorliegt. Aus dem Kri-
senherd Afghanistan müsse ein souveräner

und verantwortlicher Staat werden, der als
gleichberechtigtes Mitglied der Staatenge-
meinschaft nachhaltig zu Frieden und Sta-
bilität in der Region beiträgt. Eine dauerhaf-
te Stabilisierung des Landes erfordere einen
politischen Friedensprozess, der die Einbe-
ziehung der legitimen Interessen aller af-
ghanischen Gruppen ermöglicht. Dies
schließe auch die Taliban ein.
Wie aus dem Bericht weiter hervorgeht, hat
das militärische und zivile Engagement in
den vergangenen zehn Jahren den „Aufbau
eines afghanischen Staats ermöglicht, der
ab Ende 2014 selbst für seine Sicherheit sor-
gen soll“. Die afghanischen Sicherheitskräf-
te hätten mit 305.600 Mann ihre Sollstärke
von 352.000 fast erreicht. Jetzt liege der
Schwerpunkt auf der weiteren Qualifizie-
rung von Polizei und Armee. Diese Aufgabe
werde auch nach dem Abzug der internatio-
nalen Kampftruppen 2014 fortbestehen.
Der Trend einer sich von Jahr zu Jahr ver-
schlechternden Sicherheitslage sei vorerst
gebrochen, heißt es in dem Bericht. Die Si-
cherheitslage habe sich 2011 trotz spektaku-
lärer Anschläge konsolidiert. Im Hinblick
auf Regierungsführung und Demokratie
bleibe in Afghanistan noch viel zu tun. Die
Menschenrechtslage in dem Land verbesse-
re sich, allerdings nur langsam. So seien die
universellen Menschenrechte in der afgha-
nischen Verfassung zwar verankert, aber bei
Weitem noch nicht verwirklicht.

Friedensprozess Anfang Dezember vori-
gen Jahres fand in Bonn die internationale
Afghanistan-Konferenz statt, auf der Vertre-
ter aus 85 Ländern über die Zukunft des
Landes nach dem Abzug der internationa-
len Truppen 2014 berieten. Ihre Zusiche-
rung: Die internationale Staatengemein-
schaft wird Afghanistan auch über dieses
Datum hinaus unterstützen. Außenminister
Guido Westerwelle (FDP) sicherte deutsche
Hilfen für den zivilen Aufbau mindestens
bis 2024 zu. Die Befriedung des Landes und

den politischen Versöhnungsprozess mit
den Taliban, soll das Land zunehmend
selbst in die Hand nehmen. Außerdem for-
dert die Staatengemeinschaft auf der Konfe-
renz,  Kabul solle mehr Reformen einleiten
sowie Drogenhandel und Korruption stär-
ker bekämpfen. 
Konkrete Zahlen wurden in Bonn nicht fest-
gelegt. Über Höhe und Zeitraum der finan-
ziellen Zusagen der Staatengemeinschaft
soll eine Geberkonferenz im im Juli in To-
kio entscheiden. 

Der amerikanische Präsident Barack Oba-
ma will in Mai einen zweitägigen  Nato-
Gipfel zum Militäreinsatz in Afghanistan
veranstalten. Das Treffen soll am Rande des
Gipfels der acht bedeutendsten Wirtschafts-
nationen (G8) in Obamas Heimatstadt Chi-
cago stattfinden. Obama hofft sicherlich,
dass Afgahnistan bis dahin noch einmal sta-
biler geworden ist und der afghanische Prä-
sident Hamid Karsai fester im Sattel sitzt.
Und es wäre nicht verwegen zu sagen:
Deutschland hofft mit ihm. Bernard Bode ❚

Schritt für Schritt zurück
AFGHANISTAN Bundestag plant Absenkung der maximalen Truppenstärke auf 4.900 Soldaten

D
as neue Jahr wird so be-
ginnen, wie das alte en-
dete: Mit einem EU-Gip-
fel. Voraussichtlich noch
im Januar will EU-Rats-
präsident Herman Van

Rompuy die 27 Staats- und Regierungschefs
nach Brüssel einberufen und die Konse-
quenzen aus den Beschlüssen vom Dezem-
ber besprechen. Acht EU-Gipfel fanden im
abgelaufenen Jahr statt, ein Rekord in der
Geschichte der EU. Im Oktober tagten die
Staats- und Regierungschefs gar zwei Mal in
derselben Woche, auch das ein Novum.
Dem Ziel, die europäische Wirtschafts- und
Währungsunion künftig krisenfester zu ge-
stalten und damit den Euro zu stabilisieren,
sind sie bisher jedoch nur in kleinen Schrit-
ten näher gekommen.
Deshalb wird die EU auch 2012 in ihrem
Krisen-Modus verharren. Zu viele Probleme
sind unerledigt, als dass eine schnelle Rück-
kehr zum routinemäßigem Arbeitsmodus
vor der Krise absehbar wäre. „Diese Gemüt-
lichkeit auf hohem Niveau, wo man keine
großen Sorgen hat, weil die Dinge ohnehin
funktionieren, das wird eine
Zeit lang vorbei sein“, sagte
die österreichische Finanz-
ministerin Maria Fekter.
2011 war aber nicht nur we-
gen der zahlreichen Krisen-
sitzungen ein Ausnahme-
jahr. 2011 war auch das Jahr,
in dem Tabus fielen. 2011
war das Jahr, in dem der Ton
in der EU rauer wurde, in
dem die Sichtweise nationa-
listischer wurde und in dem
sich das Gewicht zwischen
den  Institutionen deutlich verschoben hat.
All dies deutet darauf hin, dass 2012 sogar
noch turbulenter werden könnte. Denn die
alten Gewissheiten existieren nicht mehr.

Kollektiver Katzenjammer Der größte
Einschnitt im vergangenen Jahr war ohne
Zweifel, dass das bisher Undenkbare laut
ausgesprochen wurde: Dass ein Land die
Eurozone verlassen könnte. Als der damali-
ge griechische Ministerpräsident Georgios
Papandreou Ende Oktober völlig unerwar-
tet ein Referendum seines Landes ankündig-
te, gaben ihm Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel (CDU) und Frankreichs Staatspräsiden-
ten Nicolas Sarkozy im Vorfeld des G20-
Gipfels in Cannes sehr deutlich zu
verstehen, dass sie sich den Euro auch ohne
Griechenland vorstellen könnten.  Die alte
Vorstellung, dass die Eurozone in ihrer Grö-
ße unabänderlich ist, war dahin. Und die
Zukunft der EU ist offener denn je. 
Was die Krise für die politischen Akteure so
zermürbend macht, ist die Tatsache, dass
niemand auch nur annähernd weiß, in wel-
chem Stadium man sich befindet. Nach den

EU-Gipfeln ging im vergangenen Jahr jedes
Mal ein kollektiver Seufzer der Erleichte-
rung durch Europa. Selbst die Börsen teilten
die Euphorie. Wenige Tage danach setzte
dann aber meist kollektiver Katzenjammer
ein, weil sich die Beschlüsse im Detail als
unzureichend oder übermäßig komplex he-
rausstellten. Da wundert es nicht, dass sich
Politiker zunehmend macht- und einfluss
fühlen – was wiederum die Stimmlage an-
schwellen lässt. So bezeichnete der ungari-
sche EU-Kommissar für Soziales Lászlo An-
dor die Gipfelbeschlüsse zur Fiskalunion
schlicht als „einen Witz“. Diplomatie ist et-
was anderes. 

Nationalistische Töne In der Krise hat der
Nationalismus deutlich zugenommen. Das
zeigt sich im Kleinen, wenn Länder etwa die
Arbeit der europäischen Bankenaufsicht
Eba behindern, um nationale Champions
zu schützen. Im Großen hat es sich am
deutlichsten manifestiert, als Großbritan-
nien Merkels Konzept einer Fiskalunion ab-
lehnte und einen Alleingang bevorzugte.
Die Kanzlerin kommentierte dies am 

20. Jahrestag der Unter-
schrift des Vertrags von
Maastricht kühl mit dem
Verweis, dass die Briten ja
auch ohne Euro auskämen.
Aber die ablehnende Hal-
tung Großbritanniens
kommt trotzdem zu einem
ungünstigen Zeitpunkt für
Europa. Eine Spaltung tut
der Gemeinschaft nicht gut. 
In einer viel beachteten Re-
de betonte der polnische
Außenminister Radek Si-

korski kürzlich in Berlin, dass die Gemein-
schaft aktuell zwei Optionen habe: „Engere
Integration oder den Zusammenbruch“. An-
gela Merkel zielt mit der von ihr angestoße-
nen Fiskalunion auf Ersteres. In diesem Jahr
schon sollte klarer werden, ob sich das Ziel
weiterer Integration im aktuellen Klima
überhaupt erreichen lässt. 
Bis März soll der zwischenstaatliche Vertrag
stehen, den die 26 EU-Staaten ohne Groß-
britannien beim Dezember-Gipfel be-
schlossen haben. Schon jetzt zeichnen sich
in den Mitgliedsländern Vorbehalte ab. Der
französische Präsidentschaftskandidat Fan-
çois Hollande etwa möchte die Beschlüsse
am liebsten komplett kippen. 

Rolle der Institutionen Auf dem Weg zu
mehr Integration stellt sich die spannende
Frage, wer denn überhaupt die politische
Führung übernehmen wird. Die EU-Kom-
mission, die dafür prädestiniert wäre, ist seit
Ausbruch der Krise vor über zwei Jahren von
den Mitgliedstaaten mehr und mehr an den
Rand gedrängt worden. EU-Präsident José
Manuel Barroso hat sein verbleibendes An-

sehen vergangenen Sommer verspielt, als er
in einem ungeschickten Brief die europäi-
schen Politiker zu mehr Eile bei der Euro-
rettung aufrief und so die Finanzmärkte auf
Talfahrt schickte. Berliner Spitzenbeamte
zeigen mittlerweile unverhohlen, dass sie
Barroso nicht ernst nehmen.  
Die Kanzlerin hat mit ihrem Vorstoß zu ei-
ner Fiskalunion gezeigt, dass sie durchaus
gewillt ist, die Führung zu übernehmen. Al-
lerdings ist eine Führungsrolle für Deutsch-
land immer schwierig, heißt es doch
schnell, Deutschland wolle die Gemein-
schaft dominieren. Zeigt sich Deutschland
dagegen zögerlich, was bei der Euro-Rettung
durchaus der Fall war, wird der Vorwurf der
Führungsunfähigkeit laut. Polens Außen-
minister Sikorski forderte bei einer Rede En-

de November Deutschland sehr deutlich
auf, in Europa aktiv zu werden: „Ich fürch-
te deutsche Macht weniger, als dass ich
deutsche Untätigkeit zu fürchten beginne“
(siehe Seite 1). 
Merkel war bisher klug genug, auf die
deutsch-französische Achse zu setzen. Die
enge Abstimmung mit Frankreich ließ den
Begriff Merkozy entstehen, der jedoch in die
Irre führt. Deutschland spielt derzeit eine
ungleich größere Rolle als Frankreich. 
Je wichtiger die Mitgliedstaaten werden,
desto mehr muss das Europäische Parla-
ment darauf achten, nicht an Einfluss zu
verlieren. Der wachsende Intergouvern-
mentalismus, der direkte Draht zwischen
Berlin und Paris, ist keine gute Neuigkeit für
die Europa-Abgeordneten. 

„Scheitert der Euro, dann scheitert Europa“,
hat die Kanzlerin mehrfach betont. Diese Er-
kenntnis teilen viele in Europa. Aber zum
jetzigen Zeitpunkt zeichnet sich nicht ab,
dass Einigkeit über die Wege aus der Krise
herrschen würde. Der scheidende polnische
Ratspräsident Donald Tusk bemerkte kürz-
lich, dass sich die Einigkeit in Europa im ver-
gangenen Halbjahr nicht erhöht habe. 
Im kommenden Jahr müssen Länder wie Ita-
lien und Spanien umfangreiche Kredite an
den Finanzmärkten aufnehmen. Das euro-
päische Krisenmanagement dürfte erneut
getestet werden. Selbst wenn den Europäern
die Euro-Rettung gelingen sollte, haben sie
international schon viel Ansehen verspielt.
„Die Europäer machen sich kein Bild davon,
wie verärgert und frustriert die Welt über das

europäische Krisenmanagement ist“, sagt
Ted Truman vom Washingtoner Thinktank
Peterson Institute, der als Sherpa für US-Fi-
nanzminister Timothy Geithner gearbeitet
hat. US-Präsident Barack Obama betont
zwar, dass sein Land Interesse an einer
schnellen Lösung der europäischen Proble-
me hat, möchte aber beispielsweise nicht die
Mittel des Internationalen Währungsfonds
aufstocken, wie das den Europäern vor-
schwebt. Auch aus Ländern wie China und
Brasilien kommen verstärkt kritische Töne.
Europa kann in Zukunft auf der internatio-
nalen Bühne nur selbstbewusst auftreten,
wenn es den Euro erhält. Silke Wettach ❚

Die Autorin ist EU-Korrespondentin der
„Wirtschaftswoche“ in Brüssel.

Fahren auf Sicht
EUROPA Trotz Gipfeldiplomatie in hoher Frequenz herrscht in der EU weiter Unklarheit über den Weg aus der Finanzkrise

Viele Stimmen an einem Tisch: Auch im neuen Jahr bleiben die EU-Mitglieder in der Krise gefordert, womöglich noch stärker als im Jahr 2011.

Die alte
Vorstellung,

dass die
Eurozone in
ihrer Größe

unabänderlich
ist, ist dahin.
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Besuch des Verteidungsministers Thomas de Maiziere (CDU) bei den
Bundeswehrsoldaten im afghanischen Masar-i-Sharif
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Er gilt als Meilenstein für nachhaltige Ent-
wicklung: Auf dem „Weltgipfel“ der Verein-
ten Nationen in Rio de Janeiro verständigte
sich die internationale Staatengemeinschaft
1992 erstmals auf eine globale Entwick-
lungspartnerschaft. Zum ersten Male disku-
tierte man hier im großen Rahmen die He-
rausforderung Umwelt- und Klimaschutz.
178 Staaten folgten damals einer simplen
Einsicht: Die Ressourcen der Erde sind end-
lich. Sie verpflichteten sich unter anderem
dazu, eigene nationale Strategien zu entwi-
ckeln: Um Armut zu bekämpfen und Um-
welt und Artenvielfalt zu schützen.
Im Juni 2012 treffen sich die Staats- und Re-
gierungschefs erneut in der brasilianischen
Metropole, nicht nur um Rio I zu bilanzie-
ren, sondern auch – so wünscht es die UN –
, um die Entwicklung einer „Grünen Wirt-
schaft“ und den Kampf gegen Armut voran-
zutreiben. 

In diese Richtung zielt auch ein gemeinsa-
mer Antrag der Fraktionen Union, SPD, FDP
und Bündnis 90/Die Grünen (17/7182). In

ihm fordern die Abgeordneten die Bundes-
regierung auf, „sich für eine deutliche Be-
schleunigung bei der weltweiten Transfor-
mation von nationalen Volkswirtschaften
hin zu ökonomisch, ökologisch und sozial
nachhaltigen Wirtschaftsmodellen einzuset-
zen“. Auf internationaler Ebene machen die
Abgeordneten zudem ein „Umsetzungs-
und Koordinationsdefizit“ aus.
Die Bundesregierung solle sich deshalb auch
für institutionelle Reformen der UN-Organi-
sationen und eine Straffung der Aufgaben
stark machen, fordert etwa der Unionsabge-
ordnete Marcus Weinberg. Für Michael
Kauch (FDP) steht fest, dass Deutschland er-
kannt habe, dass „umweltverträgliches Wirt-
schaften“ nicht im Widerspruch zu Wachs-
tum stehe, sondern im Gegenteil „Wachs-
tumsmotor“ werden könne. Gerade dies
stellen indes SPD, Grüne und Linke in Fra-
ge: Deutschland verfehle „regelmäßig die

selbst auferlegten Ziele zum Artenschutz“.
Zudem lebten wir „immer mehr auf Kosten
der kommenden Generationen, indem wir
gigantische Schuldenberge auftürmen“, sagt
Matthias Miersch von der SPD-Fraktion. Die
Grünen-Abgeordnete Valerie Wilms leitet
daraus die Forderung einer „demokratisch
legitimierten globalen Regierung“ ab, die
Standards für alle Länder setze. Und für die
Linke wirft Ralph Lenkert der Koalition vor,
von nachhaltigem Wachstum zu sprechen,
bei der Armut in Deutschland aber nicht ge-
nau hinzuschauen. 
Kritik am Ziel einer „Grünen Wirtschaft“
kommt unterdessen von einigen Nichtregie-
rungsorganisationen. Sie werfen den Indus-
trieländern vor, mit einem „Green New
Deal“ einen alten Wachstumsglauben fort-
zuschreiben und damit die Ursache der öko-
logischen und sozialen Krisen als Lösung zu
verkaufen.                                          ahe ❚

Auf der Suche nach dem sauberen Wachstum
ENTWICKLUNG Beim Weltgipfel in Rio de Janeiro stehen die »Grüne Wirtschaft« und die Armutsbekämpfung im Mittelpunkt

ARABISCHER FRÜHLING Den
Umstürzen folgt ein Wahlmarathon. Ob
der in diesem Jahr jedoch die Demokratie
in den Nahen und Mittleren Osten bringt,
bleibt völlig offen

Auf 
dem Weg

Brandrodung im Regenwald 

Die Proteste gehen weiter: Ägypter fordern im November 2011 auf dem Tahrir-Platz in Kairo einen Machtwechsel.

M
orgen werden aber-
mals Millionen Ägyp-
ter zu den Urnen strö-
men. Dann wird die
dritte und letzte Wahl-
etappe für das erste

neue Parlament nach dem Sturz von Husni
Mubarak eingeläutet. Über zwei Monate zog
sich der Wahlprozess hin. Der in Kairo re-
gierende Militärrat hat das Nilland dreige-
teilt. In jeder Etappe wählen neun Provin-
zen. Die Sicherheitskräfte könnten nicht
gleichzeitig im ganzen Land den Wahlvor-
gang absichern, außerdem gebe es nicht ge-
nügend Juristen, um alle Wahllokale zu
überwachen, heißt es zur Begründung.
Denn die Verantwortung für einen fairen
und demokratischen Ablauf des Urnen-
gangs liegt in Ägypten in der Hand der Jus-
tiz. Setzt sich die Tendenz aus den ersten
beiden Wahlgängen fort, so haben die isla-
mischen Parteien einen fulminanten Sieg
errungen. Sie werden die Mehrheit der Sitze
bekommen und haben dadurch erhebli-
chen Einfluss auf die neue Verfassung, die
von diesem Parlament erarbeitet werden
soll. 

Vertreter des Neuanfangs Der Trend hin
zu islamischen Parteien ist durchaus eine
Folge des Arabischen Frühlings. Auch in Tu-
nesien und Marokko sind die Islamisten als
stärkste Kraft aus den Wahlen hervorgegan-
gen. Im Jemen, wo Ende Februar Wahlen
stattfinden sollen, ist ähnliches zu erwarten.
Und auch in Libyen, wo im März gewählt
wird, sind die islamischen Parteien auf dem
Vormarsch. Das liegt zum einen daran, dass
die vordem herrschenden Diktatoren keine
ernst zu nehmende Konkurrenz, sprich Op-

positionsparteien, duldeten. Sie wurden
verboten, deren Mitglieder verfolgt oder
vom eigenen Sicherheitsapparat unterwan-
dert, bis sie von innen heraus auseinander-
fielen und sich auflösten. Allah und die Re-
ligion konnten indes nicht verboten wer-
den, zumal der Islam in den meisten arabi-
schen Ländern Staatsreligion ist. So bildeten
sich religiöse Zirkel, die karitative Arbeit
leisteten und durch Gebet und Spiritualität
den Menschen den Alltag in der Diktatur er-
träglicher machten. Diese Basisarbeit
kommt ihnen jetzt überall zugute. Ein wei-
terer Grund des Erfolgs islamischer Parteien
liegt natürlich auch darin begründet, dass
diese nicht Teil des früheren Establishments
sind und unbefleckte Westen tragen. Viele
ihrer Mitglieder waren im Gefängnis, sind
misshandelt oder außer Landes getrieben
worden, wie der Fall Rachid Ghannouchi in
Tunesien zeigt. Und obwohl sie nicht Aus-
löser der Umbrüche waren, gelten sie doch
als Vertreter des Neuanfangs, die einen um-
fassenden Regimewechsel möglich erschei-
nen lassen.
„Wenn die nichts bringen, wählen wir sie
das nächste Mal wieder ab“, hört man die-
ser Tage oft in Ägypten, voller Vertrauen in
die Fortsetzung des Demokratieprozesses.
Erneute Wahlen werden also zeigen, ob sich
die islamischen Parteien auf Dauer etablie-
ren können. In allen Ländern des Arabi-
schen Frühlings wird dieses Jahr reichlich
gewählt: Parlament – erste und zweite Kam-
mer – Präsident, Verfassung und unzählige
Referenden. Ein regelrechter Wahlmarathon
wird in Gang gesetzt. „Die arabische Welt
wird nicht mehr dieselbe sein“, prophezeit
Amr Moussa, früherer Chef der Arabischen
Liga und potentieller Präsidentschaftskan-

didat Ägyptens. Doch die Einschätzung des
Fortgangs dieser Umbrüche ist schwierig, da
Natur, Hintergrund und Ziele der Protestbe-
wegung von Land zu Land sehr unterschied-
lich sind und eine enorme Differenzierung
erfordern. Dabei ist eines im vergangenen
Jahr über deutlich geworden: Die „arabische
Welt“ gibt es nicht mehr, in der eine Gleich-
förmigkeit herrscht, die Diktaturen eigen
ist. 

Keine klare Linie Doch welchen Kurs die-
se Länder in Zukunft steuern, ist zumeist
noch völlig offen. Der Sturm der Verände-
rungen ist noch nicht zu Ende. Nirgends
zeichnet sich eine klare Linie ab. Ob in Sy-
rien tatsächlich die letzte Stunde für Bashar

Assad geschlagen hat und im Jemen Ali Ab-
dullah Saleh wirklich seine Macht abgibt,
wird uns dieses Jahr hinreichend beschäfti-
gen. Wie es in Marokko und Jordanien mit
den Reformen der Königshäuser weitergeht
und ob Saudi-Arabien wie ein Fels in der
Brandung den Sturm übersteht oder doch
Zugeständnisse machen muss? Ob es in Tu-
nesien gelingen wird, eine Demokratie isla-
mischen Zuschnitts zu etablieren, am Nil
weiter die Militärs herrschen oder tatsäch-
lich die Macht an eine Zivilregierung abge-
ben? Fragen, die für die Korrespondenten
vor Ort eine enorme Herausforderung be-
deuten, denn die Verwirrung ist in Um-
bruchzeiten auf allen Seiten groß.
Politische Umstürze brauchen Zeit, wie die
Erfahrungen mit Osteuropa zeigen. Auch in
der arabischen Welt handelt es sich um 20,
wenn nicht gar mehr Länder und die dazu-
gehörigen Regime mit einer Bevölkerung
von mehr als 200 Millionen Menschen. Da-
bei sind Rückschläge nicht auszuschließen,
wie man aus der Geschichte weiß. 
Hinzu kommt, dass es kaum theoretische
Konzepte für die Errichtung arabischer oder
islamischer Demokratien gibt. Deshalb
wird derzeit auch begeistert auf die Türkei
geschaut, die sich als eines der wenigen Bei-
spiele verstärkt als Vorbild anbietet. Für
2012 und für alle kommenden Jahre ist zu
hoffen, dass der gezeigte Freiheitswille des
Arabischen Frühlings nicht nachlassen
wird. Einen Despoten zu stürzen, ist eine
Sache. Ein Regime zu ändern, eine andere.
Und freie Wahlen allein machen noch kei-
ne Demokratie. Birgit Svensson ❚

Die Autorin arbeitet als 
freie Journalistin in Bagdad.

>KOMPAKT

> Arabischer Frühling bezeichnet die
Welle von Protesten und Umstürzen in ei-
nigen Ländern der arabischen Welt.

> Ausgangspunkt war Tunesien. Hier bra-
chen die Massenunruhen im Dezember
2010 aus. Im Januar verließ das langjähri-
ge Staatsoberhaupt Ben Ali das Land.

> Domino-Effekt Weitere autoritäre Re-
gime gerieten ins Wanken: In Ägypten trat
Husni Mubarak zurück, in Libyen wurde
der autoritär regierende Staatschef Mu-
ammar al-Gaddafi erschossen. Im Jemen
trat Präsident Ali Saleh nach monatelan-
gen Protesten ab, in Syrien kam es jüngst
zu brutalen Übergriffen gegen Zivilisten.

Rund vier Monate vor der Präsidentschafts-
wahl ist noch völlig offen, wer Frankreich
künftig führen und regieren wird. Der
Amtsinhaber Nicolas Sarkozy strebt ein
zweites Mandat an, hat seine Kandidatur
aber noch nicht offiziell erklärt. Dies wird
für Ende Januar erwartet. Sarkozys aus-
sichtsreichster Herausforderer ist der 
Sozialist Francois Hollande. Der frühere
Chef der Parti Socialiste (PS), der über kei-
ne Regierungserfahrung verfügt, setzte sich
im Oktober in einer für alle Franzosen offe-
nen Urwahl gegen vier Konkurrenten aus
der PS und einer linken Splitterpartei durch.
Einer repräsentativen Umfrage von Mitte
Dezember zufolge käme Hollande im ers-
ten Wahlgang auf 27 Prozent der Stimmen
vor Sarkozy mit 24 Prozent. Bei einer Stich-
wahl zwischen beiden würde sich Hollande
mit 57 Prozent gegenüber Sarkozy mit 43
Prozent durchsetzen. 

Knappe Entscheidung Doch alles kann
auch ganz anders kommen. Denn die Kon-
kurrenz der Kandidaten ist groß. Über ein
Dutzend Interessenten haben sich schon ge-
meldet. Nicht alle werden tatsächlich antre-
ten können. Denn zur Kandidatur brauchen
sie jeweils die Unterschriften von 500 Abge-
ordneten oder Bürgermeistern aus 30 De-
partements. Und die wird nicht jeder von
ihnen bekommen. Dennoch werden sich
die Stimmen vom linken wie rechten Wäh-
lerspektrum auf eine Vielzahl von Kandida-
ten aufsplittern – wie bereits 2002 auf 16
Kandidaten und 2007 auf zwölf. 

Auch Marine Le Pen vom rechtsextremen
Front National sammelt Unterschriften für
ihre Kandidatur. Die Tochter von Partei-
gründer Jean-Marie Le Pen käme der Umfra-
ge zufolge derzeit auf 16 Prozent der Stim-
men. Mit einem national-patriotischen
Wahlkampf gegen Ausländer und gegen den
Euro rechnet sie sich gute Chancen aus, den
Überraschungscoup ihres Vaters zu wieder-
holen. Der hatte es in der ersten Runde der
Präsidentschaftswahl 2002 völlig unerwar-
tet geschafft, den sozialistischen Favoriten
und Premier Lionel Jospin aus dem Rennen
zu werfen. 
Im Lager von Präsident Nicolas Sarkozy geht
unterdessen die Angst um, der Staatschef sel-
ber könnte es womöglich gar nicht in die
zweite Wahlrunde schaffen. Mit Sorge ver-
folgt der Elysée, dass sich immer mehr Kan-
didaten der Mitte melden, so etwa Ex-Pre-
mier Dominique de Villepin und vor allem
der christdemokratisch-liberale Francois
Bayrou. Der frühere Erziehungsminister –
ein überzeugter Europäer –, der schon seit
Jahren für den Abbau der öffentlichen
Schuldenberge wirbt, schaffte es in knapp
zwei Wochen auf 14 Prozent der Wähler-
gunst. Politische Beobachter halten es des-
halb durchaus für möglich, dass die Ent-
scheidung in der ersten Runde sehr knapp
ausfällt bei jeweils rund 20 Prozent für Sar-
kozy, Hollande, Le Pen und Bayrou. Dann
wären für die zweite Runde alle Kombinatio-
nen vorstellbar. Ursula Amtage, Paris ❚

Die Autorin ist freie Korrespondentin.

Sorge im Élysée-Palast
FRANKREICH Konkurrenz wächst vor Präsidentschaftswahl

Eigentlich gelten die russischen Präsident-
schaftswahlen am 4. März als Formsache.
Weil Wladimir Putin, Russlands starker
Mann, kandidiert. Außer ihm treten sonst
nur blasse Kandidaten an, sowie das übliche
Personal: Nationalpopulist Wladimir Schiri-
nowski, Kommunist Gennadi Sjuganow, Ser-
gej Mironow, Führer der Duma-Fraktion von
„Gerechtes Russland“ und ein alter Peters-
burger Vertrauter Putins, sowie der schon in
den 1990er Jahren als ewig verhinderter Re-
former geltende Liberale Grigori Jawlinski.
Sie alle sind lautstarke aber letztlich linien-
treue Oppositionelle. Auch der Wirtschafts-
oligarch Michail Prochorow, der ebenfalls
kandidieren will, gilt als Putin-Mann. 

Protest Unabhängige politische Figuren,
die Putin Konkurrenz machen könnten, wie
etwa der Blogger und Korruptionsbekämp-
fer Alexei Nawalny, treten erst gar nicht an.
„Weil die Wahlbehörden doch nur Kandida-
ten registrieren, die der Staatsmacht genehm
sind“, so Nawalny. Trotzdem glauben viele
Beobachter in Moskau, dass Putin bei diesen
Wahlen Probleme bekommen wird. Denn
außer mangelnder Konkurrenz sieht sich
Russlands jahrzehntelanger Lieblingspoliti-
ker plötzlich auch mit der Möglichkeit der
Stimmenknappheit konfrontiert. Und mit
einer wachsenden Protestbewegung.
Bei den jüngsten Massendemonstrationen
gingen zehntausende Moskauer auf die Stra-
ße, um Putin nach Nordostsibirien zu wün-
schen: „Putin, Skier, Magadan!“ Nach Mei-
nungsumfragen wollen nur 42 Prozent der

Wähler für Putin stimmen. Und das heißt:
Putin droht ein zweiter Wahlgang. Spätes-
tens bei den Duma-Wahlen Anfang Dezem-
ber ist die Stimmung in der Gesellschaft von
apolitischem Stillschweigen in lautstarken
Verdruss gekippt. Eine Überraschung bei der
Wahl für das Präsidentenamt ist deshalb
nicht auszuschließen. „Putin mag es im
zweiten Wahlgang mit Sjuganow zu tun be-
kommen“, mutmaßt der Politologe Boris
Meschujew. „Das könnte lustig werden.“
So bleibt der Staatsmacht nur die altbewähr-
te, aber mittlerweile anrüchige Methode:
Durch Einschüchterung, Stimmenkauf und
Wahlmanipulation Putins Ergebnis schon in
der ersten Runde auf über 50 Prozent zu hie-
ven. Das aber wird die neue Opposition zu-
sätzlich mobilisieren, die sich vor allem als
Opposition gegen Wahlfälschungen ver-
steht. Schon jetzt sagt Nawalny, Putin werde
kein legitimer Präsident sein. „Natürlich
streben wir neue, faire Präsidentschaftswah-
len an.“  Die Opposition hofft auf Straßen-
proteste, so massenhaft, dass sie das Regime
zwingen, abzutreten. Putin selbst verspottet
die Demonstranten mit altbekannter Rheto-
rik: Sie seien für Geld auf die Straße gegan-
gene, würden von Kräften aus dem Ausland
organisiert. Mittlerweile hat sich der Kreml
auf sie zu bewegt: Noch-Präsident Medwe-
dew kündigte unter anderem eine verein-
facht Zulassung von Parteien und die Wie-
dereinführung der Direktwahl der Provinz-
gouverneure an.         Stefan Scholl, Moskau ❚

Der Autor ist freier Russland-Korrespondent. 

»Putin, Skier, Magadan!«
RUSSLAND Lautstarker Verdruss vor der Präsidentschaftswahl

Im Kampf um das Weiße Haus deutet alles
auf einen Wettstreit zwischen Barack Oba-
ma und Newt Gingrich, ehemaliger Spre-
cher des Repräsentantenhauses, sowie Mitt
Romney, früher Gouverneur von Massachu-
setts, hin. Wer für die Republikaner gegen
den demokratischen Amtsinhaber ins Ren-
nen geht, wird im Laufe des Vorauswahl-
Marathons in Amerika erst im Frühjahr ab-
sehbar sein. Wer auch immer nach der Wahl
am 6. November dann Anfang 2013 als neu-
er US-Präsident in Washington vereidigt
wird: Den künftigen Chef im Weißen Haus
erwarten riesige Herausforderungen. 
Die Supermacht ist in schlechter Verfassung.
Die Infrastruktur zeigt landesweit Spuren
von 30 Jahren Vernachlässigung. Die Krise
auf dem Immobilienmarkt, die Hunderttau-
sende um ihren Besitz gebracht hat, ist nicht
ausgestanden. Weit über 20 Millionen Ame-
rikaner sind ohne Job, und die gleiche An-
zahl bewegt sich in Beschäftigungsverhältnis-
sen, die man prekär nennen darf.  14 Millio-
nen sind auf Lebensmittelkarten angewiesen. 

Soziale Schere In der Mittelschicht ist der
Glaube an den „american dream“ verblasst,
wonach jeder die Chance zum Aufstieg hat,
der hart genug dafür arbeitet. Die Einkom-
men der Mittelschicht stagnieren seit zwei
Jahrzehnten. Dagegen haben die Reichen
Zuwächse in dieser Zeit von mehr als 
250 Prozent erzielt. Das Auseinanderdriften
der Gesellschaft findet seinen Ausdruck in
wachsender Wut auf die Entscheidungsträ-
ger in Washington. Die Zustimmungsraten
für den Kongress, in dem sich die von der

Tea-Party-Bewegung radikalisierten Repu-
blikaner und die Demokraten regelmäßig
blockieren, bewegen sich auf historischen
Tiefständen. Um das Haushaltsdefizit von
15 Billionen Dollar abzutragen, sind bis
2022 pauschale Kürzungen in Höhe von 
1,2 Billionen Dollar beschlossen. Hauptbe-
troffene: die vor Kostensteigerungen kolla-
bierenden Sozialsysteme und das durch die
Kriege im Irak und in Afghanistan aufge-
blähte Militär. Dass der Verteidigungsetat
um 500 Milliarden Dollar gekürzt werden
soll, ist ein Politikum. Die Republikaner
fürchten nicht nur den Wegfall von 1,5 Mil-
lionen Arbeitsplätzen. Sondern auch eine
Schwächung der USA als globaler Streit-
schlichter. Dirk Hautkapp, Washington ❚

Der Autor ist Korrespondent der „WAZ“.

Der Traum verblasst
USA Der nächste Präsident steht vor riesigen Herausforderungen
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Herausforderer Gingrich (l.) und Romney
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Zukunft und Vergangenheit: Im weltweit ersten Wasserstoff-Hybridkraftwerk in Prenzlau (links) wird aus nicht benötigter Windenergie Wasserstoff hergestellt. Das Kraftwerk in Berlin-Rummelsburg (rechts)  wird mit Braunkohle beheizt. 2016 soll es geschlossen werden.

D
ie Energiewende, das ist
ein großes In-die-Hände-
Spucken. Ein kräftiges
Scheuern, und los geht
es: „Uiih, das wird ja
warm“, ruft Nick, die Au-

gen weit geöffnet. Anja und Leander tun es
ihm nach, reiben ihre Handflächen anei-
nander – und staunen über die Wärme.
„Wie der Ofen da drüben“, sagt Rita Kantaut
und zeigt in die Ecke. „Was eure Hände ma-
chen, macht da drüben der Strom aus der
Steckdose.“ Willkommen im Haus der klei-
nen Forscher, in der Kita „Am Hain“ in Ber-
lin-Friedrichshain. Es ist Montag. In ihrer
Werkstatt grübeln Nick, Anja, und Lea, alle
drei Jahre alt, über alternative Stromgewin-
nung; altersgerecht aufbereitet durch ein
Lehrprogramm einer Bildungsstiftung der
Wirtschaft namens  „Haus
der kleinen Forscher“, die
mit Förderung des Bundes-
ministeriums für Bildung
und Forschung naturwis-
senschaftliche Themen in
die frühkindliche Erziehung
einbringen will. 
„Woher kommt eigentlich
der Strom für den Ofen?“,
fragt Erzieherin Rita Kan-
taut.  „Schaut mal her!“, sagt
sie und verteilt handgroße
Windräder mit grünen Lich-
tern, die aufleuchten, als die kleinen For-
scher instinktiv pusten. „So kochen wir
dann unseren Pudding“, jubiliert Anja.
Wenn es nur so einfach wäre mit der Ener-
giewende. Der Hauptgeschäftsführer des
Bundesverbandes der Deutschen Industrie
(BDI), Markus Kerber, erklärte mit einem
Bild, wie schwer es ist, die Energieprodukti-
on zu reformieren: „Die deutsche Energie-
wende wird gelegentlich mit der Mondlan-
dung verglichen“, schreibt Kerber in einem
Gastbeitrag für die Zeitung „Die Welt“. „In
puncto Komplexität geht sie aber weit darü-
ber hinaus“, sagte er. Seit Ende Juni 2011 im
Bundestag die Energiewende beschlossen
wurde, diskutiert ganz Deutschland darü-
ber, woher der Strom aus der Steckdose
kommen soll. In der Kita „Am Hain“ eben-
so wie im Bundestag oder am Stammtisch.
Die Energiewende – eine Deutschlandreise.

Wind tanken Sie führt zunächst nach
Prenzlau. Kalt ist es. Still stehen die Buchen
der Uckermark, die Sonne hat sich hinter
grauen Wolken verkrochen. Kein guter Tag
für Energie aus Wind und Sonne, und dabei
soll die es doch richten. Und dennoch: 100
Kilometer nördlich von Berlin zeigt sich die
Energiewende in Blitzweiß. Im Schatten
dreier Zwei-Megawatt-Windräder legen sich
drei helle Tanks wie abgenagte Knochen
über den holprigen Boden. Dahinter ein

weißes, grau geziegeltes Häuschen, darauf
blau gemalt: „Hybridkraftwerk“. Diese klei-
ne Anlage macht möglich, dass man Wind
tanken kann, dass Strom haltbar wird. „Da-
mit wird Windkraft versorgungssicher“, sagt
Werner Diwald. Lautlos ist es draußen wie
drinnen. Was da in den 70 Stäben im Erd-
geschoss bollert, erahnt man nur. „Das
kennt man noch aus dem Chemieunterricht
der siebten Klasse“, sagt der Vorstand der
Betreiberfirma Enertrag. „In diesen Zellen
spaltet eine Elektrolyse Wasser mit Hilfe des
überschüssigen Stroms in Sauerstoff und
Wasserstoff auf. „Im Chemieunterricht war
das damals der Moment, in dem seltsame
Blasen aufstiegen, und weißer Rauch. In
Prenzlau fließt der Wasserstoff in die drei
Tanks nach draußen. „Und liefern die
Windräder nicht genug Strom, nutzen wir

ein Blockheizkraftwerk“,
sagt Diwald. „Das Gas mi-
schen wir dazu mit dem
Wasserstoff zur Energieer-
zeugung. Was es kostet, aus
Wasserstoff wieder Strom zu
machen, erfährt man nicht.
Aber die Norm sieht so aus:
Lastwagen bringen den
Wasserstoff nach Berlin, zu
einer Tankstelle am Ost-
bahnhof.
Auch dort spricht man nicht
gern über Geld. An der To-

tal-Tankstelle stauen sich an einem Werk-
tagsmorgen die Autos. Diesel, Benzin oder
Super, in der Rushhour um halb neun ist je-
der Sprit begehrt – bis auf die beiden Zapf-
säulen unter dem roten Banner mit weißen
Lettern: „Wasserstoff –H2“. Kein Fahrzeug
tankt hier. Hinter den Säulen rankt ein
Holzhäuschen, und der Tankwart sitzt hin-

ter einem Laptop. „Wir bedienen sechs bis
acht Autos am Tag“, sagt Ove Tinnesand.
Der Maschinenbauingenieur wurde vom
norwegischen Ölkonzern Statoil nach Ber-
lin geschickt. Noch gibt es nur einige weni-
ge mit Wasserstoff betriebene Fahrzeuge,
handgefertigt, für Firmen. Aber wer hier
tankt, zahlt nicht mehr als für die Rohöldes-
tillate. Wie viel die Station den Milliarden-
konzern aus Stavanger kostet, weiß Tinne-
sand angeblich nicht. „Wir wollen halt Lö-
sungen finden, bevor uns Öl und Gas aus-
gehen“, sagt Tinnesand und streicht sich
über den Schnurbart.
Immerhin zeigt der Wasserstoff Wege auf,
wenn die Sonne mal nicht scheint, und der
Wind nicht weht. Die regenerativen Ener-
gien boomen jedenfalls. Schon jetzt decken
sie rund 20 Prozent der Stromerzeugung in
Deutschland; bis 2020 sollen sie gemäß
dem Energiekonzept der Bundesregierung
mindestens 35 Prozent ausmachen.

Fehlende Netze Fragt sich nur, wie der
Windstrom aus dem Norden in den weni-
ger windigen Süden kommt? Eine Energie-
wende ohne den Ausbau des Stromnetzes
wird es nicht geben. Doch dass die gewalti-
gen Infrastrukturausgaben oft stocken, zei-
gen hier an einem Donnerstag riesige
Strommasten, die vor dem Örtchen Talkau
im Kreis Herzogtum Lauenburg abrupt en-
den. Eigentlich will der Netzbetreiber
50Hertz hier eine „Windsammelschiene“
vorantreiben, Offshore-Windstrom aus der
Ostsee von Schwerin nach Krümmel bei
Hamburg bringen. 
Doch während die Trasse durch das Gebiet
Mecklenburg-Vorpommerns längst fertig
ist, endet sie vor der Grenze Schleswig-Hol-
steins, den letzten 20 Kilometern der Stre-
cke. „Das Einverständnis der drei großen
Waldbesitzer liegt längst vor“, schimpft
Pressesprecher Volker Kamm am Telefon.
Aber: „Es gibt tröpfchenweise einen Wunsch
nach dem anderen von der Behörde.“ Er
meint den Landesbetrieb für Straßenbau
und Verkehr in Kiel. Der wendet, im Gegen-
satz zum Nachbarland, eine Novelle des
Bundesnaturschutzgesetzes an. „Warum die
Behörde so lange für einen Planfeststel-
lungsbeschluss braucht, erschließt sich uns
nicht wirklich. Zumal man in Schwerin be-
trächtlich schneller war.“
Ob die Windsammelschiene wirklich nur
deswegen nicht vorankommt, weil Bundes-
länder angeblich mit zweierlei Maß messen,
unterschiedlich schnell arbeiten und unter-
schiedlich stark bürokratisch agieren – das
lässt sich schwer feststellen. Aus Kieler Be-
hördenkreisen jedenfalls reagiert man reser-
viert auf das Wehklagen von 50hertz. Wie
verlautbart, soll der Netzbetreiber „nicht
rechtzeitig geliefert haben“. „Wir haben
nicht mehr eingefordert als das, was recht-

lich vorgeschrieben ist, um das Verfahren
wasserdicht zu machen.“ Immerhin: Beide,
Land und Firma, sind optimistisch für das
Jahr 2012.
Wieder zurück in den Osten Berlins, in den
Stadtteil Rummelsburg. Vorbei an verwit-
ternden Vorgärten und von Grün überwu-
cherten Müllhäuschen. Das letzte bewohn-
te Haus vor dem Heizkraftwerk Klingenberg
trägt nur vietnamesische Namen an den
Briefkästen. Hier ist nichts mehr Forschung,
hier ist alles Tradition. Im Dezember 1926
wurde das Kohlekraftwerk in Betrieb ge-
nommen, und als die Arbeiter 1975 die al-
ten Turbinen ausbauten, wirkten sie von in-
nen wie neu. Die Augen von Georg Bartlau
glänzen. „500.000 Wohneinheiten hängen
an unserer Fernwärme.“ 
Der Produktionsleiter hat eine Mission.
Jetzt im Winter soll kein Haushalt frieren.
Dafür schaufeln zwei riesige Kräne heute
5.500 Tonnen aus den Prahmen, den Käh-
nen mit der Braunkohle aus der Lausitz. Das
ist der Tagesverbrauch in Klingenberg. 

Braunkohle ist das Stiefkind der Energie-
wende. Wegen des hohen Ausstoßes von
Kohlendioxid passt es nicht mehr in die
Zeit. Aber kein Land fördert mehr Braun-
kohle als Deutschland. Hier das Steuer um-
reißen ist mehr als ein kleiner Satz.

Auslaufmodell Braunkohle Im Kraftwerk
riecht es nach Kohle, Staub legt sich auf den
weißen Notizblock und ins Haar. Georg Bat-
lau, 62, öffnet eine kleine Tür zum Kessel,
dem innersten der Anlage. Weiße Ascheflo-
cken tanzen durchs flirrende Orange des
Feuers. 1000 Grad Celsius beißen entgegen.
Georg Batlau zuckt mit den Schultern. „Auf
lange Sicht geht es nicht mehr weiter, keine
Frage“, sagt er. Für ihn ist 2014 Schluss.
Dann geht er in Rente, nach 40 Jahren im
Werk. 2016 dann wird auch im Heizkraft-
werk wird der Stab übergeben: Gleich gegen-
über entsteht ein neues Kraftwerk auf Basis
von Gas und Biomasse; als Bestandteil einer
Klimaschutzvereinbarung, die der Betreiber
Vattenfall im Oktober 2009 mit dem Land

Berlin schloss. Georg Batlau schiebt mit ei-
nem kräftigen Ruck die Tür zum Heizkessel
zu. „Noch wird man nicht wehmütig“, sagt
er. „Aber das wird noch kommen.“ Die Rei-
se entlang der Energiewende, vorbei an Neu-
em und Altem, zeigt vor allem eines: eine
einfache, klare Lösung gibt es nirgendwo.
Nur zähes Ringen. Und die Einsicht, dass die
Erschließung neuer Energieformen leichter
fällt, wenn Energie effizienter benutzt wird.
Das hat das Haus der kleinen Forscher in der
Kita „Am Hain“ herausgefunden.
In der Werkstatt steigt Schokoduft vom Pud-
ding auf. Die Kinder haben fürs Kochen
doch den Strom aus der Steckdose genom-
men. Aber wenn schon, dann vielleicht we-
niger? Nick, Anja und Leander haben drei
Lämpchen an drei Blockbatterien geschlos-
sen. „Das ist ein bisschen viel Strom“, sagt
Rita Kantaut. Da kommt den dreien eine
Idee. Sie stecken alle Kabel an eine einzige
Batterie. Drei Lichter und drei Kindergesich-
ter leuchten auf. Rita Kantaut lächelt: „Geht
doch.“ Jan Rübel ❚

Neues aus der Steckdose
ENERGIEWENDE I Eine Reise durch Deutschland auf den Spuren alternativer und herkömmlicher Energiequellen 

»Wir 
wollen

Lösungen
finden, bevor

uns Öl und Gas
ausgehen.« 

Ove Tinnesand 

Der Bundesumweltminister brachte es auf
einen gemeinsamen Nenner: „Das Bekennt-
nis zur Energiewende war in allen Gesprä-
chen vorhanden“, sagte Norbert Röttgen
(CDU) am 16. November nach Gesprächen
mit verschiedenen Branchenvertretern zur
Energiewende. „Keiner stellt in Frage, son-
dern jeder will machen“, betonte Röttgen.
Doch hier endet oft schon die Gemeinsam-
keit. Denn an der Frage, wie die im Juni 2011
von der Bundesregierung beschlossene
Energiewende umgesetzt werden soll, schei-
den sich die Geister. Nicht nur zwischen
den verschiedenen Branchen und zwischen
Regierung und Opposition, sondern auch
innerhalb der schwarz-gelben Koalition
gibt es Meinungsverschiedenheiten. Der
ambitionierte Masterplan, die Erneuerba-
ren Energien stärker zu fördern, die Strom-
netze auszubauen und die Energieeffizienz
zu verbessern, gerät in einigen Bereichen ins
Stocken. 
So steckt derzeit das Gesetz zur steuerlichen
Förderung bei der Gebäudesanierung im
Bundesrat fest. Am 14. Dezember scheiter-
te im Vermittlungsausschuss erneut ein Ei-
nigungsversuch. Der Grund: Länder und
Gemeinden wollen die dadurch verursach-
ten Steuerausfälle nicht tragen. 
Bei den Erneuerbaren Energien kommt der
Strom aus den Windparks in der Nordsee
nicht in Gang. Nach Angaben der Deut-
schen Energie-Agentur (dena) befinden sich

derzeit 63 Windparks im Genehmigungs-
verfahren, von denen bislang aber nur 27
genehmigt sind. Sechs Windparks sind erst
im Betrieb. Auch beim Ausbau der Netze
kommt es zu Verzögerungen. Von 124 bis
zum Jahr 2014 geplanten Ausbaumaßnah-
men sind, nach dem Monitoringbericht der
Bundesnetzagentur 2011, 73 nicht im Zeit-
rahmen. Streit über den zukünftigen Kurs
gibt es derzeit auch zwischen dem Bundes-
wirtschafts- und dem Umweltministerium.
Neben unterschiedlichen Auffassungen

über die Umsetzung der EU-Effizienzricht-
linie, wird auch die Frage neuer Großkraft-
werke kontorvers diskutiert. Während sich
Bundeswirtschaftsminister Philipp Rösler
(FDP) für den Bau neuer Kraftwerke aus-
spricht, erklärte sein Kabinettskollege Rött-
gen, es gebe bis 2020 ausreichend Kapazitä-
ten. Der Energie-Experte Thomas Bareiß
(CDU) brachte daher einen neuen Vor-
schlag, um die Energiewende voranzubrin-
gen: Er forderte die Schaffung eines Energie-
ministeriums. Annette Sach ❚

Verzögerung beim Masterplan  
ENERGIEWENDE II Der Aufbruch ins regenerative Zeitalter ist teilweise ins Stocken geraten

Bundesumweltminister Röttgen (Mitte) beim Energiedialog mit Branchenvertretern  
Verbraucher von morgen: ein Kind im
„Haus der kleinen Forscher“ in Berlin 
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I
m alten Jahr wurden die Weichen
gestellt, im neuen Jahr folgt nun die
Umsetzung.  Als am 11. März 2011
um 14.47 Uhr Ortszeit vor der Ost-
küste Japans die Erde bebte, dachte
in Deutschland niemand daran,

dass dies auch die Eckpfeiler der deutschen
Energiepolitik erschüttern könnte. Nach der
Katastrophe von Fukushima, die zu Kern-
schmelzen in drei Atomreaktoren  führte,
kam es 2011 zu einer Zäsur in der  deutschen
Energiepolitik. Von einer Neubewertung
unseres Sicherheitsverständnisses spricht et-
wa Ursula Heinen-Essen (CDU), Parlamen-
tarische Staatssekretärin im Umweltminis-
terium. „Fukushima hat uns vor Augen ge-
führt, wie begrenzt der Mensch Natur und
Technik beherrscht“, sagte Heinen-Essen
Anfang November bei einer Feierstunde
zum 40. Jahrestages des Instituts für Ener-
gierecht. 
Als Reaktion auf die Ereignisse in Japan be-
schloss die Bundesregierung einen Fahrplan
für neue Wege in der Energieversorgung in
den kommenden Jahrzehnten: die Energie-
wende. Am 30. Juni 2011 wurde das  entspre-
chende Gesetzespaket zur Umsetzung der
beschleunigten Energiewende mit großer
Mehrheit im Bundestag verabschiedet. Ne-
ben dem Ausstieg aus der Kernenergie, wo-
nach das letzte Atomkraftwerk bis spätestens
Ende 2022 vom Netz gehen soll, sieht  das
Energiekonzept ambitionierte Ziele für den
Ausbau der Erneuerbaren Energien vor: So
soll der Anteil von Energieträgern wie Wind-
kraft, Photovoltaik oder Biomasse bis zum
Jahr 2050 mindestens 80 Prozent betragen.
Gleichzeitig soll die Energieeffizienz steigen.
Dabei soll der Verbrauch von Primärenergie
– also der Energie, die in natürlich vorkom-
menden Energiequellen zur Verfügung steht
– bis 2050 im Vergleich zum Jahr 2008 um
80 Prozent sinken. Weitere Schwerpunkte
sind hier die Gebäudesanierung und der
Ausbau der Elektromobilität. Geplant ist da-
bei auch, dass der Energieverbrauch im Ver-
kehrsbereich bis zum Jahr 2050 um 40 Pro-
zent sinken soll. Dafür müssten unter ande-
rem bis 2030 rund sechs Millionen Elektro-
fahrzeuge auf deutschen Straßen rollen. 
Als ein weiteres Ziel der Energiewende gilt
die Minderung der Treibhausgase. Für Bun-
desumweltminister Norbert Röttgen (CDU)
spielen neben einer starken moralischen
Verpflichtung der Industrieländer auch
Wirtschaftsinteressen ein Rolle: „Es geht um
eine Bedrohung, aber es geht auch um enor-
me wirtschaftliche Chancen, weil Wachs-
tum und wirtschaftlicher Erfolg ohne klima-
schützende Technologien, ohne Ressour-
censchutz bald schlicht nicht mehr möglich
sein wird“, sagte Röttgen im Dezember am
Rande des EU-Umweltrates in Brüssel. 
Bei der Umsetzung der Energiewende
drückte die schwarz-gelbe Koalition 2011
aufs Tempo: Fünf Gesetze aus dem Bereich
des Bundesumweltministeriums traten be-
reits im August in Kraft. Das zentrale Gesetz
für den Ausbau der erneuerbaren Energien ,
die sogenannte EEG-Novelle kommt zum 
1. Januar 2012 (siehe Seite 3). Mit dem
Netzausbau-Beschleunigungsgesetz und der
Novelle des Energiewirtschaftsgesetzes wur-
den die rechtlichen Rahmenbedingungen
für einen schnelleren Ausbau und die Mo-
dernisierung der Stromnetze geschaffen. 
Nachdem mit einer großen Zahl von Geset-
zen im vergangenen Jahr die rechtlichen
Rahmenbedingungen für die Energiewende
gelegt wurden, müssen die beschlossenen
Maßnahmen 2012 in die Praxis umgesetzt
werden. Eine Aufgabe, die nicht nur zu Streit
zwischen Regierung und Opposition, son-
dern wie beispielsweise bei der Umsetzung
der EU-Energieeffizienzrichtlinie auch zu
Meinungsverschiedenheiten innerhalb der
Koalition führte (siehe Seite 9). Trotz er-
kennbarer Gemeinsamkeiten bei der Ziel-
richtung der Energiewende setzen die Frak-
tionen für das kommende Jahr eigene
Schwerpunkte in der Umweltpolitik. 

Kosten überprüfen Der weitere Ausbau der
Erneuerbaren Energien wird einer der
Schwerpunkte der Umweltpolitik der
CDU/CSU-Fraktion bleiben. Mit der Novel-
le des EEG seien bereits „wichtige Weichen-
stellungen“ für das Erreichen der Ausbau-
ziele gestellt worden: „Wir werden die Ent-
wicklung beobachten und insbesondere die
Kosten für die Bürger stetig überprüfen“,
kündigte die umweltpolitische Sprecherin
der Union, Marie-Luise Dött, an. Für sie ist
ein weiteres wichtiges Anliegen, dass der
Ausbau der erneuerbaren Energien „natur-
und landschaftsverträglich“ erfolgt. Zum Er-

reichen der Klimaziele soll nach dem Wil-
len der Union auch das Potenzial der Erneu-
erbaren Energien im Wärmemarkt besser ge-
nutzt werden. Dafür muss das Erneuerbare-
Energien-Wärmegesetz novelliert werden.
„Wir haben mit dem Marktanreizprogramm
ein gut ausgestattetes Förderprogramm für
die Bürger“, sagt Dött. Die Union hat ein
Gesetz vorgelegt, mit dem energetische Sa-
nierungsmaßnahmen auch steuerlich sub-
ventioniert werden sollen. In der Sitzung
des Vermittlungsausschusses am 14. De-
zember konnte darüber aber erneut keine
Einigung erzielt werden. In dem Streit zwi-
schen Bund- und Länderkammer geht es da-
rum, welchen Anteil der Steuerausfälle in
Höhe von 1,5 Milliarden Euro die Länder
tragen sollen. 
Der Koalitionspartner FDP möchte bei den
Erneuerbaren Energien 2012 „die Veren-
gung der Debatte auf den Stromsektor be-
enden“, sagte ihr umweltpolitischer Spre-
cher Michael Kauch. Bei der angekündigten
Novelle des Erneuerbaren-Energie-Wärme-
gesetzes plant die FDP konkret „ein markt-

bezogenes Förderinstrument, das die Chan-
cen für Ökoheizungen unabhängig vom
Bundeshaushalt und vom Energie- und Kli-
mafonds verbessert“, erklärte der FDP-Poli-
tiker. Daneben müsse der Netzausbau und
die Netzintegration Erneuerbarer Energien
weiter „politisch begleitet“ werden. 
Die SPD möchte der nach ihrer Meinung
„lahmenden Energiewende“ durch gezielte
Gesetzesinitiativen neuen Schwung geben.
Sie setzt dabei auf einen effizienteren Um-
gang mit Ressourcen. „Ein rigoroses Effi-
zienzgesetz ist unabdingbar“, betonte Mi-
chael Miersch. Für den umweltpolitischen
Sprecher der SPD-Fraktion muss ein solches
Gesetz aber noch zusätzlich durch eine „ver-
besserte Wertstoffgesetzgebung“ und durch
ein Ressourcen-Programm für nachhaltiges
Wachstum flankiert werden. 
Beim Klimaschutz setzt Miersch auf natio-
nale Regelungen: „Wenn internationale Ver-
handlungen keine Durchbrüche mehr her-
beiführen können, müssen wir gerade in
Deutschland fortschrittlicher denken“, sag-
te er. Daher möchte seine Fraktion 2012 ein
Klimaschutzgesetz auf den Weg bringen.
Schon heute, betonte Miersch, sei Umwelt-
politik von einem „Kosten- zu einem Nut-
zenfaktor“ geworden. Seine Partei wolle da-
her 2012 ein ganzheitliches Struktur- und
Konjunkturprogramm zur Energiewende
vorschlagen. 

Mehr Schutz für Verbraucher Die Frakti-
on Die Linke möchte die Energiewende
nicht nur in energiewirtschaftlicher, son-
dern auch in sozialer Hinsicht mitgestalten.
„Deutschland muss zum Leuchtturmpro-
jekt in Sachen Energiewende werden“, for-
derte die umweltpolitische Sprecherin der
Linken, Eva Bulling-Schröter. Ihre Fraktion
weist darauf hin, dass viele Maßnahmen der
Energiewende wie die energetische Gebäu-
desanierung zu Lasten der Mieter gehen
könnten. Die Linke plant daher eine Reihe
von parlamentarischen Initiativen zur Ener-
gieeffizienz-Richtlinie, zur Kraft-Wärme-
Koppelungs-Novelle und zur energetischen
Gebäudesanierung. Auch der Ausbau von

Energiespeichern und der Netzausbau müs-
se dabei verstärkt unter „Berücksichtigung
von Bürgerbeteiligung und Naturschutz“
stattfinden, sagte die Vorsitzende des Um-
weltausschusses. Im Parlament werde sich
die Linke, erklärte Bulling-Schröter, „gegen
den Missbrauch von Lenkungsinstrumen-
ten zu Gunsten von Konzernen und zu Las-
ten von Kleinunternehmern und Verbrau-
chern“ einsetzen. 

Verbindliche Minderungsziele Bei den
Grünen stehen die Energiewende und der
Klimaschutz besonders im Mittelpunkt. „Ein
entscheidender grüner Baustein ist ein Kli-
maschutzgesetz mit verbindlichen CO2-
Minderungszielen“, sagte Dorothea Steiner
als umweltpolitische Sprecherin von Bünd-
nis 90/Die Grünen. Der umweltverträgliche
Ausbau von Erneuerbaren Energien müsse
durch „verlässliche Rahmenbedingungen für
Investoren und ökologische Leitplanken“
vorangetrieben werden, erklärte sie. Außer-
dem wollen sich die Grünen 2012 für eine
„ökologische Transformation“ der Chemie-
industrie einsetzen. Schwerpunkte seien hier
die Weiterentwicklung des Europäischen
Chemikalienrechts Reach, die Verbesserung
des Ökodesigns von Produkten, sowie die
Verbesserung des Recyclings. Ein weiterer
Schwerpunkt der grünen Umweltpolitik soll
der Bodenschutz sein, da sich zerstörte Bö-
den „grenzüberschreitend negativ auf Klima,
Wassergewinnung und Artenschutz auswir-
ken“, sagte die grüne Umweltpolitikerin.  
So vielseitig wie die Aspekte der Energie-
wende in den Fraktionen behandelt werden,
so vielfältig sind auch 2012 die Fragen.„Tat-
sächlich liegt die Umsetzung der Energie-
wende noch vor uns“, schrieb Umweltmi-
nister Norbert Röttgen Mitte Dezember in
einem Beitrag für die Frankfurter Allgemei-
ne Zeitung. Sie sei das „größte Innovations-
und Wachstumsprojekt der vergangenen
Jahrzehnte“, erklärt Röttgen. Wenn dieses
Projekt gelinge, werde „Deutschland inter-
national zum Modell für Wachstum, Res-
sourcenschonung, technologische Innovati-
on und Nachhaltigkeit“.  Annette Sach ❚ 

NEUE ENERGIEN Über die Ziele herrscht Einigkeit. Bei der
Umsetzung setzen die Fraktionen auf verschiedene Instrumente

Modellprojekt
Deutschland  

2012 ist das Jahr Null nach dem Atomkon-
sens. Ein halbes Jahr ist es nur her, dass der
Bundestag die Energiewende beschlossen
hat. Soviel interfraktionelle Einigkeit wie im
Juni 2011 über den Ausstieg aus dem Atom-
zeitalter und den Einstieg in die Erneuerba-
ren Energien erzielt wurde, herrscht auch
bei der Tatsache, ein geeignetes Endlager für
die radioaktiven Abfälle finden zu müssen:
„Wir wollen einen Neustart bei der Endla-
gersuche“, sagt Dorothea Steiner, die um-
weltpolitische Sprecherin der Grünen-Frak-
tion. „Wir wollen bei der Endlagerung ra-
dioaktiver Abfälle vorankommen“, formu-
liert es die CDU/CSU-Abgeordnete
Marie-Luise Dött und verspricht, ein „trans-
parentes Auswahlverfahren zu starten, um
den sichersten Endlagerstandort in
Deutschland zu finden“. Und auch Michael
Kausch von der FDP-Fraktion ist überzeugt,
dass „nach dem Ausstiegsbeschluss zur
Kernkraft endlich auch die Lösung der End-
lagerfrage auf den Weg gebracht werden“
muss. 

Eignung infrage gestellt Bei soviel Einig-
keit wird diese Endlagerfrage auch auf der
Agenda des Umweltausschuss des Bundes-
tags 2012 ganz oben stehen.
Doch an der Frage nach
dem Wo scheiden sich die
Geister. Denn an der Eig-
nung des bisher einzig er-
kundeten Standorts Gorle-
ben bestehen Zweifel. Was-
ser könnte in das Lager ein-
treten. Darüber hinaus
geben Erdgasvorkommen in
der Nähe  vor allem der Grü-
nen-Fraktion Anlass zur
Sorge. Deren stellvertreten-
de Vorsitzende, Bärbel
Höhn, wirft der Regierungskoalition vor,
den Standort Gorleben aus „politischen
Motiven“ zu wählen, während die Regie-
rung immer wieder betont, dass die Endla-
gersuche „ergebnisoffen“ verlaufe. 
Gorleben, das liegt im äußersten Nordosten
Niedersachsens. Befand es sich früher am
Rande der Republik ist es mit der deutschen
Einheit in ihr Zentrum gerückt; denn hier
trifft Niedersachsen an die ostdeutschen
Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern,
Brandenburg und Sachsen-Anhalt. Bereits
1976 wird Gorleben als mögliches Atom-
mülllager in der Politik diskutiert. Nur ein
Jahr später beschließt der damalige CDU-
Ministerpräsident Ernst Albrecht, in Gorle-
ben ein nukleares Entsorgungszentrum zu
gründen. 1980 beginnen Probebohrungen
im Salzstock, zwei Jahre später die Bauar-
beiten für das Zwischenlager. Der erste Cas-
tor-Behälter trifft 1995 ein. 

Untersuchungsausschuss Parallel zur
Endlagersuche wird die Geschichte Gorle-
bens aufgearbeitet. Im Auftrag der Opposi-
tionsfraktionen hat der Bundestag 2010 ei-
nen entsprechenden Untersuchungsaus-
schuss eingerichtet, der die Umstände klä-
ren soll, unter denen 1983 unter
Bundeskanzler Helmut Kohl (CDU) ent-
schieden wurde, ausschließlich Gorleben
auf die Eignung als Endlager zu prüfen. Die
Untersuchungen laufen, zuletzt tagte der
Ausschuss im Dezember letzten Jahres. Zu
Gast war Helmut Röthemeyer. Der ehema-
lige Abteilungsleiter der Physikalisch-Tech-
nischen Bundesanstalt (PTB) führte seine
Einschätzungen einer Endlagersuche aus.
„Man kann keinen sichersten Standort fin-
den“, sagte der 73-Jährige. „Nur einen geeig-
neten kann man finden, vielleicht den am
meisten geeigneten unter anderen.“ Der

Ausschuss wird seine Arbeit auch in diesem
Jahr fortsetzen; er tagt jeweils donnerstags
in den Sitzungswochen des Bundestags.
Wann die Untersuchungen abgeschlossen
werden, steht allerdings noch nicht fest. Die
Dauer ist erst einmal bis zum Ende der ak-
tuellen Legislaturperiode festgelegt. 

Bürgerproteste Das Unternehmen Gorle-
ben wurde von Anfang an von Bürgerpro-
testen begleitet. Nachdem die rot-grüne
Landesregierung die Erkundungen in Gor-
leben aussetzte, wurden sie 2010 wieder auf-
genommen. Derzeit lagern rund 100 Cas-
torbehälter in Gorleben – unterirdisch.
Aber ausgediente Brennelemente lagern
auch an zwölf Kernkraftwerks-Standorten –
oberirdisch. Beispielsweise auf dem Gelän-
de des längst abgeschalteten Atommeilers
im ostwestfälischen Würgassen, wie ein Mit-
arbeiter der Betreiberfirma  bestätigte. Eva
Bulling-Schröter, Abgeordnete der Links-
fraktion und Vorsitzende des Umweltaus-
schusses, betonte jüngst, dass ihre Partei
„den außerparlamentarischen Kampf gegen
eine verfehlte Endlagerpolitik“ unterstützen
werde. Im Interesse der Bürger und der Po-
litik soll eine schnelle Lösung gefunden

werden. Salz, Ton und Gra-
nit seien besonders gut für
die Einlagerung atomarer
Abfälle geeignet, sagen Ex-
perten. Deshalb soll nun
auch der Süden der Repu-
blik mit in die Standortsu-
che einbezogen werden.
Zwar gibt es beispielsweise
im Südwesten Deutschlands
keine Salzstöcke wie in der
niedersächsischen Tiefebe-
ne, aber Tonformationen,
die ebenso geeignet sein

könnten. Und trotzdem werde sich die Lö-
sung der Endlagerfrage „über mehrere
Wahlperioden hinziehen“, wie es Michael
Kauch (FDP) ausdrückt. Konkret soll erst
einmal bis 2021 die Suche auf zwei Stand-
orte eingegrenzt werden. Aus den zwei ver-
bleibenden Möglichkeiten soll dann das ge-
eignete Endlager ausgewählt werden. 

Streitfall Gorleben Ute Vogt (SPD), Ob-
frau im Gorleben-Untersuchungsausschuss
kündigte jedoch kurz vor Weihnachten in
einem Interview an, Gorleben solle aus der
Standortsuche ausgenommen werden. Um-
weltminister Röttgen hatte zwar im Dezem-
ber angewiesen, dass es keinen weiteren
Ausbau in Gorleben geben solle. Als Ver-
gleichsstandort bleibe Gorleben jeoch er-
halten, sagte Röttgen Mitte Dezember nach
einem Treffen der „Bund-Länder-Arbeits-
gruppe zur Vorbereitung eines neuen End-
lagersuchgesetzes“.  
Zuvor waren bei den Gesprächen erste Mei-
lensteine der Standortsuche und Standort-
bestimmung sowie ein Zeitplan festgelegt
worden. Sechs Phasen sind nun geplant, die
zu einer Lösung für den sicheren Verbleib
von Wärme entwickelnden radioaktiven
Abfällen führen sollen: Bis Mitte des Jahres
soll die Festlegung des Entscheidungspro-
zesses in einem Bundesgesetz erfolgen; ein
Jahr später soll dann die Erarbeitung von
Entscheidungsgrundlagen und die Ent-
scheidung über die erarbeiteten Vorschläge
durch ein Bundesgesetz abgeschlossen wer-
den. Für Ende 2019 sind dem Fahrplan nach
die Standortauswahl und obertägige Erkun-
dung geplant. Es folgen untertägige Erkun-
dung und schließlich eine Standortent-
scheidung. Dann könnte zu Beginn der
nächsten Dekade die Errichtung und Inbe-
triebnahme erfolgen.    Verena Renneberg ❚

Wohin mit dem Atommüll?

Windpark „Apha Ventus“ in der Nordsee: Bis 2030 soll die Off-Shore-Windleistung auf 25 Gigawatt ausgebaut werden.

Ein Erdbeben löste die Reaktorkatastrophe von Fukushima aus. Die Regierung in Japan
erklärte die Katastrophe jetzt angeblich für beendet.

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

Weitere Informationen: www.nomos-shop.de/11081

Nomos

Studien zum Parlamentarismus

Parlamente und ihre Evolution

Forschungskontext und Fallstudien

Herausgegeben von Werner J. Patzelt

2012, Band 11, ca. 360 S., brosch., ca. 49,– €

ISBN 978-3-8329-4276-2

Erscheint ca. Februar 2012

Der Band eröffnet der Parlamentarismusfor-

schung neue Möglichkeiten geschichtlicher

Institutionenanalyse, bietet den am Evolu-

torischen Institutionalismus Interessierten ein 

Lehrbuch und der Evolutionsforschung insge-

samt Anwendungsbeispiele einer Evolutions-

theorie, die von jedem Biologismus frei ist.

Anzeige

»Man kann 
keinen 
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finden.« 

Helmut Röthemeyer  

ENDLAGERFRAGE Die Suche soll gesetzlich geregelt werden
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Ein aus Verfassungsgründen notwendiger höherer Grundfreibetrag könnte der Köder sein, um eine Mehrheit auch zum Abbau der „kalten Progression“ im Bundesrat zu bekommen.

E
uro-Krise, europäische Schul-
denprobleme und ungewisse
Wirtschaftsentwicklung: Die
Koalition von Union und FDP
lässt sich nicht beirren und
will im Jahr 2012 eine wenn

auch kleine Steuerreform auf den Weg brin-
gen. 2013, im Jahr der Bundestagswahl, sol-
len die Bürger die beschlossenen Entlastun-
gen in ihren Geldbörsen zu spüren bekom-
men. Die anderen Fraktionen zeigen sich
vom Beschluss des Bundeskabinetts entsetzt
und sprechen von „Steuersenkungsideolo-
gie“ (SPD) und „Mogelpackung“ (Linke).
Für die Grünen steht fest: „Die Regierung
handelt nach der Devise: Nach uns die Sint-
flut.“ Die heftigen Kommentare zeigen, dass
das neue Jahr  für den von Birgit Reinemund
(FDP) geleiteten Finanzausschuss im Zei-
chen des Steuertarifstreits
stehen wird. 

Poker mit Ländern Ob der
Bundesrat dem Plan der Ko-
alition zustimmen und ein
neuer Steuertarif am Ende
im Gesetzblatt stehen wird,
ist eine ganz andere Frage.
Finanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU), ein alter
Fuchs im Bund-Länder-Po-
ker, hat für die Sozialdemo-
kraten mehrere Köder aus-
geworfen. So stellt er die Anhebung des
Grundfreibetrages als verfassungsrechtlich
geboten dar. Das soll heißen: Die SPD kann
nicht dagegen sein, wenn die Regierung ih-
rer verfassungsmäßigen Verpflichtung nach-
kommt und durch Erhöhung des Grund-
freibetrages sicherstellt, dass das Existenz-
minimum steuerfrei bleibt. 
Zweiter Köder: Durch einen Tarifkniff stellt
Schäuble sicher, dass Gutverdiener nur mi-
nimal entlastet werden. Damit kommt er
der SPD ein kleines Stück entgegen. Die So-
zialdemokraten wollen die Reichen auch
nicht entlasten, sondern im Gegenteil stär-
ker belasten. Rückenwind erwartet der Fi-
nanzminister zusätzlich von den sich bes-
sernden Haushaltszahlen. Die auf 26 Milli-
arden Euro prognostizierte Neuverschul-
dung für 2012 könnte eventuell niedriger
ausfallen. 
Die Regierungspläne sehen vor, den steuer-
lichen Grundfreibetrag 2013 zunächst um
126 Euro zu erhöhen und zum 1. Januar
2014 um weitere 224 Euro. Damit soll der
Grundfreibetrag 2014 bei 8.354 Euro lie-
gen. Dieser Betrag bleibt steuerfrei. Erst bei
einem höheren Einkommen werden Steu-
ern fällig. 
Zu diesem Grundfreibetrag erläutert das Fi-
nanzministerium, dass er alle zwei Jahre
überprüft werden muss, damit er nicht un-
ter das Existenzminimum sinkt. „Diese An-

passung ist verfassungsrechtlich geboten.
Schon heute zeichnet sich ab, dass in den
Jahren 2013 und 2014 der Grundfreibetrag
erhöht werden muss“, schreibt das Ministe-
rium bereits in seiner Mitteilung über den
Kabinettsbeschluss. 
Der Tarifverlauf soll wie der Grundfreibe-
trag um 4,4 Prozent angepasst werden. Das
sei notwendig, weil sich andernfalls der Ein-
gangssteuersatz erhöhen würde. Auch wür-
de der Effekt der „kalten Progression“ nicht
beseitigt. Dieser Effekt wird durch inflati-
onsbedingte Einkommenssteigerungen
ausgelöst. Obwohl die Bürger nur einen
Ausgleich für Preissteigerungen erhalten,
müssen sie überproportional höhere Steu-
ern bezahlen und können im Endeffekt we-
niger von ihrem Lohn kaufen als vorher.
Durch die Änderung des Tarifverlaufs werde

dafür gesorgt, „dass der Ef-
fekt der kalten Progression
für alle im gleichen Umfang
ausgeglichen wird“, schreibt
das Finanzministerium. Ein
Plus von monatlich 15 bis
25 Euro bei Ledigen bezie-
hungsweise 30 bis 50 Euro
bei Verheirateten mit mittle-
rem Einkommen sei ein
„spürbarer Beitrag“, um die
kalte Progression auszuglei-
chen. 
Nach Angaben der Regie-

rung soll die prozentuale Entlastung ab Ein-
kommen von 300.000 Euro und mehr auf
0,29 Prozent der bisherigen Steuerzahllast
sinken. Hier wirke dann nur noch die vom
Verfassungsgericht vorgeschriebene Anhe-
bung des Grundfreibetrages. „Ein Ausgleich
der kalten Progression für Einkommen
oberhalb von 250.000/500.000 Euro (Al-

leinstehende/Ehegatten), auf die der erhöh-
te Steuersatz von 45 Prozent (sogenannte
Reichensteuer) zu zahlen ist, wird nicht er-
folgen“, versichert die Regierung. 

»Mit Augenmaß« In den Koalitionsfraktio-
nen stoßen die Steuerpläne auf Zustim-
mung. Immerhin war eine Steuerreform im
Koalitionsvertrag nach der Bundestagswahl
2009 in Aussicht gestellt werden. Zwar fällt
Schäubles Steuerpaket eher bescheiden aus,
aber in der CDU/CSU wird dies als „Steuer-
politik mit Augenmaß“ positiv bewertet.
Die Koalition „verzichtet auf kostspielige
und nicht zeitgemäße Steuerentlastungen,
die nur auf Pump zu finanzieren wären“,
freut sich Peter Weiß, der Vorsitzende der
Arbeitnehmergruppe der Union. Lohnerhö-
hungen würden jedoch nicht mehr von ei-
ner überproportional anwachsenden Steu-
erbelastung aufgefressen: „Das ist ein Stück
mehr Steuergerechtigkeit.“ Für den finanz-
politischen Sprecher der FDP-Fraktion, Vol-
ker Wissing, steht fest: „Die Koalition
schafft mit dem Gesetzentwurf die Grund-
lage für ein gerechteres, transparenteres und
leistungsfreundlicheres Steuersystem.“ 

Steuersenkungsideologie Das sieht die
Opposition völlig anders. Mit dem Be-
schluss von Steuersenkungen mit einem Vo-
lumen von sechs Milliarden Euro gebe die
Koalition „ihrer Steuersenkungsideologie
Vorrang vor einer soliden Finanzpolitik“,
schimpft Nicolette Kressl, die finanzpoliti-
sche Sprecherin der SPD-Bundestagsfrakti-
on. Angesichts der in den kommenden Jah-
ren hoch bleibenden Neuverschuldung auf
allen staatlichen Ebenen gebe es keine
Spielräume für Steuerentlastungen. Im Ge-
gensatz zur Koalition sieht die SPD Bezie-
her hoher Einkommen als „Hauptprofiteu-
re“. Und Schäubles Grundfreibetrags-Köder
will Kressl auf keinen Fall schlucken: „Ein
verfassungsrechtlicher Bedarf für eine Anhe-
bung des Grundfreibetrags ist derzeit nicht
erkennbar.“ Sollte dies 2014 der Fall sein,
werde die SPD die verfassungsrechtlichen
Vorgaben aber „selbstverständlich einhal-
ten“.
Die SPD will im Steuerrecht einen ganz an-
deren Weg einschlagen. Auf ihrem Parteitag
in Berlin beschloss sie eine Anhebung des
Spitzensteuersatzes von 42 auf 49 Prozent.
Der soll aber erst bei einem Einkommen von
100.000 Euro einsetzen. Bisher beginnt der
Spitzensteuersatz bei 53.000 Euro Jahresein-
kommen. Im Gegenzug soll aber die beste-
hende Reichensteuer (Steuersatz von 45 Pro-
zent ab einem Einkommen von 250.000
Euro) abgeschafft werden. Zu den Steuerplä-
nen der SPD gehört auch die Wiedereinfüh-
rung der Vermögensteuer, eine höhere Erb-
schaftsteuer sowie eine Erhöhung der Abgel-
tungsteuer auf Kapitalerträge von 25 auf 32

Prozent. Die Koalition will die Kapitalbe-
steuerung bisher nicht antasten. 
Auch in den anderen Oppositionsfraktio-
nen stehen die Signale vorrangig auf Belas-
tung Vermögender. „Nach einer Serie von
Steuergeschenken an Reiche, Vermögende
und Konzerne“ müsse es jetzt zu einer stär-
kere Entlastung kleiner und mittlerer Ein-
kommen bei gleichzeitig höherer Belastung
von Gutverdienenden, Vermögensmillionä-
ren und Konzernen kommen", erklärt Bar-
bara Höll, steuerpolitische Sprecherin der
Linksfraktion. Ihre Fraktion will die Vermö-
gensteuer als Millionärssteuer wieder ein-
führen (17/453, 17/7338) und damit 80
Milliarden Euro pro Jahr einnehmen. Die
Erklärungen der Regierung, kleine und mitt-

lere Einkommen würden entlastet, hält
Höll für „pure Propaganda“.
Die Grünen haben ebenfalls die Besserver-
diener im Blick. Auf ihrem letzten Parteitag
beschlossen sie einen Spitzensteuersatz von
49 Prozent ab 80.000 Euro Jahreseinkom-
men, wollen aber auch Geringverdiener ent-
lasten. Vermögende sollen darüber hinaus
eine befristete Abgabe zahlen. Zu den Steu-
erplänen von Union und FDP sagt Grünen-
Fraktionsvorsitzender Jürgen Trittin, die Ko-
alition halte daran fest, „vor allem der bes-
ser situierten Hälfte der Bevölkerung Steu-
ergeschenke zu machen und diese auf
Pump zu finanzieren“. Trittin rechnet dazu
vor: „Einem Arbeitnehmer mit 1.200 Euro
Bruttoverdienst bleiben ab 2013 rund zwei

Euro mehr, ab 2014 fünf Euro pro Monat
mehr. Bei Monatsverdiensten von 6.000
Euro ist es fünf- bis sechsmal soviel.“
Die Linien der steuerpolitischen Debatte
des nächsten Jahres sind damit skizziert:
Union und FDP werfen der Opposition vor,
nur Steuern erhöhen zu wollen. „Ungeniert
würde der Staat in die Taschen der breiten
Masse Arbeitnehmer, vor allem der Bezieher
kleiner und mittlerer Einkommen greifen“,
geißelt CDU-Mann Weiß die Vorstellungen
der Opposition. 
Die Opposition kontert in Gestalt des frü-
heren Finanzministers Peer Steinbrück
(SPD) nicht weniger lautstark: Was Union
und FDP vorhätten, sei „fiskalpolitischer
Schwachsinn“. Hans-Jürgen Leersch ❚

Schäubles Steuer-Köder 
FINANZEN  Koalition lockt mit verfassungsrechtlich gebotener Tarifsenkung. Steinbrück: Fiskalpolitischer Schwachsinn

»Vor allem der
besser 

situierten
Hälfte werden

Geschenke
gemacht.«

Jürgen Trittin (Grüne)

Ausgerechnet den Banken, in deren Treso-
ren man die größten Schätze vermuten wür-
de, geht das Geld aus. Betroffen sind feins-
te Adressen der deutschen Finanzindustrie.
Zu den größten Probleminstituten gehört
die Commerzbank, die bereits in der Fi-
nanzkrise gerettet werden musste und der
jetzt schon wieder das Geld ausgeht. Und
erneut soll der Staat einspringen, um das
zweitgrößte deutsche Geldinstitut zu retten. 
Dabei hatten sich Bund, Länder und Ge-
meinden den Erhalt der Finanzindustrie be-
reits in und nach der letzten Krise einen
dreistelligen Milliardenbetrag kosten las-
sen. Wie die Regierung auf eine schriftliche
Anfrage des Abgeordneten Klaus Ernst von
der Linksfraktion (17/6995) mitteilt, war
der Staatsschuldenstand durch „Stützungs-
maßnahmen zugunsten von Finanzinstitu-
tionen“ im Jahr 2011 um 265,5 Milliarden
Euro höher. Vom Bund wurden vor allem
Commerzbank und Hypo Real Estate
(HRE) gestützt. 2010 hatte der Betrag mit
337,8 Milliarden Euro noch höher gelegen,
bis ein Zufallsfund von 55,5 Milliarden
Euro bei der HRE-Abwicklungsanstalt den
Staatsschuldenstand senkte. 
Ende 2010 hatte die Koalition aus der Fi-
nanzkrise die Konsequenzen gezogen und
im Bundestag das Gesetz zur Bankenre-
strukturierung (17/3024, 17/3407) durch-
gesetzt. In eine Schieflage geratene Banken
sollen danach entweder saniert oder abge-
wickelt werden. Außerdem soll der Finanz-
sektor durch eine Bankenabgabe, die einen
Fonds speisen soll, die Kosten für die Ab-
wicklung einer systemrelevanten Bank
selbst aufbringen. „Es kann den öffentli-
chen Haushalten nicht zugemutet werden,
für die Bewältigung von Bankschieflagen

wie in der Vergangenheit einzutreten“, hieß
es als Begründung für den Fonds.

Geldbedarf zu groß Doch der Fonds füllt
sich zu langsam, und der Geldbedarf einiger
Banken ist zu groß. Daher besann sich die
Koalition auf die Revitalisierung des Ende
2010 eingestellten „Sonderfonds Finanz-
marktstabilisierung“ (SoFFin), mit dessen
Garantien Institute wie Commerzbank,
Deutsche Industriebank und HRE stabilisiert
worden waren. Nutznießer der Revitalisie-
rung könnte die Commerzbank werden, der
ein Fehlbetrag von rund fünf Milliarden
Euro nachgesagt wird. Die Probleme der
Bank liegen besonders bei der  im Staatsan-
leihengeschäft tätigen Tochterfirma „Euro-
hypo“. Die Beratungen über den SoFFin
könnte der Finanzausschuss des Bundesta-

ges schon im Frühjahr 2012 abschließen.
Nach bisherigem Plan soll der Rettungs-
fonds bis zu 400 Milliarden Euro Garantien
und 80 Milliarden Euro an Krediten zur Ver-
fügung stellen. Erörtert wird auch, ob die
Bundesregierung sich über stille Einlagen di-
rekt an Banken beteiligen kann. In diesem
Fall soll eine Zustimmung des Bundestages
notwendig werden. Für den Finanzausschuss
ist die SoFFin-Revitalisierung nach der Steu-
erreform das wichtigste Projekt.  
Ein weiteres Problem sind die schärfer wer-
denden Eigenkapitalanforderungen der Eu-
ropäischen Bankenaufsicht. Sie schrauben
den Finanzbedarf der deutschen Institute
weiter nach oben. Zuletzt war die Rede von
13 Milliarden Euro, die die vor leeren Tre-
soren stehenden Banker verschämt zu Vater
Staat schielen lassen (siehe Seite 12). hle ❚

Wenn Banken kein Geld mehr haben
FINANZEN Der staatliche Rettungsfonds soll für Probleminstitute revitalisiert werden

Bald am Ende? Commerzbank-Tochter Eurohypo Der Grundbedarf muss steuerfrei sein.
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Die Arbeit des Ausschusses für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung wird oft durch Ereig-
nisse bestimmt , die sich nicht voraussehen
lassen. Das war in den vergangenen Jahren
zum  Beispiel der Ausbruch eines isländi-
schen Vulkans, der den Flugverkehr in
Deutschland tagelang lahm legte, oder das
Winterchaos bei der Deutschen Bahn (DB
AG) und bei der Berliner S-Bahn, die auch
zur DB AG gehört. Da die Bahn nach eige-
nen Angaben in diesem Jahr besser vorge-
sorgt haben will, kann sich der Ausschuss
unter Vorsitz von Anton Hofreiter (Grüne)
seinen eigentlichen Aufgaben widmen, zu
der neben der Mobilität und der Verkehrs-
infrastruktur auch die Wohnungswirtschaft
und der soziale Wohnungsbau gehören.
Ein Thema wird auch der Schutz vor Lärm
an Straßen, Schienen und Flughäfen sein.
Bündnis 90/Die Grünen (17/4652) und die
SPD-Fraktion (17/5461) haben dazu Anträ-
ge vorgelegt, über die nach einer öffentli-
chen Anhörung am 14. Dezember vergan-
genen Jahres weiter beraten wird. 
Ein weiterer Dauerbrenner ist die Verkehrs-
sicherheit. Ziel ist es, die Zahl der Verkehrs-
toten (2010: 3.648) bis 2020 um 40 Prozent
zu senken. Um dies zu erreichen, hat die Re-
gierung ein Verkehrssicherheitsprogramm
vorgelegt, das unter anderem das freiwillige
Tragen von Fahrradhelmen und die serien-

mäßige Ausstattung von Motorrädern mit
automatischen Anti-Blockiersystemen vor-
sieht. Auf Landstraßen könnte der vermehr-
te Einsatz von Rüttelstreifen sowie Spurhal-
teassistenz-Systemen Unfälle verhindern.
Schließlich wird auch die Zukunft der DB
AG, die ausschließlich in Besitz des Bundes
ist, weiterhin Thema bleiben. Erlöse aus ei-
ner Privatisierung von Teilen der DB AG
sind auch in diesem Jahr wieder in den
Haushalt eingestellt, dürften aber nicht rea-
lisiert werden. Weiterhin geht es aber um
den Wettbewerb auf den
Bahnstrecken und die Tren-
nung von Netz und Betrieb.
Die Monopolkommission
hält zum Beispiel in einem
S o n d e r g u t a c h t e n
(17/7248) die bestehenden
Rahmenbedingungen für
einen wirksamen und un-
verfälschten Wettbewerb
im Eisenbahnverkehr für
„nicht zufriedenstellend“. 
Weiter setzt sich die Mono-
polkommission für eine
vollständige institutionelle
Trennung von Netz- und
Fahrbetrieb ein. So könn-
ten die Anreize für die In-
frastrukturbetreiber, be-

stimmte Eisenbahngesellschaften zu diskri-
minieren, erheblich reduziert werden. Nur
ein unabhängiger Netzbetreiber behandle
alle Transportunternehmer gleich. Auch
dient aus Sicht der Monopolkommission
die staatliche Beteiligung am Wettbewerb
durch die Verkehrsunternehmen der Deut-
schen Bahn AG nicht dem öffentlichen In-
teresse. Dabei stellt die Kommission die ne-
gativen Auswirkungen einer  Trennung
nicht in Abrede. Jedoch überwiege der wirt-
schaftliche Nutzen „deutlich“. mik ❚

D
rei Themen werden auch
in diesem Jahr die Arbeit
der 41 Mitglieder des
Haushaltsausschusses
bestimmen: Der Vollzug
des Haushalts 2012, die

Beratung und Verabschiedung des Etats
2013 und die haushälterische Ausgestaltung
der Euro-Rettungsschirme (EFSF, EMS). 
Der Haushalt 2012, der am 25. November
vergangenen Jahres vom Bundestag verab-
schiedet wurde, sieht Einnahmen und Aus-
gaben von 306,2 Milliarden Euro vor. Das
ist gegenüber 2011 eine Steigerung von 0,1
Prozent. Politisch streiten die Koalition und
die Opposition um die Höhe der Neuver-
schuldung. Hier sind für 2012 neue Kredite
in Höhe von 26,1 Milliarden Euro einge-
plant. Das sind rund sechs Milliarden Euro
mehr als im vergangenen Jahr tatsächlich an
neuen Krediten gebraucht wurden. 
Für die Opposition verstößt dies gegen der
„Geist“ der Schuldenbremse, die eine stän-
dige Reduzierung der Nettokreditaufnahme
vorsieht. Die Koalition hat deshalb ange-
kündigt, dass sie auch in diesem Jahr die
vorgesehene Kreditaufnahme von 26,1 Mil-
liarden Euro im Haushaltsvollzug unter-
schreiten will, so dass nicht nur die laut
Schuldenbremse maximal zulässige Netto-
kreditaufnahme von 40,49 Milliarden Euro,
sondern auch die tatsächliche Neuverschul-
dung von 2011 unterschritten wird. 
Dies könnte allerdings schwierig werden, da
bisher  noch keine Beiträge für den Europäi-
schen Stabilitätsmechanismus (ESM) einge-

stellt sind, der statt 2013 schon in diesem
Jahr starten soll (siehe Seite 7). Bisher wa-
ren dafür fünf Jahresraten in Höhe von 4,3
Milliarden Euro vorgesehen. Diese Summe
könnte aber noch höher ausfallen. In jedem
Fall wird Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) dafür einen Nachtrags-
haushalt vorlegen, der bis zur Sommerpau-
se im Ausschuss beraten werden muss.
In der zweiten Jahreshälfte bestimmt die Be-
ratung des Haushalts 2013 die Arbeit des
größten Bundestagsausschusses. Der Regie-
rungsentwurf wird traditionell in der ersten
Sitzungswoche nach der parlamentarischen
Sommerpause (10. bis 14. September 2012)
eingebracht  und beraten. Anschließend be-
schäftigt sich der Haushaltsausschuss bis
Mitte November mit dem 3.000 Seiten di-
cken Regierungsentwurf. Verabschiedet wer-
den soll der Etat des Wahljahres 2013 in der
Woche vom 19. bis 23. November 2012. 

Ausgaben steigen Nach ihrer Finanzpla-
nung (17/6601) will die Regierung 2013
rund 311,5 Milliarden Euro ausgeben. Das
wären knapp 1,8 Prozent mehr als in die-
sem Jahr. Neue Schulden sollen in Höhe
von 24,9 Milliarden Euro gemacht werden.
Nach der Schuldenregel wären 34,8 Milliar-
den Euro möglich. Investieren will die Re-
gierung 2013 nach der Finanzplanung 29,7
Milliarden Euro. Mit den Haushaltsberatun-
gen ist die Arbeit der Ausschussmitglieder
mehr als gut ausgefüllt. Seit dem vergange-
nen Jahr wird dies aber überlagert durch die
Euro-Rettung. Hier hat das Bundesverfas-

sungsgericht im September die Position des
Bundestages und das Haushaltsrecht, das
Königsrecht des Parlaments, gestärkt. Somit
muss vor allen Entscheidungen der Regie-
rung auf europäischer Ebene, die Geld kos-
ten könnten, der Bundestag und hier vor al-
lem der Haushaltsausschuss gehört werden
– und zustimmen, bevor die Regierung auf
europäischer Ebene Zusagen macht. 

Neuner-Gremium Da die Entscheidungen
oft eilbedürftig oder vertraulich sind, wähl-
te der Bundestag am 26. Oktober vergange-
nen Jahres neun Mitglieder des Haushalts-
ausschusses (drei Abgeordnete der Union;
SPD und FDP jeweils zwei, die Linke und
Bündnis 90/Die Grünen jeweils einer) in
ein Gremium nach § 3 Absatz 3 des Stabili-
sierungsmechanismusgesetzes, das auch
Neuner-Gremium genannt wird. Entschei-
dungen, die nicht eilig oder vertraulich sind,
sollen im Ausschuss oder im Plenum herbe-
geführt werden. 
Gegen dieses Neuner-Gremium klagen zwei
Bundestagsabgeordnete der SPD vor dem
Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe. Sie
sehen ihre Rechte als Abgeordnete nicht
ausreichend gewahrt. Die Konstituierung
des Gremiums wurde deshalb nach einer
Eilentscheidung des Bundesverfassungsge-
richts vom 27. Oktober 2011 ausgesetzt. 
Das endgültige Urteil wird im Januar dieses
Jahres erwartet. Auch wenn das Neuner-Gre-
mium dann endgültig vom Verfassungsge-
richt gekippt werden sollte, sieht sich der
Ausschuss für eine sachgerechte Beratung

gerüstet. „Wir haben schon oft bewiesen,
dass wir auch mit dem gesamten Ausschuss
schnell und vertraulich beraten können“,
betont die Ausschussvorsitzende Petra Mer-
kel (SPD). 
Mit europäischen Fragen beschäftigen sich
auch die zwölf Mitglieder des Unteraus-
schusses zu Fragen der Europäischen Uni-
on. Unter Leitung von Klaus Hagemann
(SPD) beraten die Abgeordneten die dem
Haushaltsausschuss überwiesenen Europa-
Vorlagen von Rat, Europaparlament und
Kommission. Arbeit wird wieder auf das Fi-

nanzmarktgremium des Haushaltsaus-
schusses zukommen, da einige Banken wie-
der die Hilfe des Bundes zu brauchen schei-
nen (siehe Seite 11). Dazu wird die Regie-
rung im Januar einen zweiten Gesetzent-
wurf vorlegen. 
Das sogenannte SoFFin-Gremium, über-
wacht die Banken-Rettungspakete des Bun-
des. Die neun Abgeordneten  beraten ge-
heim über grundsätzliche und strategische
Fragen sowie langfristige Entwicklungen der
Finanzpolitik. Vorsitzender ist der FDP-Ab-
geordnete Florian Toncar. Michael Klein ❚

HAUSHALT Nachtrag 2012, Etat 2013 und Euro-Rettungsschirme bestimmen die Ausschussarbeit

Zahlen, bitte!

Zukunftsprojekt
Erde 
FORSCHUNG Das Jahr 2012 wird im Be-
reich Forschung unter anderem von euro-
päischer Zusammenarbeit und Sicherheits-
forschung geprägt sein. So plant die Regie-
rung ein Sicherheitsforschungsprogramm,
das sich unter anderem der Frage widmen
soll, wie der Schutz privater Daten und in-
nere Sicherheit verknüpft werden können. 
Für das EU-Rahmenprogramm „Horizon
2020“ sollen in diesem Jahr unter anderem
Förderschwerpunkte und Verteilung bera-
ten werden. Im Jahr 2014 geht „Horizon
2020“ als Nachfolger des 7. Forschungsrah-
menprogramms an den Start; Deutschland
möchte das Programm entscheidend mitbe-
stimmen. Mit rund 80 Milliarden Euro will
die EU Forschung und Innovation inner-
halb der Gemeinschaft fördern.
Das Wissenschaftsjahr wird 2012 mit dem
Slogan „Zukunftsprojekt Erde“ an den Start
gehen. Mit der seit 2000 existierenden Ini-
tiative möchte das Ministerium für Bildung
und Forschung die Aufmerksamkeit der Öf-
fentlichkeit auf wissenschaftliche Themen
richten. Der Schwerpunkt „Zukunftsprojekt
Erde“ rückt in diesem Jahr unter anderem
die Themen Nachhaltigkeit, Klimaschutz,
Ökologie und Energieeffizienz in den Fo-
kus. Wichtige Zielgruppe des Wissenschafts-
jahres sind Kinder und Jugendliche, die für
das Thema Nachhaltigkeit sensibilisiert
werden sollen. Außerdem richtet sich das
Wissenschaftsjahr an Entscheidungsträger
in Politik und Wirtschaft. tyh ❚

Vertrauen ist gut,
Kontrolle besser
RECHNUNGSPRÜFUNG Einen Blick zurück
wirft auch in diesem Jahr der Rechnungs-
prüfungsausschuss, den Michael Luther
(CDU) leitet. Ihm gehören 15 Mitglieder
an, die zugleich Mitglieder des Haushalts-
ausschusses sind. Ist der Haushaltsaus-
schuss vor allem für die Bewilligung der
Mittel zuständig, prüfen die Mitglieder des
Rechnungsprüfungsausschusses  die Haus-
halts- und Wirtschaftsführung des Bundes
und bereiten die Entlastung der Bundesre-
gierung durch das Plenum des Bundestages
vor.  Grundlage der Beratungen sind dabei
die Bemerkungen des Bundesrechnungsho-
fes (BRH), der in seinem jährlichen Bericht
(17/7600)  Verschwendungen des Bundes
in Milliardenhöhe auflistet.
Erstmals hat der BRH die Einzeletats analy-
siert. Beim Bundesbildungsministerin An-
nette Schavan (CDU) meldet er Zweifel an,
ob sie ihre erhöhten Mittel sinnvoll nutzen
kann. Die großen Forschungseinrichtungen
fördere sie „in einem Umfang, der nicht er-
warten lässt, dass das Geld überhaupt ziel-
gerichtet ausgegeben werden kann“. So ha-
be die Helmholtz-Gesellschaft Reserven
von 300 Millionen Euro aufgebaut. Biswei-
len schütte das Ministerium auch mehr
Euro aus als die Begünstigten überhaupt be-
antragt hätten. 
Beim Bundesverkehrsministerium missfällt
dem BRH, dass der Bund die Autobahnen
und Bundesstraßen finanziert, während die
Länder sie bauen und unterhalten. Ein sol-
ches System, bei dem der eine bestelle und
der andere bezahle, lade „zur Großzügigkeit
ein“. Bei der zum Ministerium gehörenden
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung würden
immer wieder Aufträge ohne Ausschreibun-
gen vergeben und zu hohe Preise bezahlt.
Den vorgesetzten Wasser- und Schifffahrts-
direktionen seien die Mängel bekannt, un-
ternommen hätten sie nichts, kritisiert der
Rechnungshof. mik ❚

Weniger Lärm und weniger Unfälle
VERKEHR UND BAU Mobile Sicherheit bleibt Dauerbrenner im Ausschuss

Viele reden davon, und kaum jemand weiß,
worum es im Detail geht: Die Rede ist vom
Bürokratieabbau. „Von der Wiege bis zur
Bahre – Formulare, Formulare“, lautet einer
der Standardsätze des Präsidenten des Bun-
des der Steuerzahler, Karl-Heinz Däke. Aber
wie genau die Belastung der Wirtschaft
durch Bürokratie aussieht, ist kaum be-
kannt. Bekannt ist immerhin, dass die Bü-
rokratiekosten seit 2006 um 10,5 Milliarden
Euro und damit über 20 Prozent verringert
wurden, worauf der Vorsitzende des Wirt-

schaftsausschusses des Bundestages, Ernst
Hinsken (CSU), erfreut hinweist. Heute
wird die Bürokratiebelastung auf rund 40
Milliarden Euro veranschlagt.
Wie solche Berechnungen zustande kom-
men, zeigt ein Beispiel des beim Bundes-
kanzleramt angesiedelten Normenkontroll-
rates, der zu den bürokratischen Auswirkun-
gen der Gesetzgebung Stellung nimmt. So
dauert das Ausfüllen einer Bescheinigung
durch den Arbeitgeber drei Minuten. Der
Stundenkostensatz wird mit 28,50 Euro an-

gegeben. Bei 6,5 Millionen
Bescheinigungen deutsch-
landweit im Jahr kostet also
das Ausfüllen eines Formu-
lars die Volkswirtschaft
9,26 Millionen Euro. Müs-
sen wie bei einer Arbeitsbe-
scheinigung noch Berech-
nungen ausgeführt, die Ein-
träge überprüft, das Formu-
lar kopiert und archiviert
werden, steigen die Büro-
kratiekosten nach diesem
„Standardkosten-Modell“
auf 44,77 Millionen Euro. 
Man habe viel erreicht, sagt
Hinsken, auch wenn das
Ziel der Regierung, die Bü-
rokratiekosten sogar um 25

Prozent zu senken, nicht ganz geschafft
worden sei. „Wir dürfen jetzt nicht aufge-
ben“, verlangt der CSU-Politiker und for-
dert als „großen Wurf, die Aufbewahrungs-
fristen von Steuerbelegen und Unterlagen
der Sozialversicherungen auf fünf Jahre zu
verkürzen. Allein das würde eine Entlastung
um drei bis fünf Milliarden Euro bedeuten.“

Aufbewahrungsfristen Genau das hat die
Bundesregierung vor, wie aus den Mitte De-
zember beschlossenen Eckpunkten zur Ent-
lastung der Wirtschaft von Bürokratiekosten
hervorgeht. Die „Reduzierung von Aufbe-
wahrungsfristen von Rechnungen und Bele-
gen gegenüber der Finanzverwaltung“ ist
dabei ein wichtiger Punkt, der auch bald auf
der Tagesordnung des von Hinsken geleite-
ten Wirtschaftsausschusses des Bundestages
stehen dürfte. 
Einen Schub bekam der Bürokratieabbau
durch den Normenkontrollrat, der sich
selbst als „unabhängiges Beratungsorgan
der Bundesregierung“ beschreibt. Er wird
bereits früh in neue Regelungsvorhaben der
Bundesregierung einbezogen und „kann
damit schon zu einem sehr frühen Zeit-
punkt des Gesetzgebungsverfahrens die Er-
mittlung oder Darstellung der Bürokratie-
kosten kritisch hinterfragen und auf Defizi-
te hinweisen“. Hans-Jürgen Leersch ❚

Formulare schneller zum Altpapier
WIRTSCHAFT Ein weiterer großer Schritt zum Bürokratieabbau steht bevor

>STICHWORT

> Haushaltsplan Der Haushaltsplan wird gemäß Artikel 110
des Grundgesetzes jährlich vom Deutschen Bundestag be-
schlossen. Obwohl der Haushaltsplan nur eine Prognose ist,
dient er als wichtiges Mittel zur Feststellung des voraus-
sichtlichen Finanzbedarfs des Bundes.

> Schuldenbremse  Die Schuldenbremse sieht vor, dass die
Haushalte von Bund und Ländern weitgehend ohne Neu-
verschuldung auskommen. Diese Regelung, die Bund und
Ländern seit 2011 verbindliche Vorgaben zur Reduzierung
des Haushaltsdefizits macht, wurde im Rahmen der Föde-
ralismusreform im Grundgesetz verankert. Danach darf die
strukturelle, also nicht konjunkturbedingte, jährliche Netto-
kreditaufnahme des Bundes ab 2016 jährlich nur noch ma-
ximal 0,35 Prozent betragen.

HAUSHALT 2013 – Plan mit Schuldenbremse 
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Petra Merkel (SPD), Florian Toncar (FDP), Klaus Hagemann (SPD) und Michael Luther (CDU) (im Uhrzeigersinn) leiten den Haushaltsausschuss und seine Unterausschüsse.

Immer umfangreicher werden die Steuerformulare.
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Risiken im Straßenverkehr sollen minimiert werden.
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S
taatstrauer in Nordkorea: Men-
schenmassen, die in Reih’ und
Glied hysterisch weinen; Män-
ner und Frauen, die sich auf die
Brust schlagen und vor Gram
die Stirn auf den nackten

Asphalt schlagen: Der „geliebte Führer“ Kim
Jong-il ist tot, überraschend gestorben am
17. Dezember an einem Herzinfarkt in sei-
nem gepanzerten Luxuszug. Er sei „extre-
men mentalen und physischen Belastungen
ausgesetzt gewesen, verursacht durch seine
ununterbrochene Führungstour beim Auf-
bau einer blühenden Nation“, hieß es in der
nordkoreanischen Staatspresse.
Zwischenzeitlich lag der tote Diktator auf-
gebahrt in einem gläsernen Sarg, gebettet
auf weißen und roten Blüten, im Kumsu-
san-Palast in der Hauptstadt Pjöngjang.
Zwei Tage hatte die Führung  geschwiegen
und derweil wohl erst einmal die Machtver-
hältnisse geklärt, erst dann ließ sie den Tod
des „geliebten Führers“ verkünden. An der
Spitze des 232 Mitglieder starken Beerdi-
gungskommittees steht der dritte Sohn des
Verstorbenen, Kim Jong-un. Zumindest
nach außen hin ist dies ein Hinweis, dass
dem Wunsch des toten Führers Folge geleis-
tet und sein Jüngster ihn an der Spitze des
isolierten Staates beerben soll. 
Südkoreanische Medien fragen, ob der un-
erfahrene Endzwanziger tatsächlich in der
Lage sein wird, die Fäden in der Hand zu
halten. Südkoreas Geheimdienst, schreibt
die Tageszeitung Chosun Ilbo, befürchtet ei-
nen Machtkampf zwischen Kim Jong-un
und dem Schwager des verstorbenen Dikta-
tors, Jang Song-taek. Dieser ist die Nummer
Zwei in Nordkorea. Die Nachrichtengantur
Reuters zitierte Informantionen aus Nord-
und Südkorea, nach denen der junge Kim
gemeinsam mit Song-taek und dem Militär
herrschen werde. 

Sorgen der Nachbarn Auch Peking macht
sich Sorgen um die Stabilität im Nachbar-
land. Chinas designierter Premierminister
Li Keqiang traf Vater und Sohn Kim jüngst
noch beim Staatsbesuch in Pjöngjang. Kim
Jong-un nahm damals allerdings nur an re-
präsentativen Terminen teil. In die aktuelle
Außenpolitik war er kein bisschen  invol-
viert.  Experten sagen, dass das Machtfunda-
ment des Sohnes noch allzu schwach sei.
Nun wird der jüngste Kim wohl eher als ei-
ne Art Marionette für alte Kader wie seinen
Onkel Jang Song-taek und die mächtigen
greisen Generäle dienen, die die Regionen
Nordkoreas kontrollieren. 
Zuletzt hatte Nordkorea seine Kriegrethorik
deutlich gemäßigt. Einen dritten Atomtest
hatte die Regierung offenbar erst einmal ge-
stoppt, und stattdessen bei Südkorea und
den USA um Nahrungsmittelhilfe gebeten.
In der vergangenen Woche hätte eigentlich
Amerikas neuer Sondergesandter für Nord-
korea, Glyn Davies, hochrangige Kader aus
Pjöngjang in Peking treffen sollen. Wa-
shington hatte gehofft, die Atomverhand-
lungen wieder aufnehmen und womöglich
positive Zusagen als Gegenleistung für Nah-
rungshilfe erreichen zu können. Doch all
dies wird nun wohl erst einmal auf Eis ge-
legt, bis in Pjöngjang klar ist, wer das Sagen
hat. Gut möglich, befürchten die Experten,
dass das Regime nun erst einmal wieder mit
dem Säbel rasselt, um zu beweisen, dass es
fest im Sattel sitzt.

Südkorea hatte sofort nach der Nachricht
vom Tod Kim Jong-ils seine Armee in höchs-
te Alarmstufe versetzt. Gleichzeitig hatte Se-
oul sich direkt mit seinem strategischen Ver-
bündeten Washington in Verbindung ge-
setzt.  US-Außenministerin Hillary Clinton
diskutierte mit ihrem japanischen Amtskol-
legen Koichiro Gemba die Lage per Telefon.
Alle drei Staaten betonten ihr Interesse an
einem friedlichen Übergang und einer sta-
bilen koreanischen Halbinsel. China hinge-
gen fürchtet sich vor neuen Flüchtlingsströ-
men und bangt um Mineralimporte aus
Nordkorea. Chaos jenseits der rund 1.000
Kilometer langen gemeinsamen Grenze wä-
re schlecht für Peking.

„Die Regierungen in der Region werden
Nordkorea genau im Auge behalten und
sich für eine Vielfalt von Szenarien vorberei-
ten“, sagt Sarah McDowall, Asien-Pazifik-
Analystin beim Beratungsunternehmen IHS
Global Insight. „Kims Tod wird auch bei
derzeitigen geopolitischen und strategi-
schen Verschiebungen eine Rolle spielen.“
Washington werde seine Strategie verstär-
ken, sein Engagement in der Region zu ver-
tiefen, während Chinas Wahrnehmung ei-
ner drohenden anti-chinesischen Eindäm-
mungspolitik der USA wiederum dazu füh-
ren werde, dass Peking ein enger Freund
seines langjährigen Verbündeten Nordkorea
bleiben wird.

Alte Feinde und Verbündete werden nun ab-
warten müssen: Stellen sich die Kader hinter
Kim Jong-un und regieren im Hintergrund,
wird der Status Quo weitgehend erhalten
bleiben, Nordkorea bliebe isoliert. Sollte der
neue Mann an der Spitze womöglich gradu-
ell wirtschaftliche Reformen anstoßen,
könnte sogar eine schrittweise Liberalisie-
rung stattfinden. Sollte es aber zu einem
Machtkampf innerhalb der Partei kommen,
könnte das sogar einen Bürgerkrieg auslö-
sen. In diesem Fall würden sich wohl die
USA und Südkorea verpflichtet fühlen, zu
intervenieren. Sophie Mühlmann, Singapur ❚

Die Autorin ist Korrespondentin für „Die Welt“.

Im Kreis der Generäle: Kim Jong-il (3. von rechts) und sein Sohn Kim Jong-un (2. von links) im Jahr 2010.
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Der Triumph der Mitte-Links-Opposition
Kroatiens bei den Parlamentswahlen Anfang
Dezember war so deutlich wie in den Um-
fragen vorausgesagt. Mit einer satten Parla-
mentsmehrheit kann die neue Regierung
jetzt ihr Wahlprogramm, den so oft be-
schworenen „Plan 21“, ohne größere Rück-
sichten auf das frühere Regierungs- und heu-
tige Oppositionslager umsetzen. Doch es
gibt erste Zeichen, dass die Feierlaune nach
dem Wahlsieg schnell einem ausgewachse-
nen Kater weichen wird. Der „Kukuriku“-Ko-
alition (benannt nach dem Restaurant am
Meer, in dem der politische Bund geschlos-
sen wurde), stehen harte Zeiten bevor.
Die Regierung ist noch nicht einmal im
Amt, schon rudern ihre führenden Politiker
zurück. Viele Ankündigungen aus dem
Wahlkampf stehen plötzlich zur Dispositi-
on. „Wird Kukuriku den Schnelligkeitsre-
kord bei der Aufgabe der Wahlversprechen
übertreffen?“, titelte die Zeitung „Danas“
(heute) in Zagreb. Der designierte Regie-
rungschef Zoran Milanovic hatte seinen
Wählern „Schweiß, aber keine Tränen“ ver-
sprochen. Viel zu verteilen gibt es nicht, die
Staatskassen sind leer. Mehr noch: Kroa-
tiens Schulden wachsen dramatisch.
Das Adrialand hat Mitte Dezember den EU-
Beitrittsvertrag unterschrieben und wird ab
Juli 2013 das 28. Mitglied der Union. Aller-
dings muss das neue Mitglied seine wirt-
schaftlichen Probleme selbst lösen, hat die
EU-Kommission wiederholt betont. Die Na-
tionalbank hat das Sparpotential auf ein Mi-

nimum von 9 Milliarden Kuna (1,2 Milliar-
den Euro) beziffert. Das sind immerhin 1,5
Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Rund
fünf Milliarden davon sollen über Ausga-
benkürzungen aufgebracht werden. Doch
bei  schmalen Renten und niedrigen Löhnen
in Staatsverwaltung und Betrieben wird
selbst das schwer.

Entlassungen Der Rest soll über Steuerer-
höhungen finanziert werden. Die Regierung
dürfte nach ersten Andeutungen die Mehr-
wertsteuer von heute 23 auf  25 Prozent er-
höhen. Damit flössen 3,5 Milliarden Kuna
zusätzlich ins Staatssäckel. Weiter haben die
Experten der neuen Regierung die Entlas-
sung von 16.000 Beschäftigen der Staatsver-
waltung ins Programm geschrieben. Aber
auch die Rekonstruktion der schon seit lan-
gem unrentablen und subventionierten
Werften des Landes könnte tausende Ar-
beitsplätze kosten. Doch sämtliche Exper-
ten stärken der neuen Regierung den Rü-
cken, unpopuläre Entscheidungen zu Be-
ginn der Legislaturperiode zu treffen. Mit-
telfristig könnte sich die Wirtschaftslage
dann bis zu neuen Wahlen bessern. Schließ-
lich verfügt Kroatien über einen blühenden
Tourismus, der mit Einnahmen von knapp
sieben Milliarden Euro noch längst nicht
am Ende seiner Möglichkeiten angekom-
men ist.                   Thomas Brey, Belgrad ❚

Der Autor ist Leiter des Balkanbüros der
Deutschen Presse-Agentur in Belgrad.

Nach der Wahlparty 
droht der Kater
KROATIEN Mitte-Links-Regierung bereitet harten Sparkurs vor

Wenn selbst der polnische Partner murrt,
muss etwas im Argen liegen. „Können wir
mit dieser Ukraine überhaupt gemeinsam
eine Fußball-Europameisterschaft veran-
stalten?“, fragte kürzlich die „Gazeta Wy-
borcza“, Polens wichtigste liberale Tageszei-
tung. Der Kommentator äußerte erhebliche
Bedenken, auch wenn niemand in War-
schau oder Kiew ernsthaft eine Absage der
sportlichen Großveranstaltung in Erwägung
zieht. Doch der Fall der inhaftierten Oppo-
sitionsführerin Julia Timoschenko und die
Menschenrechtslage in der Ukraine bereiten
vielen Polen in Politik, Wirtschaft und auch
Sport zunehmend Bauchschmerzen.

Ehrgeizige Ziele So recht in die Stim-
mungslage zwischen Oder und Bug mag das
nicht passen. Die Regierung in Warschau
hat soeben eine erfolgreiche EU-Ratspräsi-
dentschaft hinter sich gebracht. Fazit: Po-
lens Stimme hat in Brüssel Gewicht. Wirt-
schaftlich geht es im Land bei stabilen
Wachstumsraten zwischen drei und sieben
Prozent seit Jahren bergauf. Und der im No-
vember in seine zweite Amtszeit gestartete
Ministerpräsident Donald Tusk hat weitere
ehrgeizige Ziele vorgegeben. Er sagt es zwar
nicht offen, aber mit seinem Programm für
die kommenden vier Jahre lässt Tusk keinen
Zweifel daran, dass Polen möglichst bis
2015 der Währungsunion beitreten möchte.
„Wenn die Entscheidungen in der Euro-Zo-
ne fallen, muss Polen mit am Tisch sitzen“,
erklärt der Ministerpräsident. Das aber ge-
währleiste nur die Mitgliedschaft im Euro-
Club.
Die Beziehungen zum Nachbarn im Südos-
ten trüben allerdings die Jahresbilanz der
Regierung Tusk. Polen versteht sich seit
dem eigenen EU-Beitritt im Jahr 2004 als
Anwalt der Ukraine in Europa – und dies
vor allem aus ureigenem Interesse. Eine
prosperierende Ukraine vor der Haustür

würde die Sicherheit des Landes, aber auch
die eigene Attraktivität und die wirtschaft-
lichen Perspektiven verbessern. In Kiew je-
doch regiert seit knapp zwei Jahren Viktor
Janukowitsch als Präsident. Und der hat die
Uhren nach der demokratischen „Orange-
nen Revolution“ des Jahres 2004 wieder zu-
rückgedreht.
Vor allem entfesselte Janukowitsch nach
Meinung westlicher Beobachter eine regel-
rechte Hatz auf die Opposition um die ehe-
malige Regierungschefin Julia Timoschen-
ko. Mehrere hochrangige Vertreter ihrer pro-
westlichen Partei Vaterland sitzen derzeit im
Gefängnis. Auch Timoschenko selbst ist in-
haftiert. Ein Kiewer Gericht verurteilte die
51-Jährige im Oktober zu sieben Jahren
Haft, weil sie in ihrer Amtszeit als Minister-
präsidentin einen für die Ukraine ungünsti-
gen Gas-Liefervertrag mit Russland ge-
schlossen und dabei ihre Macht miss-
braucht haben soll. 
Der Prozess sei politisch motiviert, heißt es
in Brüssel. Die EU hat deshalb aus Protest
bei den Verhandlungen über ein Assoziie-
rungsabkommen mit der Ukraine zuletzt
auf die Bremse getreten. Der Vertrag, der un-

ter anderem freien Handel und freies Reisen
vorsieht, wurde beim jüngsten EU-Ukraine-
Gipfel am 19. Dezember in Kiew entgegen
den ursprünglichen Plänen vorerst nicht
unterzeichnet. Für die proeuropäischen
Kräfte in der ukrainischen Gesellschaft und
auch im Regierungsapparat in Kiew war das
ein Rückschlag. 

Niederlage Und auch für die polnische
EU-Ratspräsidentschaft, die sich eine Vertie-
fung der Partnerschaft mit den Ländern Ost-
europas auf die Fahnen geschrieben hatte,
war dies eine Niederlage. „Die Enttäu-
schung in Polen über die ausbleibenden de-
mokratischen Reformen in der Ukraine sind
mit Händen zu greifen“, sagt der Warschau-
er Politikwissenschaftler und Osteuropa-Ex-
perte Lukas Adamski im Gespräch mit  „Das
Parlament“ und fügt hinzu: „Die Defizite
beim Aufbau eines Rechtsstaates sind ekla-
tant. Die Korruption blüht. Das alles behin-
dert westliche Investitionen in der Ukraine.
Die Wirtschaftsbeziehungen zu Polen ha-
ben sich in den vergangenen Jahren viel
schlechter entwickelt als erhofft.“  Auch die
Fußball-Europameisterschaft werde in die-
sem politischen Umfeld kaum einen Stim-
mungsumschwung herbeiführen können.
In Polen hoffen Marketing-Spezialisten
mittlerweile, dass das derzeit düstere Bild
der Ukraine während der EM keine Schat-
ten auf das eigene Land werfen möge. Wie
zum Beleg für Adamskis Prognosen rutsch-
te die Ukraine im jüngsten Korruptionsin-
dex von Transparency International um
weitere 18 Plätze auf Rang 152 unter 183
Staaten ab und befindet sich nun auf einem
Niveau mit der afrikanischen Republik Kon-
go und dem zentralasiatischen Tadschikis-
tan. Ulrich Krökel, Warschau ❚

Der Autor berichtet als freier Korrespondent
aus Polen und Osteuropa. 

Ungleiches Doppel 
UKRAINE UND POLEN Entfremdung zwischen den Gastgeberländern der Fußball-EM 2012

NORDKOREA Nach dem Tod des »geliebten Führers« bleibt
die Herrschaft in der Hand seiner Dynastie  

Auf Kim 
folgt Kim 

Zum Tode
Václav Havels   
NACHRUF Bundestagspräsident Norbert
Lammert hat den im Dezember verstorbe-
nen früheren tschechischen Präsidenten
und Schriftsteller Václav Havel gewürdigt.
„Wir Deutschen und alle Europäer verlieren
mit Václav Havel nicht nur einen Schriftstel-
ler und Künstler, sondern einen Staatsmann
von Weltrang. Er ist eine der herausragen-
den Persönlichkeiten, deren Name auf im-
mer mit dem weltpolitischen Umbruch der
Jahre 1989/90 verbunden sein wird.“ Spra-
che sei für ihn immer mehr als nur eine
Möglichkeit der Kommunikation gewesen,
sagte Lammert. „Sie war für ihn entschei-

dender Bestand-
teil einer jeden
Kultur – ganz be-
sonders auch der
politischen.“
Durch das gesam-
te Werk Havels
ziehe sich die Ver-
achtung des Miss-
brauchs der Spra-
che, der vor der
friedlichen Revo-
lution auch in
dessen Heimat-
land allgegenwär-
tig gewesen sei.

„Václav Havel war ein Visionär und ein Vor-
bild – als Schriftsteller und Künstler mit sei-
ner grandiosen Ausdrucksgabe wie auch als
Politiker und Staatsmann mit seiner Klug-
heit und Strahlkraft“, sagte Lammert
Geboren 1936 in Prag, wurde Havel in den
1960er Jahren Dramaturg. Er war in der Op-
positionsbewegung gegen die Regierungs-
politik der kommunistischen Partei aktiv
und verbrachte deshalb fast fünf Jahre in
Haft. 1990 wurde er zum Präsidenten der
Tschechosslowakei gewählt, nach deren
Auflösung 1993 dann  zum  erstem Präsi-
denten der Tschechischen Republik. vom ❚

2012 wird Maribor, die zweitgrößte Stadt
Sloweniens, Kulturhauptstadt Europas sein. 
Doch die internationale Finanzkrise, die
das Land seit 2008 eingeholt hat, wirft ih-
ren Schatten auf das Programm: Von den ur-
sprünglich geplanten 50 Millionen Euro
bleiben wegen wirtschaftlicher Schwierig-
keiten nun noch 8,5 Millionen. Lange galt
Slowenien in seiner wirtschaftlichen und
politischen Entwicklung als ein Vorreiter
nicht nur unter den früheren jugoslawi-
schen sondern auch der osteuropäischen
Staaten. 2004 trat das Land der Europäi-
schen Union bei, bereits drei Jahre später
folgte die Einführung des Euro. 

Überraschender Wahlausgang Im Sep-
tember 2011 sprach das Parlament dem so-
zialdemokratischen Ministerpräsidenten
Borut Pahor das Misstrauen aus. Anfang De-
zember fanden dann vorgezogene Neuwah-
len in Slowenien statt, aus der der 58-jähri-
ge Bürgermeister der Hauptstadt Ljubljana,
Zoran Jankovic, als klarer Gewinner hervor-
ging. Seine Partei „Positives Slowenien“ hat-
te er erst kurz zuvor gegründet eigens für die
Neuwahlen. Jankovic war Chef der größten
Supermarktkette Mercator und versprach
im Wahlkampf, das Land wie ein Unterneh-
men zu führen. Doch er muss sich Koaliti-
onspartner suchen. Der geschlagene bishe-
rige Premier Pahor kann sich mit nur noch
zehn Prozent der Stimmen deshalb erneut
Chancen auf eine Regierungsbeteiligung
ausrechnen. 

Gescheitert ist das alte Mitte-Links-Bündnis
Pahors am Streit um die Heraufsetzung des
Rentenalters. Eine Sanierung des überschul-
deten Staatshaushalts kam nicht zustande.
Eine Staatsverschuldung von nicht einmal
40 Prozent der Wirtschaftsleistung – vergli-
chen mit anderen Euro-Ländern klingt das
zwar moderat. Sorge bereitet aber der An-
stieg der Verschuldung. Vor wenigen Jahren
lag das Budgetdefizit noch bei Null. Im Zu-
ge der Finanzkrise stieg es kräftig an. 2009
musste das Land einen Rückgang des Brut-
toinlandsprodukts um ganze acht Prozent
hinnehmen. Zuletzt drohte die Ratingagen-
tur Fitch Mitte Dezember Slowenien mit ei-
ner Herabstufung der Bonitäts-Einschät-
zung. Wichtigste Aufgabe der neuen Regie-
rung ist nun die Verabschiedung eines neu-
en Haushalts, erwartet wird ein hartes
Sparprogramm. 
In Maribor, das sich den Titel Kulturhaupt-
stadt 2012 mit dem portugiesische Guima-
rães teilt, gibt es viele ehrgeizige Vorhaben.
Ein Teil des vorgesehenen Geldes von der EU
und auch vom Staat Slowenien ist jedoch
bisher nicht eingetroffen. In den letzten Jah-
ren haben etwa 5.000 Einwohner die Stadt
verlassen. Richtung Ljubljana oder Richtung
Westen, um dort  Arbeit zu finden. Das Mot-
to, mit dem sich die Kulturhauptstadt prä-
sentiert, heißt „Turning point“. Wie dieser
Wendepunkt aussehen wird, bleibt abzu-
warten                       Joachim Hildebrandt ❚

Der Autor ist freier Korrespondent. 

Vom Musterschüler 
zum Sorgenkind
SLOWENIEN Koalitionsbildung im Zeichen der Schuldenkrise

Václav Havel 
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Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Die Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 23. Januar 2012.



14 KEHRSEITE Das Parlament – Nr. 1 bis 3 – 2. Januar 2012

Das bewegte das Parlament 2011

22. September: Der Papst (links) und Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU) im Plenarsaal

22. November: Schweigeminute für die Opfer des rechtsextremistischen Terrors 

23. Februar: Guttenberg nimmt im Plenum Stellung zu den Plagiatsvorwürfen. 24. März: Das Parlament verabschiedet die Aussetzung der Wehrpflicht.

7. Juli: Der Bundestag stimmt einer eingeschränkten Zulassung der Präimplantationsdiagnostik zu.

11. März: Reaktorkatastrophe in Fukushima. Das Parlament nimmt Anteil und... ...beginnt, über Kernkraft zu diskutieren. Am 30. Juni beschließt es den Atomausstieg. 30. September: Der Bundestag stimmt dem erweiterten Euro-Rettungsfonds EFSF zu.
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